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1 EINLEITUNG 

1.1 PROBLEMSTELLUNG 

Als assoziierte Unternehmen werden Unternehmen bezeichnet, auf welches von ei-

nem konsolidierten Unternehmen ein maßgeblicher Einfluss auf die Geschäfts- und 

Finanzpolitik ausgeübt werden kann.1 Der Begriff der assoziierten Unternehmen ist 

auf den im anglo-amerikanischen Rechtssystem verwendeten Begriff der associated 

company zurückzuführen, der gleichzeitig auch als Grundlage für die Definition von 

assoziierten Unternehmen im Rahmen der 7. EG-Richtlinie (EG-RL) zum Gesell-

schaftsrecht (Konzernbilanz-Richtlinie) aufgegriffen worden ist.2 Assoziierte Unter-

nehmen lassen sich durch zwei wesentliche Merkmale charakterisieren. Einerseits 

durch die Beteiligung eines konsolidierten Unternehmens an einem nicht in den Kon-

zernabschluss einbezogenen Unternehmens und andererseits durch die Ausübung 

eines maßgeblichen Einflusses auf die Geschäfts- und Finanzpolitik des assoziierten 

Unternehmens.3 Beim maßgeblichen Einfluss, der eine abgeschwächte Form des 

beherrschenden Einflusses darstellt, handelt es sich um einen unbestimmten 

Rechtsbegriff.4 Der Vergleich der einzelnen Voraussetzungen, die für das Vorliegen 

eines assoziierten Unternehmens notwendig sind, lässt trotz hoher Übereinstimmung 

zwischen dem Unternehmensgesetzbuch (UGB)5, dem Handelsgesetzbuch (HGB)6 

und den International Financial Reporting Standards (IFRS) einige wenige Abwei-

chungen erkennen. Für die Frage, ob es sich beim Beteiligungsunternehmen 

schlussendlich um ein assoziiertes Unternehmen handelt oder nicht, kann diesen 

Abweichungen allerdings eine wesentliche Bedeutung zukommen.  

                                            
1
 Vgl. Grünberger (2012), S. 145. 

2
 Siebente Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 aufgrund von Artikel 54 Abs. 3 Buch-
stabe g des Vertrages über den konsolidierten Abschluss (Abl. L 193 S. 1), zuletzt geändert durch 
die Richtlinie 209/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 (Abl. L 164 
S. 42). 

3
 Vgl. Hinrichs (1989b), S. 3. 

4
 Vgl. Hahn (1987), S. 589 f. 

5
 Gesetz über besondere zivilrechtliche Vorschriften für Unternehmen (Unternehmensgesetzbuch –
UGB) vom 10. Mai 1897 (dRGBl. S. 219), zuletzt geändert durch das ZVG 2013 vom 24. April 2012 
(BGBI. I Nr. 50). 

6
 Handelsgesetzbuch (HGB) vom 10. Mai 1897 (RGBI. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
ÄndG vom 4. Oktober 2013 (BGBI. I S. 3746). 
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Anteile an assoziierten Unternehmen sind im Konzernabschluss grundsätzlich nach 

der sog. Equity-Methode zu bilanzieren.7 Die Equity-Methode weist erhebliche Unter-

schiede im Vergleich zur Voll- bzw. Quotenkonsolidierung auf und nimmt daher eine 

ganz besondere Stellung in der Konzernrechnungslegung ein. Ob es sich bei der 

Equity-Methode letztendlich um ein Konsolidierungsverfahren oder einer Form der 

Beteiligungsbewertung handelt, ist unklar.8 Diese Sonderstellung lässt sich vor allem 

dadurch erklären, dass die Equity-Methode an der Schnittstelle zwischen den einzel-

nen Kapitalkonsolidierungsverfahren und den verschiedenen Bewertungsmethoden 

einzuordnen ist.9 Das wesentliche Merkmal der Equity-Methode liegt im Ausweis der 

Beteiligung mit dem anteiligen Eigenkapital.10 Im Gegensatz zu den anderen Konso-

lidierungsverfahren werden bei der Equity-Bilanzierung keine Vermögensgegenstän-

de und Schulden bzw. Aufwendungen und Erträge aus dem Jahresabschluss des 

assoziierten Unternehmens in den Konzernabschluss des beteiligten Unternehmens 

übernommen, sondern es wird lediglich die Beteiligung am assoziierten Unterneh-

men als solche unter einem besonderen Posten mit entsprechender Bezeichnung in 

der Konzernbilanz ausgewiesen.11  

Im Rahmen dieser Arbeit soll die Bilanzierung von Beteiligungen an assoziierten Un-

ternehmen im Konzernabschluss und folglich die Ausgestaltung der Equity-Methode 

sowohl nach dem UGB, dem HGB und den IFRS untersucht werden. Es sollen daher 

unter anderem folgende Fragen beantwortet werden: Was ist unter assoziierten Un-

ternehmen zu verstehen? Wie hat schlussendlich deren Bilanzierung im Konzernab-

schluss nach dem UGB, dem HGB und den IFRS zu erfolgen?  

  

                                            
7
 Vgl. Melcher / Murer (2010), S. 1597. 

8
 Vgl. Ordelheide (1985), S. 578 f.; siehe auch Ordelheide (1986b), S. 87. 

9 Vgl. Kirsch (1990), S. 155; Scherrer (1994), S. 149; Gabelsberger (2001), S. 144. 
10

 Vgl. Fröhlich (2011b), S. 844. 
11

 Vgl. IDW (1986), S. 394 f.  
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1.2 AUFBAU DER ARBEIT 

Zur Beantwortung der in Abschnitt 1.1 formulierten Fragestellungen werden im zwei-

ten Kapitel die allgemeinen Grundlagen zur begrifflichen Auslegung von assoziierten 

Unternehmen erörtert und die Ausgestaltung der Equity-Methode im Konzernab-

schluss im Detail besprochen. Insbesondere soll untersucht werden, inwieweit sich 

einerseits assoziierte Unternehmen von den anderen Formen von Beteiligungsunter-

nehmen unterscheiden und andererseits sich die Equity-Methode von den anderen 

Konsolidierungsfragen abhebt.  

Das dritte Kapitel dieser Arbeit widmet sich in weiterer Folge der Bilanzierung von 

assoziierten Unternehmen im Konzernabschluss. Den Anfang dieser Untersuchung 

sollen die Vorschriften des UGB machen. Dazu wird zunächst auf die Stellung des 

assoziierten Unternehmens im Stufenbau des Konzernabschlusses nach dem UGB 

eingegangen, bevor dann der Fokus auf die einzelnen Bestandteile der Begriffsdefi-

nition von assoziierten Unternehmen nach dem UGB gelegt werden soll. Aufbauend 

darauf sollen in Abschnitt 3.2 die Erstbewertung von Anteilen an assoziierten Unter-

nehmen, in Abschnitt 3.3 die Ausgestaltung der Equity-Methode und in Abschnitt 3.4 

die Behandlung eines resultierenden Unterschiedsbetrages ausführlich dargelegt 

werden. Danach werden einerseits die Vorgehensweise im Rahmen der Equity-

Fortschreibung nach dem UGB erläutert und andererseits die Sonderprobleme im 

Zusammenhang mit der Equity-Methode beschrieben. Auch die Frage, ob die Equity-

Methode im Jahresabschluss nach dem UGB angewendet werden darf, soll im Ab-

schnitt 3.10 untersucht werden.  

Die anschließenden Kapitel vier und fünf beschäftigen sich in weiterer Folge mit der 

Bilanzierung von assoziierten Unternehmen im Konzernabschluss nach dem HGB 

und den IFRS. Der Aufbau dieser nachfolgenden Abschnitte weist eine hohe Über-

einstimmung zu jenem des UGB auf, um dadurch eine bessere Vergleichbarkeit zwi-

schen dem UGB, dem HGB und den IFRS herstellen zu können. Um den theoreti-

schen Aspekt dieser Arbeit besser zum Verständnis zu bringen, soll ergänzend zu 

den theoretischen Erläuterungen die Vorgehensweise im Rahmen der Equity-

Bewertung anhand von Rechenbeispielen erläutert werden. In Kapitel sechs werden 

schließlich die gewonnen Erkenntnisse bzw. Unterschiede zwischen dem UGB, dem 

HGB und den IFRS nochmals zusammengefasst.  
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2 BILANZIERUNG VON ASSOZIIERTEN UNTERNEHMEN IM KONZERNAB-

SCHLUSS 

2.1 BEGRIFF DES ASSOZIIERTEN UNTERNEHMENS 

Bei einem assoziierten Unternehmen handelt es sich um einen Anteil an einem Un-

ternehmen, der in einem Konzernabschluss abzubilden ist, zu welchem der Konzern 

in einer bestimmten Verbindung steht.12 Ein assoziiertes Unternehmen lässt sich 

folglich durch zwei wesentliche Merkmale beschreiben. Einerseits durch die Beteili-

gung eines konsolidierten Unternehmens an einem nicht in den Konzernabschluss 

einbezogenen Unternehmens und andererseits durch die Ausübung eines maßgebli-

chen Einflusses auf die Geschäfts- und Finanzpolitik des assoziierten Unterneh-

mens.13 Angesichts der ungenauen Bestimmung des maßgeblichen Einflusses lässt 

sich der maßgebliche Einfluss allerdings nicht eindeutig definieren.14  

Es ist aber davon auszugehen, dass für das Mutterunternehmen bei Vorliegen eines 

maßgeblichen Einflusses keine Möglichkeit besteht, das Beteiligungsunternehmen, 

wie es normalerweise im Rahmen eines beherrschenden Einflusses üblich ist, voll-

ständig seinem Willen zu unterwerfen.15 Dies wiederum lässt zur Schlussfolgerung 

geraten, dass der maßgebliche Einfluss im Gegensatz zum beherrschenden Einfluss 

bzw. einer gemeinsamen Führung schwächer ausgeprägt sein muss.  

Um die Schwierigkeiten bei der Feststellung eines maßgeblichen Einflusses zu ent-

schärfen, sind sowohl in der deutschen als auch in der internationalen Rechnungsle-

gung bestimmte Indikatoren entwickelt worden, welche auf einen maßgeblichen Ein-

fluss hindeuten sollen. Hier sind vor allem der Deutsche Rechnungslegungs Stan-

dard 8.3 (DRS 8.3)16 und der IAS 28.6 anzuführen, die über entsprechende Kriterien 

verfügen, welche als Indizien für das Vorhandensein eines maßgeblichen Einflusses 

gelten. Angesichts der erschwerten Bestimmung des maßgeblichen Einflusses ist 

deshalb grundsätzlich davon auszugehen, dass bei einer Beteiligung von mindestens 

                                            
12

 Vgl. dazu ausführlich Hinrichs (1989b), S. 32 f. 
13

 Vgl. Busse von Colbe et al. (2010), S. 259. 
14

 Vgl. Hinrichs (1989a), S. 1733 f. 
15

 Vgl. Hinrichs (1989a), S. 1734. 
16

 Für die Bilanzierung von Anteilen an assoziierten Unternehmen sind neben den gesetzlichen Vor-
schriften des HGB auch jene des deutschen Rechnungslegungsstandards (DRS) 8 in der Fassung 
vom 3. April 2001, zuletzt geändert am 5. Januar 2010, zu beachten. Die DRS werden vom Deut-
schen Standardisierungsrat (DSR) veröffentlicht. Der DSR verfolgt das Ziel die deutschen Bilanzie-
rungsvorschriften an die Vorschriften der IFRS anzugleichen und Wahlrechte im deutschen Han-
delsgesetzbuch (HGB) weitgehend zu eliminieren. 
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20 % ein maßgeblicher Einfluss ausgeübt werden kann und somit vom Vorliegen ei-

nes assoziierten Unternehmens auszugehen ist.17 

2.2 ABGRENZUNG VON ASSOZIIERTEN UNTERNEHMEN ZU TOCHTER- BZW. GE-

MEINSCHAFTSUNTERNEHMEN UND SONSTIGEN BETEILIGUNGSUNTERNEHMEN 

Um das Verständnis für assoziierte Unternehmen und deren Behandlung im Rahmen 

des Konzernabschlusses zu verbessern, hat eine Abgrenzung zu Tochter- bzw. Ge-

meinschaftsunternehmen und sonstigen Beteiligungsunternehmen zu erfolgen. In 

diesem Zusammenhang spielt vor allem das sogenannte Stufenkonzept eine bedeu-

tende Rolle.18 Sowohl das UGB, als auch das HGB und die IFRS folgen bei der Ab-

grenzung des Konsolidierungskreises diesem Stufenkonzept. Dementsprechend las-

sen sich vier verschiedene Formen von Beteiligungsunternehmen unterscheiden. 

Dies sind einerseits Tochter- und Gemeinschaftsunternehmen und andererseits as-

soziierte Unternehmen und sonstige Beteiligungsunternehmen.19  

Tochterunternehmen nach dem UGB und dem HGB lassen sich vor allem dadurch 

charakterisieren, dass das Mutterunternehmen einen beherrschenden Einfluss auf 

diese ausüben kann.20 Es kommt somit für das Mutter-Tochter-Verhältnis und für die 

Einbeziehung eines Unternehmens in den Konzernabschluss nicht unbedingt auf 

eine tatsächliche einheitliche Leitung an.21 Sowohl das Mutter- als auch das Tochter-

unternehmen sind entsprechend der Einheitstheorie in den Konzernabschluss zu  

100 % einzubeziehen.22 Für die Konsolidierung des Tochterunternehmens bedeutet 

dies folglich, dass sämtliche Aktiva und Passiva des verbundenen Unternehmens im 

Rahmen der sogenannten Vollkonsolidierung im Konzernabschluss zu berücksichti-

gen sind.23 Außerdem hat eine Kapitalaufrechnung des Beteiligungsbuchwertes des 

Mutterunternehmens mit dem anteiligen Eigenkapital der Tochter zu erfolgen.24 Im 

Gegensatz zu Tochterunternehmen stehen Gemeinschaftsunternehmen nicht unter 

dem beherrschenden Einfluss des Mutterunternehmens, sondern lassen sich durch 

eine gemeinschaftliche Leitung durch mehrere Unternehmen charakterisieren. Trotz 

                                            
17

 Vgl. Harms / Knischewski (1985), S. 1353. 
18

 Vgl. ausführlich zum Stufenkonzept Baetge / Thiele (1995), S. 513 – 524. 
19

 Vgl. Ordelheide (1986a), S. 293 f.; Busse von Colbe / Chmielewicz (1986), S. 326. 
20

 Vgl. § 244 Abs. 1 erster Satz UGB; § 290 Abs. 1 erster Satz HGB. 
21

 Vgl. Lüdenbach / Freiberg (2009), S. 1230.  
22

 Vgl. § 228 Abs. 3 UGB; § 271 Abs. 2 HGB. 
23

 Vgl. § 253 Abs. 2 erster Satz UGB; § 300 Abs. 2 erster Satz HGB. 
24

 Vgl. § 254 Abs. 1 erster Satz UGB; § 301 Abs. 1 erster Satz HGB. 
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des Mangels eines beherrschenden Einflusses sind Gemeinschaftsunternehmen ge-

nauso in den Konzernabschluss einzubeziehen. Der wesentliche Unterschied zur 

Konsolidierung von Tochterunternehmen liegt allerdings darin, dass die Aktiva und 

Passiva von Gemeinschaftsunternehmen nur entsprechend der Beteiligungsquote im 

Konzernabschluss zu berücksichtigen sind.25 In der Regel können jedoch auch Ge-

meinschaftsunternehmen als assoziierte Unternehmen betrachtet werden, da ange-

sichts der Stufenkonzeption die gemeinsame Führung einen maßgeblichen Einfluss 

bereits einschließt.26  

Die sonstigen Beteiligungsunternehmen sind auf der untersten Ebene des Stufen-

konzeptes angesiedelt. Die Begründung liegt darin, dass diese weder einem maß-

geblichen oder beherrschenden Einfluss noch einer gemeinsamen Leitung unterlie-

gen. Aus diesem Grund sind diese im Konzernabschluss ebenfalls wie im Jahresab-

schluss lediglich mit den Anschaffungskosten anzusetzen und unter dem Posten 

Wertpapiere des Anlagevermögens oder Beteiligungen auszuweisen.27 

Die IFRS folgen bei der Abgrenzung des Konsolidierungskreises ebenfalls dem Stu-

fenkonzept. Auch bei diesem wird, ähnlich wie im UGB und dem HGB in Tochterun-

ternehmen, Gemeinschaftsunternehmen, assoziierten Unternehmen und sonstige 

Finanzinvestitionen unterschieden. Das wesentliche Abgrenzungskriterium von Toch-

terunternehmen und assoziierten Unternehmen nach den IFRS liegt in der Tatsache, 

dass Tochterunternehmen gemäß IFRS 10.5, im Gegensatz zu assoziierten Unter-

nehmen, einem beherrschenden Einfluss durch das Mutterunternehmen unterliegen 

müssen. Ein beherrschender Einfluss liegt gemäß IFRS 10.15 dann vor, wenn das 

Mutterunternehmen aus der Beteiligung am Tochterunternehmen Erträge oder sons-

tige Vorteile erhält und diese durch ihren Einfluss auf die bedeutenden Aktivitäten 

des Tochterunternehmens zu beeinflussen vermag. Bei genauer Analyse der Defini-

tion zum beherrschenden Einfluss lassen sich somit zahlreiche Parallelen zum Con-

troll-Konzept nach dem UGB feststellen.28  

Genauso wie der Controll-Tatbestand in § 244 Abs. 2 UGB stellen die IFRS ebenfalls 

auf bestimmte Konstellationen ab, die schlussendlich die Ausübung eines beherr-

                                            
25

 Vgl. § 262 Abs. 1 UGB; § 310 Abs. 1 HGB.  
26

 Vgl. Hachmeister (2002), § 311 HGB, Rn. 76. 
27

 Vgl. Fröhlich (2011b), S. 132. 
28

 Vgl. Fröhlich (2001), S. 43 f.  
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schenden Einflusses ermöglichen.29 Das heißt, dass das Kriterium der einheitlichen 

Leitung gemäß § 244 Abs. 1 UGB in den IFRS keine bedeutende Rolle spielt. Der 

einzige wesentliche Unterschied zwischen dem Controll-Konzept nach dem UGB und 

den vergleichbaren Vorschriften in den IFRS liegt darin, dass der Controll-Tatbestand 

in § 244 Abs. 2 UGB unwiderlegbare und jene nach den IFRS widerlegbare Vermu-

tungen enthalten. Tochterunternehmen nach den IFRS sind im Rahmen der Vollkon-

solidierung vollständig in den Konzernabschluss einzubeziehen.30 

Im Gegensatz zu Tochterunternehmen werden Unternehmen nach den IFRS als 

Gemeinschaftsunternehmen betrachtet, wenn diese nicht durch eine einzelne Partei, 

sondern von mehreren Parteien gemeinsam beherrscht werden.31 IFRS 11 unter-

scheidet zwischen Joint Operations und Joint Ventures.32 Gemäß IFRS 11.7 werden 

Vereinbarungen, in denen zwei oder mehrere Parteien eine gemeinsame Beherr-

schung ausüben, als Joint Arrangements bezeichnet. Unter gemeinsamer Beherr-

schung ist die vertraglich festgeschriebene Mitwirkung an der Beherrschung über ein 

gemeinsames Beteiligungsunternehmen zu verstehen. Als wesentliche Vorausset-

zung ist die einstimmige Zustimmung der einzelnen Parteien bei Entscheidungen 

über maßgebende Tätigkeiten zu nennen.33 Weiters muss die gemeinsame Beherr-

schung auf einer vertraglichen Vereinbarung beruhen.34 Bei einem entsprechenden 

Vergleich der IFRS mit der Definition nach dem UGB bzw. dem HGB wird man fest-

stellen, dass der wesentliche Unterschied vor allem darin liegt, dass ein Gemein-

schaftsunternehmen nach den IFRS nur dann vorliegen kann, wenn eine vertragliche 

Übereinkunft zwischen den Partnerunternehmen existiert. Diese ist im Vergleich zum 

UGB und dem HGB nicht erforderlich.  

Die wesentliche Abgrenzung zwischen Joint Operations und Joint Ventures liegt da-

rin, dass bei einem Joint Venture die beteiligten Investoren nur über einen Anspruch 

am Reinvermögen des Joint Ventures besitzen.35 Im Gegensatz zu Joint Ventures 

haben die beteiligten Parteien bei Joint Operations Ansprüche an allen oder einzel-

nen Vermögenswerten oder an den Verpflichtungen im Zusammenhang mit den 

                                            
29

 Vgl. IFRS 10.7. 
30

 Vgl. IFRS 10 Appendix B86(a). 
31

 Vgl. IFRS 11.4. 
32

 Vgl. IFRS 11.6. 
33

 Vgl. IFRS 11.7. 
34

 Vgl. IFRS 11.5(a). 
35

 Vgl. IFRS 11.16. 
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Schulden des Gemeinschaftsunternehmens.36 Diese Unterscheidung ist vor allem 

deshalb von großer Bedeutung, weil je nach Einstufung sich unterschiedliche Konse-

quenzen für die Einbeziehung in den Konzernabschluss ergeben können. Joint Ope-

rations sind anteilig in Anlehnung an die Quotenkonsolidierung nach dem UGB in 

den Konzernabschluss einzubeziehen.37 Im Gegensatz dazu hat bei Vorliegen eines 

Joint Ventures die Bilanzierung der Anteile im Konzernabschluss nach der Equity-

Methode zu erfolgen.38  

Im Vergleich zu Tochter- und Gemeinschaftsunternehmen sind Anteile an assoziier-

ten Unternehmen entsprechend der Equity-Methode zu bilanzieren.39 Als Ausnahme 

von dieser Verpflichtung sehen die IFRS vor, dass Anteile an assoziierten Unter-

nehmen, welche u.a. zur Veräußerung bestimmt sind, nicht mittels Equity-Methode in 

den Konzernabschluss einzubeziehen sind.40 Alle sonstigen Anteile an anderen Un-

ternehmen sind gemäß IAS 32.11 als Finanzinstrumente zu behandeln und folglich 

gemäß IAS 39.43 mit dem Fair Value zu bilanzieren. 

2.3 BILANZIERUNG VON ASSOZIIERTEN UNTERNEHMEN NACH DER EQUITY-METHO-

DE 

Anteile an einem assoziierten Unternehmen sind nach der Equity-Methode im Kon-

zernabschluss zu bilanzieren.41 Der Anwendungsbereich der Equity-Methode muss 

sich nicht nur auf assoziierte Unternehmen erstrecken, sondern kann auch bei Toch-

ter- und Gemeinschaftsunternehmen zur Anwendung kommen. Im Gegensatz zu as-

soziierten Unternehmen werden Tochter- bzw. Gemeinschaftsunternehmen grund-

sätzlich nach der Voll- bzw. Quotenkonsolidierung in den Konzernabschluss einbe-

zogen.42 Liegen allerdings die Voraussetzungen für eine Voll- bzw. Quotenkonsoli-

dierung nicht vor, ist folglich zu beurteilen, ob möglicherweise eine Bewertung nach 

der Equity-Methode in Frage kommt oder nicht. 

Die Equity-Methode stammt aus dem anglo-amerikanischen Raum und ist in der 

amerikanischen Rechnungslegung in der Accounting Principles Board (APB) Opinion 

                                            
36

 Vgl. IFRS 11.15.  
37

 Vgl. IFRS 11.20. 
38

 Vgl. IFRS 11.24. 
39

 Vgl. IAS 28.16. 
40

 Vgl. IAS 28.20. 
41

 Vgl. Rohatschek / Maukner (2012), S. 338. 
42

 Vgl. Küting (2002), Sp. 668 f.  
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No. 18 verankert.43 Die Equity-Bewertung stellt eine besondere Technik der Kapital-

konsolidierung dar und unterscheidet sich deshalb in einigen wesentlichen Punkten 

von den übrigen Konsolidierungsmethoden. Die Equity-Methode nimmt deshalb eine 

ganz besondere Stellung in der Konzernrechnungslegung ein, da sie keine echte 

Konsolidierungsmethode darstellt, sondern als ein Verfahren zur Bewertung von Be-

teiligungen angesehen wird.44 Diese Sonderstellung lässt sich vor allem dadurch er-

klären, dass die Equity-Methode an der Schnittstelle zwischen den einzelnen Kapi-

talkonsolidierungsverfahren und den verschiedenen Bewertungsmethoden liegt.45 

Außerdem kann man bei ausführlicher Analyse der Equity-Methode zur Schlussfolge-

rung geraten, dass diese eine hohe Übereinstimmung mit der Spiegelbildmethode 

aufweist.46 

Die Grundidee der Equity-Methode liegt darin, Beteiligungen an assoziierten Unter-

nehmen mit dem anteiligen Eigenkapital auszuweisen.47 Dies hat zur Folge, dass 

sich die Beteiligungsbewertung an der Entwicklung des anteiligen Eigenkapitals zu 

orientieren.48 Um schlussendlich eine Übereinstimmung des Beteiligungsbuchwertes 

mit dem anteiligen Eigenkapital gewährleisten zu können, sind zwei Maßnahmen von 

Bedeutung. Einerseits müssen die Anschaffungskosten der Beteiligung dem anteili-

gen Eigenkapital des beteiligten Unternehmens im Zeitpunkt der Kapitalaufrechnung 

gegenübergestellt werden. Andererseits müssen die erwirtschafteten Jahreserfolge 

bzw. Jahresfehlbeträge in den Folgeperioden im Beteiligungsbuchwert des beteilig-

ten Unternehmens Niederschlag finden.49 Die Equity-Methode unterscheidet sich von 

der Anschaffungskosten- und Marktwertmethode vor allem darin, dass diese lediglich 

zu einer anderen periodischen Abgrenzung der Beteiligungserträge im Gegensatz 

zur Anschaffungskosten- und Marktwertmethode führt.50  

Die Equity-Methode wird häufig auch als partielles Konsolidierungsverfahren bzw. 

Ein-Zeilen-Konsolidierung (one-line-consolidation) bezeichnet.51 Im Gegensatz zu 

den anderen Konsolidierungsverfahren werden bei der Equity-Methode keine Ver-

mögensgegenstände und Schulden bzw. Aufwendungen und Erträge aus dem Jah-

                                            
43

 Vgl. APB Opinion No. 18. 
44

 Vgl. Meyer (1986), S. 236. 
45

 Vgl. Busse von Colbe et al. (2010), S. 517. 
46

 Vgl. Enke (1977), S. 30. 
47

 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 2. 
48

 Vgl. Schäfer (1982), S. 15. 
49

 Vgl. Schäfer (1982), S. 18. 
50

 Vgl. Busse von Colbe et al. (2010), S. 514 f. 
51

 Vgl. Zündorf (1987a), S. 24. 
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resabschluss des assoziierten Unternehmens in den Konzernabschluss des beteilig-

ten Unternehmens übernommen, sondern es wird lediglich die Beteiligung am asso-

ziierten Unternehmen als solche unter einem besonderen Posten mit entsprechender 

Bezeichnung in der Konzernbilanz ausgewiesen.52  

Ein weiteres bedeutendes Merkmal liegt darin, dass die im Rahmen der Equity-

Methode durchgeführte Bewertung nicht wie normalerweise nach dem Anschaf-

fungskostenmodell, sondern sehr zeitnah erfolgt. Dies lässt sich in der Regel nur 

durch die Fortschreibung des Beteiligungsansatzes entsprechend der Gewinnver-

wendungspolitik des Beteiligungsunternehmens sicherstellen.53 Weiters wird man zur 

Schlussfolgerung geraten, dass eine Bewertung zu at-equity im Vergleich zu einer 

Bewertung zu Anschaffungskosten mit einem höheren Aufwand verbunden ist.54 

2.4 KONSOLIDIERUNGSTECHNIK 

2.4.1 Buchwertmethode 

Für die Kapitalaufrechnung im Rahmen der Equity-Bewertung kommen zwei ver-

schiedene Methoden in Frage. Dabei handelt es sich einerseits um die Buchwertme-

thode und andererseits um die Kapitalanteilsmethode. Die beiden Methoden unter-

scheiden sich lediglich im Ausweis des Unterschiedsbetrages.55 

Im Rahmen der Equity-Bewertung nach der Buchwertmethode muss die Beteiligung 

mit dem Buchwert angesetzt werden, bevor es zu einem Vergleich des Beteiligungs-

ansatzes des Mutterunternehmens mit dem Buchwert des anteiligen Eigenkapitals 

des assoziierten Unternehmens kommt. In der Regel stimmt der Beteiligungsansatz 

mit den Anschaffungskosten der Beteiligung im Zeitpunkt des Erwerbs überein.56 

Der sich aus der Gegenüberstellung resultierende Unterschiedsbetrag ist im Rahmen 

der Erstkonsolidierung, je nach Rechnungslegungssystem, entweder mit einem Da-

von-Vermerk zu versehen oder im Konzernanhang anzugeben.  

                                            
52

 Vgl. IDW (1986), S. 394 f.  
53

 Vgl. Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 346 f. 
54

 Vgl. ausführlich zur Anschaffungswertmethode versus Equity-Methode Schäfer (1982), S. 50 – 54. 
55

 Vgl. Zündorf (1987a), S. 24 f. 
56

 Vgl. Küting / Weber (2010), S. 528. 



Seite 11 

2.4.2 Kapitalanteilsmethode 

Die Kapitalanteilsmethode weist hohe Ähnlichkeit zur Neubewertungsmethode auf, 

wird jedoch im Vergleich zur Buchwertmethode seltener zur Bewertung von Anteilen 

an assoziierten Unternehmen herangezogen.57 Entsprechend der Kapitalanteilsme-

thode muss die Beteiligung in der Konzernbilanz mit dem anteiligen Eigenkapital an-

gesetzt werden. Im Rahmen der Kapitalaufrechnung wird dem Buchwert der Beteili-

gung, im Gegensatz zur Buchwertmethode, nicht das buchmäßige Eigenkapital des 

assoziierten Unternehmens gegenübergestellt, sondern das um die stillen Reserven 

und Lasten neubewertete Eigenkapital.58 Der aus der Gegenüberstellung ermittelte 

Unterschiedsbetrag, der als reiner Geschäfts- oder Firmenwert zu behandeln ist, ist 

im Rahmen der Erstkonsolidierung entweder gesondert auszuweisen oder im Kon-

zernanhang anzugeben.59  

  

                                            
57

 Vgl. Schildbach (2008), S. 187. 
58

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 254. 
59

 Vgl. Gross / Schruff / v. Wysocki (1987), S. 250; siehe auch Schruff (1984), S. 294. 
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3 BILANZIERUNG VON ASSOZIIERTEN UNTERNEHMEN IM KONZERNAB-

SCHLUSS NACH DEM UGB 

3.1 ASSOZIIERTE UNTERNEHMEN 

3.1.1 Einordnung assoziierter Unternehmen nach dem Stufenkonzept  

Das Stufenkonzept nach dem UGB weist erhebliche Parallelen zum Stufenkonzept 

der 7. EG-RL auf. Die Einstufung basiert lediglich auf der Frage, ob und in welchem 

Ausmaß das Mutterunternehmen die Möglichkeit besitzt, Einfluss auf ein anderes 

Unternehmen auszuüben.60 Mit anderen Worten ausgedrückt bedeutet dies, je stär-

ker die Einflussnahme des beteiligten Unternehmens auf die Geschäfts- und Finanz-

politik des Beteiligungsunternehmens ist, desto umfassender muss dieses Beteili-

gungsunternehmen bei der Erstellung des Konzernabschlusses in den Konzernab-

schluss einbezogen werden.61 Je nach Intensität der Unternehmensverbindung las-

sen sich folglich vier verschiedene Formen von Beteiligungsunternehmen unter-

scheiden.62 

Den Kern dieser Stufenkonzeption nach dem UGB bilden das Mutterunternehmen 

und deren durch Vollkonsolidierung in den Konzernabschluss einzubeziehenden 

Tochterunternehmen.63 Zur zweiten Stufe gehören Gemeinschaftsunternehmen.64 

Diese sind anteilig entsprechend der Beteiligungsquote zu berücksichtigen.65 Auf der 

nächstschwächeren Intensitätsstufe sind jene Beteiligungen einzustufen, welche an-

hand der Equity-Methode im Konzernabschluss bewertet werden.66 Dabei handelt es 

sich zum Großteil um Beteiligungen an assoziierten Unternehmen, auf deren Ge-

schäfts- und Finanzpolitik ein maßgeblicher Einfluss ausgeübt werden kann.67 Die 

unterste Ebene der Stufenkonzeption nach dem UGB bilden jene Unternehmen, an 

denen Anteile gehalten werden, ohne jedoch einen beherrschenden oder maßgebli-

chen Einfluss auf diese ausüben zu können.68 

                                            
60

 Vgl. Busse von Colbe / Chmielewicz (1986), S. 326. 
61

 Vgl. Busse von Colbe et al. (2010), S. 59.  
62

 Vgl. Dusemond (1994), S. 1733. 
63

 Vgl. Busse von Colbe et al. (2010), S. 59 f. 
64

 Vgl. v. Wysocki / Wohlgemuth (1996), S. 48 f.  
65

 Vgl. § 262 Abs. 1 UGB. 
66

 Vgl. Küting / Weber (2010), S. 163. 
67

 Vgl. § 263. Abs. 1 UGB. 
68

 Vgl. Fröhlich (2011b), S. 117. 
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3.1.2 Definition assoziierter Unternehmen  

Gemäß § 263 Abs. 1 UGB handelt es sich bei einem assoziierten Unternehmen, um 

ein Unternehmen, auf welches von einem anderen Unternehmen ein maßgeblicher 

Einfluss auf die Geschäfts- oder Finanzpolitik des assoziierten Unternehmens aus-

geübt wird. Das beteiligte Unternehmen muss dabei eine Beteiligung gemäß § 244 

Abs. 6 UGB am assoziierten Unternehmen halten. 

Gemäß § 263 Abs. 1 UGB müssen zwei bedeutende Kriterien erfüllt sein, um von 

einem Vorliegen eines assoziierten Unternehmens ausgehen zu können. Einerseits 

muss das Kriterium des tatsächlich ausgeübten maßgeblichen Einflusses auf die Ge-

schäfts- und Finanzpolitik erfüllt sein und andererseits muss eine entsprechende Be-

teiligung i.S.d. § 244 Abs. 6 UGB vorliegen. Die Vorschrift des § 244 Abs. 6 UGB be-

zieht sich allerdings wiederum auf § 244 Abs. 1 UGB, welcher wiederum auf § 228 

UGB verweist. § 244 Abs. 6 UGB sieht nämlich vor, dass Beteiligungen an Unter-

nehmen, welche unter der einheitlichen Leitung einer Kapitalgesellschaft gemäß  

§ 244 Abs. 1 UGB stehen, mindestens 20 % vom Nennkapital des Beteiligungsunter-

nehmens erreichen müssen. Außerdem muss die gehaltene Beteiligung gemäß  

§ 228 Abs. 1 erster Satz UGB der dauerhaften Geschäftsverbindung dienen. Ange-

sichts der komplizierten Verweiskette erscheint es in weiterer Folge von wesentlicher 

Bedeutung zu sein, sich mit den einzelnen Kriterien, welche den Begriff des assozi-

ierten Unternehmens prägen, ausführlicher zu beschäftigen. 

3.1.3 Abgrenzungskriterien assoziierter Unternehmen  

3.1.3.1 Auslegung des maßgeblichen Einflusses  

Beim Begriff des maßgeblichen Einflusses handelt es sich um einen unbestimmten 

Rechtsbegriff, da der Gesetzgeber keine entsprechende Definition im Gesetz vorge-

sehen hat.69 Der wesentliche Unterschied zwischen dem maßgeblichen Einfluss bei 

assoziierten Unternehmen und dem beherrschenden Einfluss bei Tochterunterneh-

men liegt vor allem darin, dass beim beherrschenden Einfluss das Mutterunterneh-

men auf alle unternehmerischen Bereiche des Beteiligungsunternehmens Einfluss 

nehmen kann und dies beim maßgeblichen Einfluss nicht vorausgesetzt wird.70 Nach 

Kirsch liegt der maßgebliche Einfluss bereits dann vor, wenn das beteiligte Unter-

                                            
69

 Vgl. § 263 Abs. 1 UGB. 
70

 Vgl. Nowotny (2011), § 263 UGB, Rz. 22. 
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nehmen Einfluss auf die grundlegenden Entscheidungen des Beteiligungsunterneh-

mens nehmen kann.71 Außerdem kommt nach Havermann der möglichen Einfluss-

nahme auf die Gewinnausschüttungspolitik für die Abgrenzung zwischen dem maß-

geblichen und beherrschenden Einfluss eine bedeutende Rolle zu.72  

Angesichts der fehlenden Konkretisierung des maßgeblichen Einflusses ist somit von 

Fall zu Fall zu entscheiden, ob die tatsächliche Ausübung eines maßgeblichen Ein-

flusses möglich ist oder nicht.73 Bei Fehlen einer personellen und geschäftlichen Ver-

flechtung oder einem Mangel an gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen muss da-

von ausgegangen werden, dass kein maßgeblicher Einfluss vorliegt. Biener / Berne-

ke setzen wiederum voraus, dass beim maßgeblichen Einfluss die Einflussnahme 

sowohl auf die Geschäftspolitik als auch auf die Finanzpolitik erfolgen muss.74 Dabei 

wird allerdings nicht unbedingt auf eine aktive Einflussnahme abgestellt, sondern 

bereits die passive Einflussnahme wird als ausreichend erachtet.75  

Da es sich beim maßgeblichen Einfluss nach dem UGB um einen unbestimmten 

Rechtsbegriff handelt, werden als konkrete Indizien für das Vorliegen eines maßgeb-

lichen Einflusses u.a. das Entsendungsrecht von Mitgliedern des beteiligten Unter-

nehmens in den Aufsichtsrat des assoziierten Unternehmens, substanzielle Lieferbe-

ziehungen zwischen dem beteiligten Unternehmen und dem assoziierten Unterneh-

men, die technologische Abhängigkeit des assoziierten Unternehmens oder auch der 

Austausch von Führungspersonal betrachtet.76 

3.1.3.2 Beteiligung gemäß § 228 UGB 

Gemäß § 228 Abs. 1 erster Satz UGB sind Beteiligungen als Anteile an anderen Un-

ternehmen zu betrachten und sollen dem eigenen Geschäftsbetrieb dauerhaft die-

nen. Dies trifft somit auch auf Beteiligungen an assoziierten Unternehmen zu. Das 

Kriterium der Dauerhaftigkeit stellt eine unumgängliche Voraussetzung für das Vor-

liegen eines maßgeblichen Einflusses dar. Ob eine Verbriefung der Anteile letztend-

lich vorliegt oder nicht, spielt für den Beteiligungsbegriff keine bedeutende Rolle.77 

Gemäß der gesetzlichen Bestimmung in § 228 Abs. 1 dritter Satz UGB kann bei ei-

                                            
71

 Vgl. Kirsch (1990), S. 28 f. 
72

 Vgl. Havermann (1975), S. 238; Fröhlich (2001), S. 21. 
73

 Vgl. Scherrer (1994), S. 130. 
74

 Vgl. Biener / Berneke (1986), S. 368. 
75

 Vgl. Fröhlich (2001), S. 22. 
76

 Vgl. Aschl (2013), § 264 UGB, Rz. 26. 
77

 Vgl. § 228 Abs. 1 zweiter Satz UGB.  
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ner Beteiligung i.H.v. 20 % von einer Beteiligung i.S.d. § 228 UGB ausgegangen 

werden. 

3.1.3.3 Beteiligungsausmaß 

Der Gesetzgeber sieht in § 244 Abs. 6 UGB vor, dass Beteiligungen an Kapitalge-

sellschaften den fünften Teil des Nennkapitals erreichen müssen, um überhaupt von 

der Existenz eines assoziierten Unternehmens ausgehen zu können. Dies hat zur 

Folge, dass bei Beteiligungen von unter 20 % die Ausübung eines maßgeblichen 

Einflusses auf die Geschäfts- und Finanzpolitik nicht weiter geprüft werden muss.78  

Diese vom Gesetzgeber auferlegte Verpflichtung weicht allerdings wesentlich von 

der Bestimmung des Art. 33 der 7. EG-RL ab, denn der Art. 33 der 7. EG-RL setzt 

kein bestimmtes Beteiligungsausmaß für das Vorliegen eines assoziierten Unter-

nehmens voraus. Im Gegensatz zu § 244 Abs. 6 UGB enthält Art. 33 der 7. EG-RL 

aber eine sog. Assoziierungsvermutung, welche besagt, dass bei einer Beteiligungs-

quote von 20 % davon auszugehen ist, dass eine Beteiligung an einem assoziierten 

Unternehmen besteht. Ist dieses Beteiligungsausmaß erreicht, obliegt es wiederum 

dem Konzernverbund den Gegenbeweis zu erbringen, dass doch kein maßgeblicher 

Einfluss ausgeübt und folglich auch nicht von einer Beteiligung an einem assoziierten 

Unternehmen ausgegangen werden kann. Liegt hingegen die Beteiligung unter 20 % 

muss der Konzernverbund wiederum beweisen, dass doch die Möglichkeit der Aus-

übung eines maßgeblichen Einflusses besteht und es sich somit um eine Beteiligung 

an einem assoziierten Unternehmen handelt. 79 

Diese in Art. 33 der 7. EG-RL enthaltene Assoziierungsvermutung ist allerdings nicht 

unmittelbar vom österreichischen Gesetzgeber in das UGB übernommen worden.80 

Während nach österreichischer Rechtslage ein assoziiertes Unternehmen erst dann 

vorliegen kann, wenn die Mindestbeteiligungsgrenze von 20 % erreicht ist, sieht hin-

gegen die 7. EG-RL keine verpflichtende Mindestbeteiligungsgrenze vor.81  

  

                                            
78

 Vgl. Regierungsvorlage zum RLG, Abschnitt Erläuterungen, Besonderer Teil, zu Art. 1 Z 9 (§ 263). 
79

 Vgl. Nowotny (2011), § 263 UGB, Rz. 11. 
80

 Vgl. § 263 Abs. 1 UGB. 
81

 Vgl. Art. 33 der 7. EG-RL. 
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3.2 ERSTMALIGE ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE  

3.2.1 Allgemeines zum Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung 

Soll die Equity-Methode erstmalig angewandt werden, so muss zunächst der Zeit-

punkt der Kapitalaufrechnung bestimmt werden. Gemäß § 264 Abs. 3 erster Satz 

UGB kommen drei mögliche Zeitpunkte für die Kapitalaufrechnung in Frage, nämlich 

der Erwerbszeitpunkt der Anteile, der Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung des 

assoziierten Unternehmens in den Konzernabschluss und jener Zeitpunkt, zu dem 

das Beteiligungsunternehmen ein assoziiertes Unternehmen geworden ist. Der ge-

wählte Zeitpunkt muss verpflichtend im Anhang angegeben werden.82  

3.2.2 Zeitpunkt der Kapitalaufrechnung gemäß § 264 Abs. 3 UGB 

3.2.2.1 Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile 

Im Regelfall erfolgt die Bewertung auf Basis der Wertansätze zum Zeitpunkt des Er-

werbs der Anteile.83 Es müssen allerdings sämtliche Voraussetzungen für die Equity-

Bewertung bereits zum Erwerbszeitpunkt erfüllt sein. Bei Abweichung des Erwerbs-

stichtages vom Bilanzstichtag des assoziierten Unternehmens hat die Aufstellung 

eines Zwischenabschlusses zu erfolgen. Werden die Anteile am assoziierten Unter-

nehmen jedoch zu unterschiedlichen Zeitpunkten erworben, so ist im Rahmen einer 

sog. step by step consolidation so vorzugehen, dass die sich dabei resultierenden 

Unterschiedsbeträge auf Basis der Wertansätze zu den jeweiligen Erwerbszeitpunk-

ten errechnen lassen müssen.84 

3.2.2.2 Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung des betreffenden assoziierten Unterneh-

mens 

Die zweite Möglichkeit, nämlich die Ermittlung auf Basis der Wertansätze zum Zeit-

punkt der erstmaligen Einbeziehung des assoziierten Unternehmens in den Kon-

zernabschluss, ist ebenfalls gestattet.85 Die Aufstellung eines Zwischenabschlusses 

kann in solchen Fällen unterbleiben. Der wesentliche Unterschied im Vergleich zum 

Zeitpunkt des Erwerbs liegt in der Behandlung der Ergebnisse während der Zeit-

spanne vom Erwerbszeitpunkt bis hin zum Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung. 

                                            
82

 Vgl. § 264 Abs. 3 zweiter Satz UGB. 
83

 Vgl. Fröhlich (2001), S. 59. 
84

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 234. 
85

 Vgl. § 264 Abs. 3 erster Satz UGB. 
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Während dieses Zeitraumes führen etwaige Gewinne des assoziierten Unterneh-

mens zu einer Erhöhung des anteiligen Eigenkapitals und folglich zu einer Verminde-

rung des aktiven bzw. zu einer Erhöhung des passiven Unterschiedsbetrages.86  

Die Kapitalaufrechnung zum Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung ist vor allem 

dann der Vorzug zu geben, wenn bspw. die Beteiligung am assoziierten Unterneh-

men bislang von nicht wesentlicher Bedeutung gewesen ist oder wenn sich der maß-

gebliche Einfluss erst im Nachhinein ergeben hat.87 

3.2.2.3 Zeitpunkt, zu dem das Beteiligungsunternehmen assoziiertes Unternehmen gewor-

den ist 

Der Zeitpunkt, zu dem das Beteiligungsunternehmen als assoziiertes Unternehmen 

zu klassifizieren ist, stellt die dritte und letzte Möglichkeit für den Zeitpunkt der Kapi-

talaufrechnung dar.88 Dieser Kapitalaufrechnungszeitpunkt ist vor allem dann zu be-

vorzugen, wenn die Voraussetzungen für die Anwendung der Equity-Methode nicht 

bereits zum Erwerbszeitpunkt der Anteile erfüllt werden können, da bspw. die Beteili-

gungsquote des Mutterunternehmens bislang unter 20 % gelegen ist.89 Der wesentli-

che Vorteil dieses Kapitalaufrechnungszeitpunktes liegt darin, dass dadurch eine un-

terschiedliche Bewertung der zu verschiedenen Zeitpunkten erworbenen Beteili-

gungsanteile umgangen werden kann.90  

3.3 EQUITY-METHODE IM KONZERNABSCHLUSS  

3.3.1 Technik der Equity-Methode  

Beteiligungen an assoziierte Unternehmen sind gemäß § 264 UGB im Konzernab-

schluss nach der Equity-Methode zu bilanzieren und gemäß § 263 Abs. 1 UGB in der 

konsolidierten Bilanz unter einem gesonderten Posten auszuweisen. Die Kapitalauf-

rechnung hat nach dem UGB entweder nach der Buchwertmethode oder der Kapital-

anteilsmethode zu erfolgen. Bei erstmaliger Anwendung der Equity-Methode kann 

frei entschieden werden, ob die Buchwert- oder die Kapitalanteilsmethode zur An-

wendung kommen soll.91 Den Ausgangspunkt einer etwaigen Equity-Bewertung stel-

                                            
86

 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 33. 
87

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 239 f. 
88

 Vgl. § 264 Abs. 3 erster Satz UGB. 
89

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 240. 
90

 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 35. 
91

 Vgl. § 264 Abs. 1 Z 1 und Z2. 
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len die Anschaffungskosten der Beteiligung dar.92 Gemäß § 263 Abs. 2 UGB besteht 

allerdings die Möglichkeit von einer Equity-Bewertung abzusehen, sofern den Antei-

len an einem assoziierten Unternehmen für die Darstellung des Konzernergebnisses 

keine wesentliche Bedeutung zukommt. Für die Ermittlung des anteiligen Eigenkapi-

tals ist gemäß § 264 Abs. 6 erster Satz UGB der zuletzt aufgestellte Jahresabschluss 

des assoziierten Unternehmens heranzuziehen. Sofern auf diesen Abschluss jedoch 

vom Konzernabschluss des beteiligten Unternehmens abweichende Bewertungsme-

thoden zur Anwendung gekommen sind, hat gemäß § 264 Abs. 5 erster Satz UGB 

eine Anpassung auf die Bewertungsmethoden des Konzernabschlusses zu erfolgen. 

Wird eine derartige Anpassung vom assoziierten Unternehmen unterlassen, so muss 

dies im Rahmen des Konzernanhanges angegeben werden. 

3.3.2 Equity-Bewertung nach der Buchwertmethode gemäß § 264 Abs. 1 Z 1 UGB 

3.3.2.1 Allgemeines zur Buchwertmethode 

Im Rahmen der Buchwertmethode ist die Beteiligung des beteiligten Unternehmens 

am assoziierten Unternehmen im Zeitpunkt der Kapitalaufrechnung verpflichtend mit 

dem entsprechenden Buchwert anzusetzen.93 Findet die Kapitalaufrechnung zum 

Erwerbszeitpunkt der Anteile am assoziierten Unternehmen statt, entspricht der 

Buchwert den Anschaffungskosten der Anteile. Erfolgt die Kapitalaufrechnung zu 

einem späteren Zeitpunkt, kann sich aufgrund einer in der Zwischenzeit vorgenom-

menen außerplanmäßigen Abschreibung auch ein niedriger Buchwert ergeben.94 Als 

anteiliges Eigenkapital ist das bilanzielle Eigenkapital anzusetzen, welches nach h.M. 

auch den Posten der unversteuerten Rücklagen zu enthalten hat, bevor es dann zur 

Kapitalaufrechnung mit dem Beteiligungsansatz kommt.95 Die Ermittlung des anteili-

gen Eigenkapitals des assoziierten Unternehmens wirft allerdings zahlreiche Fragen 

auf, wie bspw. zu welchem Stichtag und in welcher Währung wird der Abschluss des 

assoziierten Unternehmens erstellt bzw. welche Bilanzierungs- und Bewertungsme-

thoden bei der Ermittlung zur Anwendung kommen sollen. Die Rechtsfolgen der ein-

zelnen Fragen können letztendlich zu einer Abweichung zwischen dem Eigenkapital 

lt. Handelsbilanz I (HB I) und jenem zur Ermittlung des Unterschiedsbetrages füh-

                                            
92

 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 8. 
93

 Vgl. § 264 Abs. 1 Z 1 UGB. 
94

 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 8. 
95

 Vgl. Fröhlich (2001), S. 48.  
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ren.96 Nach Platzer sind diese Umstände im Rahmen der Erstellung einer Handelsbi-

lanz II (HB II) für assoziierte Unternehmen zu berücksichtigen.97 

Die Vorgehensweise im Rahmen der Kapitalaufrechnung nach der Buchwertmethode 

lässt sich anhand des folgenden Schemas veranschaulichen:98 

 Beteiligungsansatz des beteiligten Unternehmens 

- anteiliges Eigenkapital des assoziierten Unternehmens 

= aktiver / passiver Unterschiedsbetrag 

-/+ zuordenbare stille Reserven/stille Lasten 

= verbleibender Unterschiedsbetrag (Geschäfts- oder Firmenwert) 

 

  

                                            
96

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 243. 
97

 Vgl. Platzer (1992), § 264 UGB, Rz. 11 f.; Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 11. 
98

 Vgl. Fröhlich (2011b), S. 851. 
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3.3.2.2 Beispiel zur Buchwertmethode99 

Die Z-AG erwirbt zum 1.1.X1 eine Beteiligung i.H.v. 30 % an der A-AG zum Anschaf-

fungspreis i.H.v. 500 Mio. GE. Die Z-AG übt einen maßgeblichen Einfluss auf die A-

AG aus. Das Eigenkapital der A-AG zeigt zum 31.12.X0 folgendes Bild (in Mio. GE): 

Grundkapital 

Kapitalrücklage 

Bilanzgewinn 

150 

100 

200 

Weiters beinhaltet der Wert der Maschinen der A-AG stille Reserven i.H.v. 100 GE. 

Beteiligungsansatz des beteiligten Unternehmens (Z-AG) 
 

500 

- anteiliges Eigenkapital des assoziierten Unternehmens (A-AG): 

 gezeichnetes Kapital (150 * 30 %) 

 Kapitalrücklagen (100 * 30 %) 

 Bilanzgewinn (200 * 30 %) 

 

-45 

-30 

-60 

= aktiver Unterschiedsbetrag 365 

- anteilige zuordenbare stille Reserven: 

 Maschinen (100 * 30 %) 

 

-30 

= Geschäfts- oder Firmenwert 335 

Die Kapitalaufrechnung nach der Buchwertmethode hat keinen wesentlichen Einfluss 

auf den Konzernabschluss. Der Beteiligungsansatz ist im Erwerbszeitpunkt der Be-

teiligung sowohl im Jahresabschluss als auch im Konzernabschluss der Z-AG mit 

den Anschaffungskosten i.H.v. 500 Mio. GE anzusetzen. 

                                            
99

 Beispiel modifiziert entnommen aus Fröhlich (2011b), S. 852. 
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Der sich zum Stichtag der Kapitalaufrechnung am 1.1.X1 ergebende aktive Unter-

schiedsbetrag i.H.v. 365 Mio. GE ist als Davon-Vermerk oder im Konzernanhang an-

zugeben. 

3.3.3 Equity-Bewertung nach der Kapitalanteilsmethode gemäß § 264 Abs. 1 Z 2 

UGB 

3.3.3.1 Allgemeines zur Kapitalanteilsmethode 

Die Beteiligung am assoziierten Unternehmen ist gemäß § 264 Abs. 1 Z 2 i.V.m.  

§ 264 Abs. 1 dritter Satz UGB mit dem anteiligen Eigenkapital anzusetzen. Im Rah-

men der Kapitalaufrechnung nach der Equity-Methode muss das anteilige Eigenkapi-

tal einer Neubewertung unterzogen werden. Dies hat zur Folge, dass das anteilige 

Eigenkapital um die stillen Reserven im Aufrechnungszeitpunkt zu erhöhen ist, bevor 

es dann zur Aufrechnung des Beteiligungsansatzes des beteiligten Unternehmens 

mit dem anteiligen neubewerteten Eigenkapital des assoziierten Unternehmens 

kommt. Der wesentliche Unterschied zwischen der Kapitalanteilsmethode und der 

Buchwertmethode liegt somit darin, dass die Kapitalanteilsmethode nach dem UGB 

die Neubewertung aller Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten des Unter-

nehmens zum beizulegenden Wert vorsieht und die stillen Reserven bereits im Rah-

men der Neubewertung des anteiligen Eigenkapitals berücksichtigt werden. Eine Zu-

ordnung der stillen Reserven über die Anschaffungskosten der Beteiligung ist jedoch 

gemäß § 264 Abs. 1 dritter Satz erster Halbsatz UGB nicht gestattet.  

Die Kapitalaufrechnung  nach der Kapitalanteilsmethode kann anhand des folgenden 

Schemas veranschaulicht werden:100 

 Beteiligungsansatz des beteiligten Unternehmens 

- anteiliges neu bewertetes Eigenkapital des assoziierten Unternehmens  

= aktiver / passiver Unterschiedsbetrag 

  

                                            
100

 Vgl. § 264 Abs. 1 Z 2 UGB. 
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3.3.3.2 Beispiel zur Kapitalanteilsmethode101 

Als Grundlage für die Kapitalaufrechnung nach der Kapitalanteilsmethode soll das 

Beispiel aus dem Abschnitt 3.3.2.2 zur Buchwertmethode nach dem UGB dienen. 

Beteiligungsansatz der Z-AG 
 

500 

- anteiliges neu bewertetes Eigenkapital der A-AG: 

 gezeichnetes Kapital (150 * 30 %) 

 Kapitalrücklagen (100 * 30 %) 

 Neubewertung Maschine (100 * 30 %) 

 Bilanzgewinn (200 * 30 %) 

 

-45 

-30 

-30 

-60 

= Geschäfts- oder Firmenwert  335 

Die Kapitalaufrechnung nach der Kapitalanteilsmethode hat keinen unmittelbaren 

Einfluss auf die Konzernbilanz, da nur der Beteiligungsansatz im Erwerbszeitpunkt 

der Beteiligung sowohl im Jahresabschluss als auch im Konzernabschluss der Z-AG 

mit den Anschaffungskosten i.H.v. 500 Mio. GE anzusetzen ist und der Unter-

schiedsbetrag als Bestandteil des Beteiligungsansatzes gilt. 

Der sich aus der Kapitalaufrechnung ergebende Unterschiedsbetrag i.H.v. 335 Mio. 

GE entweder gesondert in der Konzernbilanz auszuweisen oder im Konzernanhang 

anzugeben. Außerdem besteht die Möglichkeit eines getrennten Ausweises des Un-

terschiedsbetrages als Geschäfts- oder Firmenwert. Bei getrenntem Ausweis ergibt 

sich jedoch folgende Umbuchung: 

Buchung: 

 Firmenwert 335 

an Anteile an assoziierten Unternehmen  335 

                                            
101

 Beispiel modifiziert entnommen aus Fröhlich (2011b), S. 850. 
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Die Beteiligung am assoziierten Unternehmen ist in solch einem Fall in Höhe des 

anteiligen neubewerteten Eigenkapitals mit 165 Mio. GE im Konzernabschluss anzu-

setzen. 

3.4 BEHANDLUNG EINES MÖGLICHEN UNTERSCHIEDSBETRAGES NACH ERSTMALI-

GER ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE  

3.4.1 Allgemeines zum Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalaufrechnung 

Der aus der Kapitalaufrechnung resultierende Unterschiedsbetrag ist je nach ange-

wandter Methode entweder in der Konzernbilanz gesondert auszuweisen bzw. zu 

vermerken oder im Konzernanhang anzugeben.102 Die Angabe des aktiven bzw. 

passiven Unterschiedsbetrages im Konzernanhang macht nur dann einen Sinn, 

wenn es gleichzeitig zu einer Aufgliederung der wesentlichen Komponenten des Un-

terschiedsbetrages kommt, um den Rechnungslegungsadressaten ausführliche In-

formationen zur Verfügung zu stellen.103  

Angesichts der Tatsache, dass so eine entsprechende Aufspaltung des Unter-

schiedsbetrages gesetzlich nirgends verankert ist, wird diese auch von den betroffe-

nen Unternehmen in der Realität kaum durchgeführt.104 Es darf außerdem nicht au-

ßer Acht gelassen werden, dass die Angabe bzw. der Vermerk des Unterschiedsbe-

trages bei Anwendung der Equity-Methode nur im Rahmen der Erstbewertung im 

Konzernanhang bzw. in der Konzernbilanz zu erfolgen hat.105  

3.4.2 Unterschiedsbetrag im Rahmen der Buchwertmethode 

3.4.2.1 Aktiver Unterschiedsbetrag im Rahmen der Buchwertmethode 

Ein aktiver Unterschiedsbetrag liegt dann vor, wenn der Kaufpreis der Beteiligung 

den Wert des anteiligen Eigenkapitals übersteigt.106 Anschließend ist der aktive Un-

terschiedsbetrag gemäß § 264 Abs. 2 UGB zunächst den Vermögensgegenständen 

und Schulden zuzuordnen. Im Rahmen der Zuordnung der stillen Reserven und Las-

ten ist allerdings darauf zu achten, dass diese nur bis zur Höhe der Anschaffungs-

kosten berücksichtigt werden dürfen, da ansonsten gegen das Anschaffungskosten-
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 Vgl. § 264 Abs. 1 zweiter und dritter Satz UGB. 
103

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 248. 
104

 Vgl. Geist (1997), § 264 UGB, Rz. 23. 
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 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 248. 
106

 Vgl. § 264 Abs. 2 erster Satz UGB. 
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prinzip verstoßen wird.107 Der gesamte aktive Unterschiedsbetrag ist entweder in der 

konsolidierten Bilanz zu vermerken oder im Konzernanhang entsprechend anzuge-

ben.108  

3.4.2.2 Passiver Unterschiedsbetrag im Rahmen der Buchwertmethode 

Ein passiver Unterschiedsbetrag kann sich im Rahmen der Kapitalaufrechnung dann 

ergeben, wenn die Anschaffungskosten der Beteiligung kleiner sind als das anteilige 

erworbene Eigenkapital des assoziierten Unternehmens.109 Die Ursachen für die 

mögliche Entstehung eines passiven Unterschiedsbetrages sind vielfältig, bspw. die 

Erwartung von ungünstigen Ertragsprognosen, Gewinnthesaurierungen oder ein 

günstiger Kauf.  

Mögliche Gründe für eine ungünstige Ertragsvorhersage können reduzierte Ver-

kaufspreise oder aber auch erhebliche wirtschaftliche Belastungen im Zusammen-

hang mit Umstrukturierungsmaßnahmen bzw. Umweltschutzauflagen sein, die 

grundsätzlich noch nicht die Voraussetzungen für den Ansatz einer Rückstellung 

gemäß § 198 Abs. 8 UGB erfüllen.110 Nach Maas / Schruff wiederum liegen in einem 

derartigen Fall jedenfalls die Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung für 

drohende Verluste vor, da die zu erwartenden Verluste folglich keine Auswirkungen 

mehr auf den Konzernerfolg haben.111 Ist die Entstehung des passiven Unter-

schiedsbetrages auf erwartete Verluste zurückzuführen, so ist dieser in einer Neben-

rechnung einzustellen und erst im Zeitpunkt der Realisierung der Verluste aufzulö-

sen, ansonsten hat eine sofortige erfolgswirksame Erfassung des passiven Unter-

schiedsbetrages zu erfolgen.112 Lässt sich die Entstehung des passiven Unter-

schiedsbetrages allerdings auf thesaurierte Gewinne vom assoziierten Unternehmen 

zurückführen, dann kann nach Havermann der passive Unterschiedsbetrag unver-

züglich mit den Rücklagen des Konzerns verrechnet werden.113  

Ist der passive Unterschiedsbetrag allerdings auf einen niedrigen Anschaffungspreis 

der Beteiligung zurückzuführen, so ist der passive Unterschiedsbetrag im Eigenkapi-

tal entweder als gesonderter Posten mit dem Titel Unterschiedsbetrag aus der Kapi-
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 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 244. 
108

 Vgl. § 264 Abs. 1 zweiter Satz UGB. 
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 Vgl. § 264 Abs. 2 erster Satz UGB.  
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 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 134. 
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 Vgl. Maas / Schruff (1986), S. 242. 
112

 Vgl. Fröhlich (2011b), S. 853. 
113

 Vgl. Havermann (1987a), S. 320. 
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talkonsolidierung oder als Rücklage auszuweisen.114 Der passive Unterschiedsbetrag 

darf im Gegensatz zum aktiven Unterschiedsbetrag nicht als Davon-Vermerk in der 

Konzernbilanz angegeben werden.115 

3.4.3 Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalanteilsmethode  

3.4.3.1 Aktiver Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalanteilsmethode 

Da die stillen Reserven bereits im Rahmen der Neubewertung des anteiligen Eigen-

kapitals berücksichtigt werden, kommen für den Ausweis des Unterschiedsbetrages 

zwei Möglichkeiten in Frage. Einerseits kann der sich ergebende aktive Unter-

schiedsbetrag, bei einem Ansatz der Beteiligung mit dem anteiligen Eigenkapital, in 

der Konzernbilanz getrennt als Geschäfts- oder Firmenwert angesetzt oder mit dem 

anteiligen Eigenkapital zu einem Posten zusammengefasst werden.116 Andererseits 

besteht die Möglichkeit eines Davon-Vermerks oder die Angabe im Konzernan-

hang.117  

3.4.3.2 Passiver Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalanteilsmethode 

Ein passiver Unterschiedsbetrag kann sich im Rahmen der Kapitalanteilsmethode 

jedoch nur dann ergeben, wenn vom assoziierten Unternehmen Gewinne thesauriert 

werden oder es zu einer außerplanmäßigen Abschreibung des Beteiligungsansatzes 

kommt. Beide Sachverhalte können nur dann auftreten, wenn die Equity-Methode 

erst nach dem Erwerbszeitpunkt der Anteile erstmalig angewandt worden ist.118 

Im Fall von außerplanmäßigen Abschreibungen kann die Kapitalanteilsmethode zu 

einem anderen Ergebnis als die Buchwertmethode führen. Im Gegensatz zur Buch-

wertmethode dürfen im Rahmen der Kapitalanteilsmethode zur Ermittlung des antei-

ligen Eigenkapitals stille Reserven lediglich bis zum ursprünglichen Anschaffungs-

wert angesetzt werden.119 Der Ansatz der stillen Reserven bis zum Anschaffungswert 

kann wiederum zu einer Erhöhung des Beteiligungsansatzes und des passiven Un-

terschiedsbetrages führen. Dies lässt zur Schlussfolgerung geraten, dass es bei der 

Kapitalanteilsmethode sowohl zum Ansatz von stillen Reserven als auch zu einem 
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 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 249. 
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 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 18. 
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 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 25. 
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 Vgl. § 264 Abs. 1 dritter Satz zweiter Halbsatz UGB. 
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 Vgl. Dollinger (2013), § 264 UGB, Rz. 14. 
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 Vgl. § 264 Abs. 1 Z 2 UGB. 
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passiven Unterschiedsbetrag kommen kann. Im Gegensatz zur Kapitalanteilsmetho-

de ist dies bei Anwendung der Buchwertmethode nicht gestattet.120 

Ist der Erwerb der Beteiligung auf einen niedrigen Anschaffungspreis zurückzufüh-

ren, kann sich im Rahmen der Kapitalaufrechnung kein passiver Unterschiedsbetrag 

ergeben, da das anteilige neubewertete Eigenkapital mit dem Betrag der Anschaf-

fungskosten beschränkt ist.121 Dies hat allerdings zur Folge, dass es auch in den 

Folgeperioden zu keiner Deckung des Beteiligungsansatzes mit dem anteiligen Ei-

genkapital kommen kann. Aus diesem Grund darf nach Fröhlich ein passiver Unter-

schiedsbetrag, welcher schlussendlich auf buchmäßiges Eigenkapital zurückzufüh-

ren ist, nicht außer Acht gelassen werden. Bei Vorliegen eines passiven Unter-

schiedsbetrages im Rahmen der Kapitalanteilsmethode ist dieser entweder im An-

hang des Konzerns oder im Rahmen einer Vorspalte zur Konzernbilanz anzuge-

ben.122 

3.5 ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE IN DEN FOLGEJAHREN  

3.5.1 Allgemeines zur Equity-Fortschreibung in den Folgejahren  

Da sich die Equity-Bewertung durch den Ausweis der Beteiligung mit dem anteiligen 

Eigenkapital charakterisieren lässt, müssen im Rahmen der Folgebewertung deshalb 

alle Veränderungen im Eigenkapital des assoziierten Unternehmens bei der Bewer-

tung der Beteiligung berücksichtigt werden.123 Dies bedeutet, dass sich Jahresüber-

schüsse bzw. -fehlbeträge, Gewinnausschüttungen, Kapitalerhöhungen oder auch 

Kapitalherabsetzungen auf Ebene des assoziierten Unternehmens unmittelbar auf 

den Beteiligungsansatz beim beteiligten Unternehmen auswirken können. Dies trifft 

allerdings nicht nur auf Änderungen des Eigenkapitals, sondern auch die Fortschrei-

bung des Unterschiedsbetrages und der stillen Reserven führt zu einer Änderung 

des Beteiligungsansatzes.124 
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 Vgl. Fröhlich (2001), S. 55. 
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 Vgl. § 264 Abs. 1 dritter Satz erster Halbsatz UGB. 
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 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 29. 
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 Vgl. § 264 Abs. 2 zweiter Satz UGB.  
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Die Fortschreibung des Beteiligungsbuchwertes beim beteiligten Unternehmen lässt 

sich anhand des folgenden Schemas darstellen:125 

 Beteiligungsbuchwert zum Beginn der Periode t1 

+/- Fortführung eines Unterschiedsbetrages 

- Fortführung der stillen Reserven 

+/- Jahresüberschüsse / Jahresfehlbeträge in Höhe der Beteiligungsquote 

- Gewinnausschüttungen 

+/- Kapitalerhöhungen / Kapitalherabsetzungen 

= Beteiligungsbuchwert am Ende der Periode t1 

3.5.2 Equity-Fortschreibung 

3.5.2.1 Fortschreibung der Unterschiedsbeträge 

Nach Harms sind grundsätzlich alle Veränderungen aus der Folgebilanzierung im 

Rahmen des Postens Ergebnis aus Beteiligungen an assoziierten Unternehmen in 

der Gewinn- und Verlustrechnung zusammenzufassen. Dieser Posten beinhaltet so-

mit auch die Fortschreibung des Geschäfts- oder Firmenwertes.126 Ein nach der Zu-

ordnung von stillen Reserven bzw. Lasten verbleibender Unterschiedsbetrag ist ge-

mäß § 261 Abs. 1 erster Satz UGB zumindest zu einem Fünftel jeweils fortzuschrei-

ben. 

3.5.2.2 Fortschreibung der stillen Reserven und Lasten 

Die stillen Reserven des abnutzbaren Vermögens sind im Rahmen der Folgebewer-

tung über die voraussichtliche Restnutzungsdauer jener Vermögensgegenstände zu 

verteilen, denen sie zugeordnet werden können.127 Für die Fortschreibung der stillen 

Reserven spielt es keine bedeutende Rolle, ob die Kapitalaufrechnung nach der 

                                            
125

 Modifiziert entnommen aus Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 36. 
126

 Vgl. Harms (1987a), S. 939.  
127

 Vgl. § 264 Abs. 2 zweiter Satz UGB. 
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Buchwert- oder der Kapitalanteilsmethode durchgeführt worden ist. Bei nicht abnutz-

baren Gegenständen des Anlagevermögens und bei Bilanzposten des Umlaufver-

mögens kommt es nicht zu einer Abschreibung der stillen Reserven, sondern ledig-

lich zu einer erfolgswirksamen Auflösung bei Vermögensabgang aus dem assoziier-

ten Unternehmen.128 Im Vergleich dazu sind stille Lasten aufzulösen, sobald sie tat-

sächlich realisiert worden sind.129 

3.5.2.3 Fortschreibung um anteilige Jahresüberschüsse bzw. Jahresfehlbeträge 

Der Beteiligungsbuchwert wird fortlaufend um den anteiligen Jahresüberschuss er-

hört. Die Erfassung des Jahresüberschusses hat entsprechend der Beteiligungsquo-

te zu erfolgen.130 Unter dem Begriff des Jahresüberschusses wird das Ergebnis nach 

Steuern verstanden, welches sich sowohl nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß 

§ 231 Abs. 2 Z 22 UGB als auch nach dem Umsatzkostenverfahren gemäß § 231 

Abs. 3 Z 21 UGB berechnen lässt. Im Gegensatz zu den anteiligen Jahresüber-

schüssen führen anteilige Jahresfehlbeträge zu einer Verminderung des Beteili-

gungsbuchwertes.131 Ob das beteiligte Unternehmen letztendlich über eine Verfü-

gungsgewalt am Jahreserfolg bzw. Jahresfehlbetrag des assoziierten Unternehmens 

besitzt, hat keine nennenswerte Bedeutung für die Equity-Fortschreibung.132  

3.5.2.4 Fortschreibung um Kapitalerhöhungen bzw. Kapitalherabsetzungen 

Sofern bei einem assoziierten Unternehmen eine ordentliche Kapitalerhöhung be-

schlossen wird, kommt es zu einer erfolgsneutralen Steigerung des Beteiligungswer-

tes. Der Wert der Beteiligungen erhöht sich in jenem Ausmaß, in welchem dem as-

soziierten Unternehmen neues Kapital zugeführt wird.133 Die nominelle Kapitalerhö-

hung führt zu keiner Änderung in der Höhe des Eigenkapitals beim assoziierten Un-

ternehmen.134 

Bei Kapitalherabsetzungen ist grundsätzlich zwischen ordentlichen bzw. vereinfach-

ten Kapitalherabsetzungen und Kapitalherabsetzungen durch Einziehung von Aktien 

zu unterscheiden.135 Die ordentliche Kapitalherabsetzung darf erst im Zeitpunkt der 
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Gewinnausschüttung vorgenommen werden, da bis dorthin noch keine Änderung in 

der Höhe des Eigenkapitals stattgefunden hat.136 Eine vereinfachte Kapitalherabset-

zung hat keinen Einfluss auf die Höhe des Eigenkapitals des assoziierten Unterneh-

mens und somit folglich auch nicht auf den Beteiligungsansatz.137  

Im Rahmen der Kapitalherabsetzung durch Einziehung von Aktien findet eine Reduk-

tion der Beteiligungsquote des Konzerns statt.138 In solch einem Fall ist die Kapital-

herabsetzung einerseits wie ein Vermögensabgang zu werten und andererseits hat 

eine Gegenüberstellung des Kaufpreises der Anteile und des untergehenden anteili-

gen Eigenkapitals zu erfolgen.139 Sofern sich ein Unterschiedsbetrag ergibt, ist dieser 

entsprechend der Beteiligungsquote aufzulösen, weil sich dabei sowohl der Anteil am 

assoziierten Unternehmen als auch der Firmenwertanteil reduziert. Erfolgt hingegen 

der Einzug im Zusammenhang mit Aktien von dritten Gesellschaftern, so führt dieser 

Entzug von Aktien zu einer Erhöhung der Beteiligungsquote des Konzerns am asso-

ziierten Unternehmen. Das anteilige Eigenkapital steigt oder verringert sich in Ab-

hängigkeit vom realisierten Verkaufspreis dieser Anteile, was wiederum bei einer 

Equity-Bewertung eine unmittelbare Auswirkung auf den Beteiligungsansatz zur Fol-

ge hat.140  

3.5.2.5 Fortschreibung um Gewinnausschüttungen 

Da der anteilige Jahresüberschuss im Rahmen der Fortschreibung bereits zu einer 

erfolgswirksamen Erhöhung des Beteiligungsansatzes geführt hat, darf es zu keiner 

weiteren Erfassung von Gewinnausschüttungen beim beteiligten Unternehmen 

kommen.141 Nach Havermann hat bei Gewinnausschüttungen des assoziierten Un-

ternehmens eine erfolgsneutrale Erfassung stattzufinden.142  
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3.5.3 Beispiel zur Equity-Fortschreibung143  

Als Grundlage für die Equity-Fortschreibung soll das Ausgangsbeispiel aus dem Ab-

schnitt 3.3.2.2 dienen. 

Der vom assoziierten Unternehmen (A-AG) im Jahr X1 erwirtschaftete Bilanzgewinn 

i.H.v. 250 Mio. GE wird an die Z-AG zur Gänze ausgeschüttet. Außerdem erwirt-

schaftet die A-AG in X1 einen Jahresüberschuss i.H.v. 280 Mio. GE. Die Restnut-

zungsdauer der Maschine beträgt fünf Jahre. Der sich in X1 aufgrund der Kapitalauf-

rechnung ergebende Geschäfts- bzw. Firmenwert ist auf fünf Jahre abzuschreiben. 

Im Gegensatz zur A-AG konnte die Z-AG in X1 keinen Gewinn erwirtschaften. 

Die Equity-Fortschreibung nach der Equity-Methode zeigt am 31.12.20X1 somit fol-

gendes Bild (in Mio. GE):  

 Beteiligungsansatz zum 1.1.X1 500 

+ anteiliger Jahresüberschuss (280*30 %) +84 

- Abschreibung Maschine (100/5*30 %) -6 

- Abschreibung Firmenwert (335/5) -67 

- Gewinnausschüttung (250*30 %) -75 

= Beteiligungsansatz am 31.12.X1 436 

 

Aufgrund der einzelnen Fortschreibungssachverhalte in X1 beträgt der Beteiligungs-

ansatz am 31.12.X1 436 Mio. GE. Der Beteiligungsansatz muss sowohl im Jahres-

abschluss als auch im Konzernabschluss auf 436 Mio. GE korrigiert werden. 

Buchung: 

 Ergebnis aus Beteiligungen an assoziierten Unternehmen  64 

an Anteile an assoziierten Unternehmen   64 
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 Selbst erstellt. 
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3.6 ZWISCHENERGEBNISELIMINIERUNG IM RAHMEN DER EQUITY-BILANZIERUNG 

3.6.1 Grundlagen der Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equity-Bilan-

zierung  

Angesichts der Tatsache, dass vom beteiligten Unternehmen ein maßgeblicher Ein-

fluss auf die Geschäfts- und Finanzpolitik des assoziierten Unternehmens ausgeübt 

werden kann, besteht selbstverständlich die Gefahr, dass der Konzernabschluss 

durch die Einflussnahme auf die Bildung von Verrechnungspreisen beeinflusst 

wird.144 Deshalb hat grundsätzlich auch bei einer Equity-Bewertung eine ver-

pflichtende Zwischenergebniseliminierung zu erfolgen.145 Die entsprechende Vor-

schrift, welche die Verpflichtung zur Eliminierung von Zwischenergebnissen vorsieht, 

ist in § 264 Abs. 5 dritter Satz UGB, welcher wiederum auf den § 256 UGB verweist, 

geregelt. Es besteht allerdings die Möglichkeit von einer Zwischenergebniseliminie-

rung gemäß § 256 Abs. 2 UGB abzusehen, sofern diese keine wesentliche Bedeu-

tung für das Konzernergebnis hat oder mit einem erheblichen Aufwand verbunden 

ist. 

Die Zwischenergebniseliminierung kann jedoch nicht unmittelbar bei den jeweiligen 

Vermögensgegenständen vorgenommen werden, da sie lediglich die Beteiligung 

selbst betrifft.146 Dies ist auf die Tatsache zurückzuführen, dass bei Beteiligungen an 

assoziierten Unternehmen weder Vermögensgegenstände noch Schulden des asso-

ziierten Unternehmens in den Konzernabschluss des beteiligten Unternehmens zu 

übernehmen sind.147 Die Zwischenergebnisse aus Lieferungen und Leistungen sind 

entsprechend der Beteiligungsquote des beteiligten Unternehmens zu eliminieren.148 

Um überhaupt eine Zwischenergebniseliminierung durchführen zu können, müssen 

Informationen darüber vorliegen, inwieweit sich die Lieferungen und Leistungen noch 

im Bestand des assoziierten Unternehmens befinden.149 
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3.6.2 Anwendungsbereich der Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equi-

ty-Bilanzierung 

Die Zwischenergebniseliminierung findet im Zusammenhang mit assoziierten Unter-

nehmen auf Up-stream-Lieferungen, Down-stream-Lieferungen und Cross-stream-

Lieferungen Anwendung.150 Bei Up-stream-Lieferungen handelt es sich um einen 

Austausch von Lieferungen und Leistungen zwischen dem assoziierten Unterneh-

men und einem anderen Konzernunternehmen.151 Im Gegensatz dazu werden Liefe-

rungen und Leistungen, welche von einem Konzernunternehmen zu einem assoziier-

ten Unternehmen erfolgen, unter dem Begriff Down-stream-Lieferungen subsu-

miert.152 Im Rahmen von Cross-stream-Lieferungen finden wiederum Lieferungen 

und Leistungen zwischen assoziierten Unternehmen statt.153 

3.6.3 Kritik zur Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equity-Bilanzierung 

Trotz der gesetzlich zwingenden Verpflichtung zur Zwischenergebniseliminierung im 

Rahmen der Equity-Methode muss sich kritisch hinterfragt werden, ob die Zwischen-

ergebniseliminierung überhaupt mit der Grundidee der Equity-Methode im Einklang 

steht. Die Gründe für eine kritische Betrachtung der Zwischenergebniseliminierung 

bei assoziierten Unternehmen sind vielfältig. Zur ausführlichen Erörterung der einzel-

nen Kritikpunkte ist auf Abschnitt 4.6.3 zu verweisen. 

Nach Fröhlich muss trotz kritischer Betrachtung der Zwischenergebniseliminierung 

gerade bei assoziierten Unternehmen eine Zwischenergebniseliminierung durchge-

führt werden, denn die Gefahr der Beeinflussung durch das beteiligte Unternehmen 

kann auch bei der Ausübung eines maßgeblichen Einflusses nicht vollständig ausge-

schlossen werden.154 
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3.7 SONDERPROBLEME IM RAHMEN DER EQUITY-BILANZIERUNG 

3.7.1 Allgemeines 

Die Anwendung der Equity-Methode bringt nicht nur Vorteile mit sich, sondern kann 

auch zu erheblichen Problemen führen, die wiederum zahlreiche Fragen aufwerfen 

können. Da die zahlreichen Sonderprobleme grundsätzlich Material für eine eigen-

ständige Arbeit liefern können, wird im Rahmen dieser wissenschaftlichen Arbeit nur 

auf die wesentlichen Problembereiche, wie bspw. der Problematik bei abweichenden 

Bilanzstichtagen oder auch auf die Währungsumrechnung bei ausländischen assozi-

ierten Unternehmen, eingegangen. 

3.7.2 Einheitlicher Bilanzstichtag 

Abweichende Bilanzstichtage beim Mutterunternehmen und dem assoziierten Unter-

nehmen können zu einer Verletzung des Prinzips des periodengerechten Gewinn-

ausweises führen. Aus diesem Grund müssen die Wirtschaftsjahre des Mutterunter-

nehmens und jene des assoziierten Unternehmens übereinstimmen.155 Kann dies 

nicht sichergestellt werden und liegen somit abweichende Bilanzstichtage vor, so 

muss ein Zwischenabschluss erstellt werden, um eine periodengerechte Gewinner-

mittlung sicherstellen zu können.156  

3.7.3 Währungsumrechnung 

Bei ausführlicher Betrachtung der Equity-Methode wird man sich auch die Frage stel-

len müssen, wie ausländische assoziierte Unternehmen im Rahmen der Equity-

Bilanzierung zu behandeln sind, die ihren Jahresabschluss womöglich in einer ande-

ren Währung, wie z. B. in USD oder in CHF, als jener des Mutterunternehmens auf-

stellen. 

Um diese Frage beantworten zu können, muss zunächst darauf hingewiesen wer-

den, dass bei ausländischen assoziierten Unternehmen, bei erstmaliger Anwendung 

der Equity-Methode, die Währungsumrechnung keine unmittelbaren Auswirkungen 

auf den Bilanzansatz hat.157 Im Gegensatz zum Bilanzstichtag muss jedoch das an-

teilige Eigenkapital mit dem Stichtagskurs der erstmaligen Einbeziehung umgerech-
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 Vgl. Fröhlich (2001) S. 87. 
157

 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 66. 
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net werden.158 Als Währungsumrechnungsmethoden nach dem UGB kommen die 

reine bzw. modifizierte Stichtagskursmethode und die Zeitbezugsmethode in Fra-

ge.159 Je nach gewählter Umrechnungsmethode können sich in den Folgeperioden 

unterschiedliche Auswirkungen auf die Höhe des Beteiligungsansatzes ergeben.160  

3.7.4 Fehlen der erforderlichen Daten des assoziierten Unternehmens 

Im Rahmen der Erstellung des Konzernabschlusses kann sich auch die Problematik 

ergeben, dass das assoziierte Unternehmen entweder nicht in der Lage oder nicht 

bereit ist, zusätzliche Informationen, wie bspw. zu den stillen Reserven bzw. Lasten 

oder den Bewertungsmethoden, dem beteiligten Unternehmen bereitzustellen. Hier-

bei handelt es sich zum Großteil um assoziierte Unternehmen mit Sitz im Ausland, 

deren GoB häufig von jenen in Österreich abweichen.161 Nach Platzer erscheint es 

gerade in solch einem Fall sinnvoll zu sein, die Beteiligung mit dem Wert laut Jah-

resabschluss anzusetzen.162 Im Vergleich zu Platzer ist es nach Egger / Samer / 

Bertl ratsam mit der Equity-Fortschreibung fortzusetzen, da sich alle Veränderungen 

des Eigenkapitals beim assoziierten Unternehmens unmittelbar auf den Beteili-

gungsansatz des beteiligten Unternehmens auswirken. 163  

3.8 BEENDIGUNG DER EQUITY-FORTSCHREIBUNG 

Eine Beendigung tritt einerseits bei einem Übergang auf die Anschaffungskostenme-

thode ein, sofern die Voraussetzungen für eine Beteiligung an einem assoziierten 

Unternehmen weggefallen sind, oder andererseits wenn es aufgrund von zusätzli-

chen Beteiligungskäufen am assoziierten Unternehmen zu einem Übergang auf die 

Voll- bzw. Quotenkonsolidierung kommt.164 Im Fall einer Endkonsolidierung ist der 

Veräußerungserfolg für den Konzernabschluss zu ermitteln, welcher sich aus dem 

Vergleich des Verkaufserlöses mit dem Equity-Wert der Beteiligung inklusive eines 

noch verbliebenen Unterschiedsbetrages ergibt.165 

  

                                            
158

 Vgl. Fröhlich (2001), S. 88. 
159

 Vgl. Pellens (1990), S. 700 f.  
160

 Vgl. Lauer / Böckem (1992), S. 1890 f. 
161

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 266. 
162

 Vgl. Platzer (1992), § 264 UGB, Rz. 11. 
163

 Vgl. Egger / Samer / Bertl (2013), S. 266 f. 
164

 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 74 f. 
165

 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 76. 
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3.9 ANHANGANGABEN IM RAHMEN DER EQUITY-BILANZIERUNG 

Durch die Anwendung der Equity-Methode im Konzernabschluss ergeben sich ver-

pflichtende Angaben im Konzernanhang. Gemäß § 264 Abs 1 vierter Satz UGB ist im 

Konzernanhang verpflichtend anzugeben, ob die Kapitalaufrechnung nach der 

Buchwert- oder nach der Kapitalanteilsmethode stattgefunden hat. Eine ausführliche 

Begründung für die Anwendung der Buchwert- oder der Kapitalanteilsmethode ist 

jedoch nicht erforderlich. Werden allerdings im Konzernabschluss im Rahmen der 

Bilanzierung von assoziierten Unternehmen beide Methoden gleichzeitig angewandt, 

so hat eine Auflistung zu erfolgen, auf welche assoziierten Unternehmen die Buch-

wertmethode und auf welche wiederum die Kapitalanteilsmethode angewandt wor-

den ist.166 

Weiters sieht der Gesetzgeber in den §§ 264 Abs. 1 dritter Satz zweiter Halbsatz 

UGB bzw. 264 Abs. 2 dritter Satz UGB vor, dass der sich aus der Kapitalaufrechnung 

resultierende Unterschiedsbetrag im Konzernanhang anzugeben ist, sofern dieser in 

der Konzernbilanz nicht schon mit einem Davon-Vermerk ausgewiesen worden ist. 

Gemäß § 264 Abs. 3 zweiter Satz UGB ist auch die Angabe jenes Zeitpunktes im 

Konzernanhang erforderlich, zu welchem die Kapitalaufrechnung stattgefunden hat. 

Im Gegensatz zum UGB wird die Pflichtangabe des Zeitpunktes der Kapitalaufrech-

nung von der 7. EG-RL als nicht von Bedeutung erachtet.167 

Sofern auf den Jahresabschluss des assoziierten Unternehmens abweichende Bi-

lanzierungs- und Bewertungsmethoden als im Konzernabschluss Anwendung finden 

und es folglich auch zu keiner Anpassung des Jahresabschlusses an die konzern-

rechtlichen Bewertungsmethoden kommt, hat gemäß § 264 Abs. 5 zweiter Satz UGB 

ein entsprechender Vermerk im Konzernanhang zu erfolgen. 

  

                                            
166

 Vgl. Fröhlich (2011a), § 264 UGB, Rz. 77 f. 
167

 Vgl. Art. 34 der 7. EG-RL. 
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3.10  ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE IM JAHRESABSCHLUSS  

Die 4. EG-Richtlinie (EG-RL)168 sieht grundsätzlich für den Jahresabschluss drei ver-

schiedene Bilanzierungsmodelle im Zusammenhang mit der Bilanzierung von Beteili-

gungen im Jahresabschluss vor. Dies sind einerseits gemäß Art. 35 der 4. EG-RL die 

Bilanzierung mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, andererseits die Neu-

bewertung gemäß Art. 33 und die Bilanzierung der Beteiligung nach der Equity-

Methode gemäß Art. 59.  

Gemäß Art. 59 der 4. EG-RL ist es somit den Mitgliedstaaten selbst überlassen, ob 

diese für Beteiligungen gemäß Art. 17 der 4. EG-RL an Unternehmen, auf deren Ge-

schäfts- und Finanzpolitik ein maßgeblicher Einfluss ausgeübt werden kann, die An-

wendung der Equity-Methode verpflichtend vorzuschreiben oder nicht. Damit die 

Equity-Methode im Jahresabschluss überhaupt zur Anwendung kommen kann, müs-

sen entsprechend des Art. 17 der 4. EG-RL zwei wesentliche Kriterien erfüllt sein. 

Einerseits muss eine Beteiligung, die der dauerhaften Geschäftsbeziehung dienen 

soll, vorliegen und andererseits muss der maßgebliche Einfluss auf die Geschäfts- 

und Finanzpolitik des assoziierten Unternehmens tatsächlich ausgeübt werden.169  

Der österreichische Gesetzgeber hat sich allerdings aufgrund des Verstoßes gegen 

das Realisationsprinzip gegen eine Anwendung der Equity-Methode im Jahresab-

schluss entschieden und verweist zum Ansatz und zur Bewertung von Anteilen an 

assoziierten Unternehmen auf die allgemeinen Bewertungsvorschriften des UGB.170 

Gemäß § 203 Abs. 1 UGB sind Gegenstände des Anlagevermögens, zu diesem zäh-

len auch Beteiligungen von assoziierten Unternehmen, mit den Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten abzüglich etwaiger Wertminderungen gemäß § 204 UGB anzu-

setzen. Angesichts dieser eindeutigen Festlegung in § 203 UGB, welcher keine Ab-

weichungen bei der Bilanzierung von Beteiligungen im Anlagevermögen vorsieht, 

besteht somit im Jahresabschluss nach dem UGB keine Möglichkeit für eine Bilan-

zierung von Beteiligungen nach der Equity-Methode.  

  

                                            
168

 Vierte Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 aufgrund von Artikel 54 Abs. 3 Buchsta-
be g des Vertrages über den Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen (Abl. 
L 222 S. 11), zuletzt geändert durch die Richtlinie 209/49/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 18. Juni 2009 (Abl. L 164 S. 42). 

169
 Vgl. Art. 17 der 4. EG-RL. 

170
 Vgl. dazu ausführlich Nowotny (1987), S. 175. 
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4 BILANZIERUNG VON ASSOZIIERTEN UNTERNEHMEN IM KON-

ZERNABSCHLUSS NACH DEM HGB 

4.1 ASSOZIIERTE UNTERNEHMEN  

4.1.1 Einordnung assoziierter Unternehmen nach dem Stufenkonzept  

Assoziierte Unternehmen stellen auch nach dem HGB einen wesentlichen Bestand-

teil der Stufenkonzeption dar.171 Den Mittelpunkt dieses Konzeptes bildet das Mutter-

unternehmen. Der Grad der Einflussnahme des Mutterunternehmens auf das Beteili-

gungsunternehmen nimmt dabei von Stufe zu Stufe nach unten kontinuierlich ab.172  

Nach der Stufenkonzeption des HGB lassen sich dadurch insgesamt vier verschie-

dene Formen von Beteiligungsunternehmen unterschieden, nämlich Tochterunter-

nehmen, Gemeinschaftsunternehmen, assoziierte Unternehmen und sonstige Betei-

ligungsunternehmen.173 Tochterunternehmen bilden nach dem HGB dabei den in-

nersten Kreis und sind deshalb auf der obersten Stufe dieses Stufenkonzeptes an-

gesiedelt, da das Mutterunternehmen in diesem Fall einen beherrschenden Einfluss 

auf das Tochterunternehmen ausüben kann.174 Den zweiten Kreis stellen Gemein-

schaftsunternehmen dar, da diese von einem Konzernunternehmen und einem kon-

zernfremden Unternehmen im Rahmen einer gemeinsamen Führung geleitet wer-

den.175 Gemeinschaftsunternehmen sind folglich unterhalb der Tochterunternehmen 

einzustufen.176 Im dritten Kreis sind Beteiligungen an assoziierten Unternehmen wie-

derzufinden.177 Diese sind durch einen maßgeblichen Einfluss gekennzeichnet.178 

Den äußersten Kreis der Stufenkonzeption bilden sonstige Beteiligungsunternehmen. 

Diese sind auf der untersten Ebene des Konzeptes eingeordnet, da die Einflussnah-

me auf die Geschäfts- bzw. Finanzpolitik durch das Mutternunternehmen lediglich ein 

geringes Ausmaß einnimmt.179 

                                            
171

 Vgl. Harms / Knischewski (1985), S. 1353. 
172

 Vgl. Busse von Colbe / Chmielewicz (1986), S. 153. 
173

 Vgl. Busse von Colbe (1985), S. 761 f. 
174

 Vgl. § 290 Abs. 1 erster Satz HGB. 
175

 Vgl. § 310 Abs. 1 HGB.  
176

 Vgl. Zündorf (1987b), S. 1852 f. 
177

 Vgl. Küting / Weber (2010), S. 163. 
178

 Vgl. § 311 Abs. 1 erster Satz HGB. 
179

 Vgl. Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 107. 
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4.1.2 Definition assoziierter Unternehmen  

Die wesentliche Bestimmung zur Definition von assoziierten Unternehmen nach dem 

HGB ist in § 311 Abs. 1 HGB geregelt. Gemäß § 311 Abs. 1 HGB handelt es sich bei 

einem assoziierten Unternehmen, um ein Unternehmen, auf welches von einem an-

deren Unternehmen ein maßgeblicher Einfluss auf die Geschäfts- oder Finanzpolitik 

des assoziierten Unternehmens ausgeübt werden kann. Das beteiligte Unternehmen 

muss dabei eine Beteiligung gemäß § 271 Abs. 1 HGB am assoziierten Unterneh-

men halten. 

Der Begriff des assoziierten Unternehmens nach dem HGB ist somit durch zwei be-

deutende Kriterien gekennzeichnet. Einerseits muss gemäß § 271 Abs. 1 HGB eine 

dauerhafte Beteiligung vorliegen und andererseits muss von einem beteiligten Unter-

nehmen ein maßgeblicher Einfluss auf die Geschäfts- und Finanzpolitik des assozi-

ierten Unternehmens ausgeübt werden.  

4.1.3 Abgrenzungskriterien assoziierter Unternehmen nach dem HGB 

4.1.3.1 Auslegung des maßgeblichen Einflusses 

Aufgrund der fehlenden gesetzlichen Konkretisierung des maßgeblichen Einflusses 

in § 311 HGB, muss sich die Frage gestellt werden, was der Gesetzgeber schluss-

endlich mit dem Begriff des maßgeblichen Einflusses verbindet. Aus dem Wortlaut 

der Bestimmung des § 311 Abs. 1 HGB ist lediglich ersichtlich, dass der maßgebli-

che Einfluss tatsächlich ausgeübt werden muss. Da keine allgemein gültige Definition 

zum maßgeblichen Einfluss vorhanden ist, soll dieser anhand eigens entwickelter 

Indikatoren näher spezifiziert werden.180 Gemäß DRS 8.3 werden u.a. die Mitwirkung 

des beteiligten Unternehmens an der Geschäftspolitik des assoziierten Unterneh-

mens, der Austausch von Führungspersonal als auch die Zurverfügungstellung von 

technischem Know-how an das assoziierte Unternehmen als Indizien für das Vorlie-

gen eines maßgeblichen Einflusses genannt.  

Bei der Konkretisierung des maßgeblichen Einflusses anhand der soeben aufgezähl-

ten Indikatoren orientiert sich der deutsche Gesetzgeber an den britischen und US-

                                            
180

 Vgl. Küting / Zündorf (1986), S. 3 f.; Küting / Köthner / Zündorf (1998), § 311 HGB, Rn. 15; Busse 
von Colbe et al. (2010), S. 521; ebenso Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 340 f. 
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amerikanischen Rechnungslegungsvorschriften.181 Vor allem das Kriterium, ob das 

beteiligte Unternehmen eine Möglichkeit besitzt Einfluss auf die Gewinnverwendung 

des assoziierten Unternehmens auszuüben, hat in den letzten Jahrzehnten zu zahl-

reichen kontroversen Diskussionen geführt.182 Nach Weber ist der Wert einer Beteili-

gung an einem assoziierten Unternehmen davon abhängig, ob die ausgewiesenen 

Erträge des assoziierten Unternehmens beim beteiligten Unternehmen zu Einzah-

lungen führen oder nicht. Dadurch lässt sich ableiten, dass die Einflussnahme auf die 

Gewinnverwendung durch das beteiligte Unternehmen nach Weber als ein wesentli-

cher Indikator für das Vorliegen eines assoziierten Unternehmens zu betrachten 

ist.183 

4.1.3.2 Beteiligung gemäß § 271 HGB 

Für das Vorliegen eines assoziierten Unternehmens nach dem HGB spielt eine Be-

teiligung i.S.d. § 271 Abs. 1 HGB eine bedeutende Rolle. Als Beteiligung i.S.d. § 271 

Abs. 1 HGB gelten Anteile an einem Unternehmen, welche dem eigenen Geschäfts-

betrieb dauerhaft dienen sollen. Dem Kriterium der Dauerhaftigkeit muss somit eine 

wesentliche Bedeutung beigemessen werden, denn sollte es an einer dauerhaften 

Beteiligungsabsicht fehlen, liegt auch keine Beteiligung i.S.d. § 271 Abs. 1 HGB vor. 

Für das Vorliegen einer Beteiligung i.S.d. § 271 HGB ist die Rechtsform des Beteili-

gungsunternehmens unerheblich.184 

Die Beteiligungsdefinition setzt sich aus drei bedeutenden Merkmalen zusammen. 

Einerseits muss sichergestellt werden, dass das beteiligte Unternehmen Anteile am 

Beteiligungsunternehmen hält.185 Dies ist dann erfüllt, wenn dem Beteiligungsunter-

nehmen Kapital überlassen wird ohne dieses jedoch zurückzahlen zu müssen.186 

Andererseits muss die Beteiligung dem eigenen Geschäftsbetrieb dauerhaft die-

nen.187 Das dritte und letzte bedeutende Element beinhaltet die Verpflichtung zur 

Einbeziehung des beteiligten Unternehmens in den Konzernabschluss. 188 Unter dem 

Begriff einbezogene Unternehmen sind das Mutterunternehmen und die in den Kon-

                                            
181

 Vgl. Busse von Colbe et al. (2010), S. 521. 
182

 Vgl. Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 341; Havermann (1975), S. 238; Küting / Köthner / Zündorf 
(1998), § 311 HGB, Rn. 51. 

183
 Vgl. Weber (1980), S. 95 f.; siehe auch Busse von Colbe (1972), S. 145 f.  

184
 Vgl. Elprana / Pfender / Schubert (2011), § 312 HGB, Rn. 4. 

185
 Vgl. § 271 Abs. 1 erster Satz HGB. 

186
 Vgl. Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 338. 

187
 Vgl. § 271 Abs. 1 erster Satz HGB. 

188
 Vgl. § 271 Abs. 2 erster Halbsatz HGB. 
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zernabschluss zu berücksichtigenden Tochterunternehmen zu verstehen.189 Können 

diese Voraussetzungen nicht erfüllt werden, dann liegt auch keine für die Definition 

von assoziierten Unternehmen maßgebliche Beteiligung i.S.d. § 271 HGB vor. 

4.1.3.3 Beteiligungsausmaß  

Eine Mindesthöhe der Beteiligung am Nennkapital des assoziierten Unternehmens 

ist nach dem HGB keine zwingende Voraussetzung für das Bestehen eines assozi-

ierten Unternehmens. Es wird allerdings in der Regel vermutet, dass bei assoziierten 

Unternehmen nach dem HGB ein maßgeblicher Einfluss bei einer Beteiligung von 

mindestens 20 % ausgeübt werden kann.190 Für die Ermittlung der zuzurechnenden 

Stimmrechte ist es nicht von Bedeutung, ob die Konzernunternehmen, welche die 

Stimmrechte unmittelbar halten, auch tatsächlich in den Konzernabschluss einbezo-

gen werden.191  

Bei der Assoziierungsvermutung nach dem HGB handelt es sich jedoch um eine wi-

derlegbare Vermutung.192 Bei Nichtwiderlegung dieser gilt die Beteiligung als Beteili-

gung an einem assoziierten Unternehmen, allerdings ohne den Nachweis des maß-

geblichen Einflusses erbringen zu müssen.193 Das beteiligte Unternehmen muss da-

her nach dem HGB, trotz Vorliegen einer Beteiligung i.H.v. 20 %, glaubhaft nachwei-

sen, dass dieses tatsächlich keinen maßgeblichen Einfluss ausübt und folglich auch 

keine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen besteht.194 Im Gegensatz da-

zu wird bei einer Beteiligung unter 20 % schon von vornherein vermutet, dass von 

keinem maßgeblichen Einfluss und auch nicht von einem assoziierten Unternehmen 

ausgegangen werden kann.195 In diesem Fall kommt es zu einer Umkehr der Beweis-

last. Das beteiligte Unternehmen muss daher nachweisen, dass dieses trotz einer 

Beteiligung von weniger als 20 % einen tatsächlich maßgeblichen Einfluss auf das 

Beteiligungsunternehmen ausüben kann.196 Dieser Nachweis muss einerseits objek-

tiv nachprüfbar und andererseits wiederum objektiv nachweisbar sein. Zusammen-

fassend lässt sich zur Beteiligungshöhe nach dem HGB nun sagen, dass die einzige 

                                            
189

 Vgl. § 294 Abs. 1 HGB. 
190

 Vgl. § 311 Abs. 1 letzter Satz HGB. 
191

 Vgl. Scherrer (1988), § 311 HGB, Anm. 76. 
192

 Vgl. § 311 Abs. 1 letzer Satz HGB. 
193

 Vgl. Winkeljohann / Böcker (2012), § 311 HGB, Rn. 16. 
194

 Vgl. Biener / Schatzmann (1983), S. 53. 
195

 Vgl. Scherrer (2007), S. 428. 
196

 Vgl. Kirsch (1990), S. 30; Küting / Köthner / Zündorf (1998), § 311 HGB, Anm. 78. 
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Konkretisierung des maßgeblichen Einflusses letztendlich in der Assoziierungsver-

mutung des § 311 Abs. 1 letzter Satz HGB liegt.  

4.2 ERSTMALIGE ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE 

4.2.1 Allgemeines zum Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung 

Um eine Equity-Bewertung nach dem HGB durchführen zu können, muss zunächst 

für jedes assoziierte Unternehmen der Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung der 

Equity-Methode bestimmt werden.197 Vor Verabschiedung des Bilanzrechtsmoderni-

sierungsgesetzes (BilMoG)198 kamen für die Kapitalaufrechnung gemäß § 312 Abs. 3 

HGB a.F. drei mögliche Zeitpunkte in Frage.199 Man konnte zwischen dem Zeitpunkt 

des Erwerbs der Beteiligung, dem Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung oder bei 

sukzessivem Erwerb der Anteile zu verschiedenen Zeitpunkten, den Zeitpunkt der 

Klassifizierung als assoziiertes Unternehmen frei wählen.200 Mit dem BilMoG ist die-

ses Wahlrecht allerdings aufgehoben worden.201 Gemäß § 312 Abs. 3 erster Satz 

HGB n.F.202 sind für die Equity-Bewertung die Wertverhältnisse zu jenem Zeitpunkt 

maßgeblich zu dem das Beteiligungsunternehmen ein assoziiertes Unternehmen 

geworden ist. Nach Küting / Seel muss in diesem Kontext aber auch auf die Vor-

schrift des § 301 Abs. 2 dritter Satz HGB verwiesen werden.203 Gemäß § 301 Abs. 2 

dritter Satz HGB sind für die Aufstellung eines Konzernabschlusses die Wertverhält-

nisse zum Zeitpunkt der Einbeziehung maßgeblich. Nach Küting / Seel sei es sinnvoll 

diese Ausnahmeregelung analog zur Vollkonsolidierung aus Vereinfachungsgründen 

auch auf die Equity-Bilanzierung nach dem HGB zur Anwendung kommen zu las-

sen.204 

                                            
197

 Vgl. Küting / Seel (2011), S. 1005. 
198

 Gesetz zur Modernisierung des Bilanzrechts (Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz – BilMoG) vom 
25. Mai 2009 (BGBI. I S. 1102). 

199
 Handelsgesetzbuch (HGB) vom 10. Mai 1897 (RGBI. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 69 des 
FGG-ReformG vom 17. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2586). 

200
 Vgl. § 312 Abs. 3 erster Satz HGB a.F. 

201
 Das BilMoG hat sich zum Ziel gesetzt, durch die Abschaffung zahlreicher Wahlrechte eine stärkere 
Anpassung des HGB an die IFRS zu erreichen. 

202
 Handelsgesetzbuch (HGB) vom 10. Mai 1897 (RGBI. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
ÄndG vom 4. Oktober 2013 (BGBI. I S. 3746). 

203
 Vgl. Küting / Seel (2009), S. 57. 

204
 Vgl. Küting / Seel (2009), S. 57. 
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4.2.2 Zeitpunkt der Kapitalaufrechnung gemäß § 312 Abs. 3 HGB vor und nach dem 

BilMoG 

4.2.2.1 Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile 

Vor dem BilMoG hat die Bewertung regelmäßig auf Basis der Wertansätze zum Zeit-

punkt des Erwerbs der Anteile stattgefunden, da der Beteiligungsbuchwert zu diesem 

Zeitpunkt dem Kaufpreis entsprochen hat. Da jedoch das Wahlrecht in § 312 Abs. 3 

HGB a.F.205 mit dem BilMoG abgeschafft worden ist, darf auch nicht mehr der Zeit-

punkt des Erwerbs der Anteile als Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung der Equity-

Methode zur Bewertung von Anteilen an assoziierten Unternehmen herangezogen 

werden. Die Neufassung des § 312 Abs. 3 HGB weicht somit deutlich von jener des 

DRS 8 ab. Gemäß DRS 8.14 hat die Kapitalaufrechnung nämlich weiterhin zum Zeit-

punkt des Erwerbs der Beteiligung zu erfolgen.206  

4.2.2.2 Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung des betreffenden assoziierten Unterneh-

mens 

Die zweite Möglichkeit, nämlich die Ermittlung auf Basis der Wertansätze zum Zeit-

punkt der erstmaligen Einbeziehung des assoziierten Unternehmens in den Kon-

zernabschluss, ist bis zum BilMoG aus Vereinfachungsgründen ebenfalls gestattet 

gewesen.207 Nach Verabschiedung des BilMoG darf diese Option ebenfalls nicht 

mehr in Anspruch genommen werden. Die Kapitalaufrechnung zum Zeitpunkt der 

erstmaligen Einbeziehung eines assoziierten Unternehmens in den Konzernab-

schluss ist vor dem BilMoG vor allem dann bevorzugt worden, wenn bspw. die Betei-

ligung am assoziierten Unternehmen von nicht wesentlicher Bedeutung gewesen ist 

und sich dies allerdings im Laufe der Zeit geändert hat.208 

4.2.2.3 Zeitpunkt, zu dem das Beteiligungsunternehmen assoziiertes Unternehmen ge-

worden ist 

Entsprechend der neuen Fassung des § 312 Abs. 3 HGB dürfen bei der Equity-

Bewertung nur mehr jene Wertansätze herangezogen werden, die zum Zeitpunkt, zu 

dem das Beteiligungsunternehmen die Definition eines assoziiertes Unternehmens 

erstmalig erfüllt hat, beachtet werden. Dies liegt im Regelfall dann vor, ab dem die 

                                            
205

 Vgl. § 312 Abs. 3 HGB erster Satz HGB a.F. 
206

 Bei Nichtbeachtung der Vorschriften zum DRS 8 ergeben sich für die den Konzernabschluss auf-
zustellenden Unternehmen keine Konsequenzen.  

207
 Vgl. § 312 Abs. 3 HGB erster Satz HGB a.F. 

208
 Vgl. Wiedmann (2008), § 312 HGB, Rn. 8. 
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Ausübung des maßgeblichen Einflusses auf die Geschäfts- und Finanzpolitik gemäß 

§ 311 Abs. 1 HGB erstmals möglich ist. Die Abschaffung des Wahlrechts gemäß  

§ 312 Abs. 3 HGB a.F. ist auf die Neuregelung des § 301 HGB zurückzuführen, wel-

cher auf den Zeitpunkt abstellt, zu dem die Beherrschungsmöglichkeit erstmals aus-

geübt werden kann. Die Neuregelung des § 312 Abs. 3 HGB weicht damit von DRS 

8.14 ab, welcher weiterhin auf den Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile abstellt. 

4.3 EQUITY-METHODE IM KONZERNABSCHLUSS  

4.3.1 Technik der Equity-Methode  

Beteiligungen an assoziierten Unternehmen sind gemäß § 312 Abs. 1 HGB i.V.m. 

DRS 8.3 nach der Equity-Methode im Konzernabschluss zu bilanzieren. Der Ausweis 

der Beteiligung hat im Rahmen der konsolidierten Bilanz in einem gesonderten Pos-

ten zu erfolgen.209 Den Ausgangspunkt einer etwaigen Bewertung stellen die An-

schaffungskosten der Beteiligung dar.210 Der Beteiligungsbuchwert wird dem anteilig 

erworbenen Eigenkapital des assoziierten Unternehmens zum Kapitalaufrechnungs-

zeitpunkt gegenübergestellt.211 Bis zum Inkrafttreten des BilMoG konnte die Kapital-

aufrechnung entweder nach der Buchwert- oder der Kapitalanteilsmethode erfol-

gen.212  

Beide Varianten haben bei der Kapitalaufrechnung nach dem HGB letztendlich zum 

selben Ergebnis geführt. Durch das BilMoG ist dieses Wahlrecht abgeschafft worden, 

um einerseits eine bessere Vergleichbarkeit der Konzernabschlüsse zu ermöglichen 

und andererseits um eine stärkere Anpassung des Bilanzrechts an die IFRS zu för-

dern.213 Seit dem BilMoG ist die Kapitalaufrechnung nur mehr nach der Buchwertme-

thode möglich.214 Diese Änderung betrifft allerdings nur den Erwerb von Beteiligun-

gen an assoziierten Unternehmen, die in den Geschäftsjahren ab dem 1.1.2010 er-

folgen. Das heißt, dass vor diesem Stichtag erworbene Beteiligungen auch weiterhin 

nach der Kapitalanteilsmethode bewertet werden dürfen.215  

                                            
209

 Vgl. § 311 Abs. 1 erster Satz HGB. 
210

 Vgl. Busse von Colbe et al. (2010), S. 535. 
211

 Vgl. § 312 Abs. 3 erster Satz HGB. 
212

 Vgl. § 312 Abs. 1 erster Satz Nr. 1 und Nr. 2 HGB a.F. 
213

 Vgl. Küting / Seel (2009), S. 56. 
214

 Vgl. § 312 Abs. 1 HGB; DRS 8.19. 
215

 Vgl. IDW (2009), S. 354. 
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Im Rahmen der Equity-Bilanzierung nach dem HGB werden die anteiligen Vermö-

gensgegenstände, Schulden, Aufwendungen und Erträge aus dem Jahresabschluss 

des assoziierten Unternehmens nicht in den Konzernabschluss des beteiligten Un-

ternehmens übernommen.216 Gemäß § 311 Abs. 2 HGB besteht die Möglichkeit von 

einer Equity-Bewertung abzusehen, sofern den Anteilen an einem assoziierten Un-

ternehmen für die Darstellung des Konzernergebnisses keine wesentliche Bedeutung 

zukommt. 

4.3.2 Equity-Bewertung nach der Buchwertmethode gemäß § 312 Abs. 1 HGB 

4.3.2.1 Allgemeines zur Buchwertmethode  

Im Rahmen der Buchwertmethode nach dem HGB ist die Beteiligung am assoziierten 

Unternehmen gemäß § 312 Abs. 1 erster Satz HGB verpflichtend mit dem entspre-

chenden Buchwert anzusetzen. Für die Kapitalaufrechnung ist das bilanzielle Eigen-

kapital des assoziierten Unternehmens zur Bestimmung des anteiligen Eigenkapitals 

heranzuziehen.217 Nach Adler / Düring / Schmaltz und Küting / Weber sind demnach 

u.a. das Nennkapital, die Kapitalrücklagen als auch die Gewinnrücklagen und die 

eigenen Anteile im Rahmen des anteiligen Eigenkapitals zu berücksichtigen.218  

Die Vorgehensweise im Rahmen der Kapitalaufrechnung nach der Buchwertmethode 

lässt sich anhand des folgenden Schemas veranschaulichen:219 

 Beteiligungsansatz des beteiligten Unternehmens 

- anteiliges Eigenkapital des assoziierten Unternehmens 

= aktiver / Passiver Unterschiedsbetrag 

-/+ zuordenbare stille Reserven/stille Lasten 

= verbleibender Unterschiedsbetrag (Geschäfts- oder Firmenwert) 

                                            
216

 Vgl. Senger (2012), § 312 HGB, Rn. 11. 
217

 Vgl. Küting / Zündorf (1986), S. 5; ebenso v. Wysocki / Wohlgemuth (1996), S. 164. 
218

 Vgl. Adler / Düring / Schmaltz (1996), § 312 HGB, Anm. 23; Küting / Weber (2010), S. 532. 
219

 Modifziert entnommen aus Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 346; ähnlich Pellens / Fülbier (2013), 
§ 312 HGB, Rn. 31 f. 
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4.3.2.2 Beispiel zur Buchwertmethode220 

R-AG erwirbt zum 1.1.X1 eine Beteiligung i.H.v. 30 % an der H-GmbH zum Anschaf-

fungspreis in Höhe von 150 Mio. GE. Die R-AG übt einen maßgeblichen Einfluss auf 

die H-GmbH aus. Der Tageswert der Maschine liegt bei rund 30 Mio. GE über dem 

Buchwert. Im Konzernabschluss der R-AG soll die Beteiligung an der H-GmbH nach 

der Equity-Methode bewertet werden.  

Grundlage für die erstmalige Anwendung der Equity-Bewertung bildet der folgende 

Abschluss der H-GmbH zum 31.12.X0: 

Bilanz der H-GmbH zum 31.12.X0 (in Mio. GE): 

Aktiva  Passiva  

Finanzanlagen 20 gezeichnetes Kapital 160 

Anlagevermögen 515 Kapitalrücklagen 50 

  Gewinnrücklagen 100 

Vorräte 250 Bilanzgewinn 50 

Forderungen 335 Rückstellungen 360 

Kassa 50 Verbindlichkeiten 450 

Bilanzsumme 1170 Bilanzsumme 1170 

 

  

                                            
220

 Beispiel modifiziert entnommen aus Busse von Colbe et al. (2010), S. 538 f. 
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Beteiligungsansatz der R-AG 
 

150 

- anteiliges Eigenkapital des assoziierten Unternehmens H-GmbH: 

 gezeichnetes Kapital (160 * 30 %) 

 Kapitalrücklagen (50 * 30 %) 

 Gewinnrücklagen (100 * 30 %) 

 Bilanzgewinn (50 * 30 %) 

 

-48 

-15 

-30 

-15 

= aktiver Unterschiedsbetrag 42 

- anteilige zuordenbare stille Reserven: 

 Maschine (30 * 30 %) 

 

-9 

= Geschäfts- oder Firmenwert 33 

 

Die soeben durchgeführte Kapitalaufrechnung nach der Buchwertmethode hat kei-

nen wesentlichen Einfluss auf den Konzernabschluss der R-AG. Die im Rahmen der 

Buchwertmethode durchgeführte Kapitalaufrechnung ergibt am 1.1.X1 einen Unter-

schiedsbetrag i.H.v. 42 Mio. GE, der im Konzernanhang angegeben werden muss. 

Die von der R-AG an der H-GmbH gehaltene Beteiligung ist im Erwerbszeitpunkt der 

Beteiligung sowohl im Jahresabschluss als auch im Konzernabschluss der R-AG mit 

150 Mio. GE auszuweisen. 
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4.3.3 Equity-Bewertung nach der Kapitalanteilsmethode gemäß § 312 Abs. 1 HGB 

a.F. 

4.3.3.1 Allgemeines zur Kapitalanteilsmethode nach dem HGB 

Die Kapitalanteilsmethode nach dem HGB entspricht der Neubewertungsmethode im 

Rahmen der Vollkonsolidierung.221 Die Beteiligung muss mit dem anteiligen Eigen-

kapital des assoziierten Unternehmens angesetzt werden.222 Bevor es allerdings zu 

einem Ansatz mit dem anteiligen Eigenkapital kommt, muss das Eigenkapital des 

assoziierten Unternehmens einer Neubewertung mit dem beizulegenden Wert unter-

zogen werden. Dies erfolgt dadurch in dem das Eigenkapital um die stillen Reserven, 

welche sich aus der Neubewertung der Vermögensgegenstände und Schulden erge-

ben, erhöht wird, bevor es dann zur Kapitalaufrechnung kommt.223 Die Anschaf-

fungskosten der Beteiligung stellen die oberste Wertgrenze für die Neubewertung 

des Eigenkapitals nach dem HGB dar.224 Die aufgrund der Neubewertung aufge-

deckten stillen Reserven, welche bei der Buchwertmethode im Unterschiedsbetrag 

ihren Niederschlag finden, werden bei der Kapitalanteilsmethode nach dem HGB 

bereits im Rahmen der Neubewertung des anteiligen Eigenkapitals berücksichtigt. 

Bei entsprechendem Vergleich der Buchwert- mit der Kapitalanteilsmethode nach 

dem HGB wird man zur Schlussfolgerung geraten, dass beide Methoden letztendlich 

zum gleichen Equity-Wert führen.225  

Die Vorgehensweise im Rahmen der Kapitalaufrechnung nach der Kapitalanteilsme-

thode lässt sich anhand des folgenden Schemas veranschaulichen:226 

Beteiligungsansatz des beteiligten Unternehmens 

-  anteiliges neu bewertetes Eigenkapital des assoziierten Unternehmens 

= aktiver / passiver Unterschiedsbetrag 

                                            
221

 Vgl. Schildbach (2008), S. 187. 
222

 Vgl. § 312 Abs. 1 erster Satz Nr. 2 HGB a.F. 
223

 Vgl. § 312 Abs. 1 zweiter Satz erster Halbsatz HGB a.F. 
224

 Vgl. § 312 Abs. 1 zweiter Satz zweiter Halbsatz HGB a.F. 
225

 Vgl. Wiedmann (2008), § 312 HGB, Rn. 8. 
226

 Vgl. § 312 Abs. 1 erster Satz Nr. 2 HGB a.F. 
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4.3.3.2 Beispiel zur Kapitalanteilsmethode nach dem HGB227 

Als Grundlage für die Kapitalaufrechnung nach der Kapitalanteilsmethode soll das 

Beispiel aus dem Abschnitt 4.3.2.2 zur Buchwertmethode nach dem HGB dienen. 

Beteiligungsansatz der R-AG 
 

150 

- anteiliges neu bewertetes Eigenkapital der H-GmbH: 

 gezeichnetes Kapital (160 * 30 %) 

 Kapitalrücklagen (50 * 30 %) 

 Gewinnrücklagen (100 * 30 %) 

 Neubewertung Maschine (30 * 30 %) 

 Bilanzgewinn (50 * 30 %) 

 

-48 

-15 

-30 

-9 

-15 

= Geschäfts- oder Firmenwert 33 

Die Kapitalaufrechnung nach der Kapitalanteilsmethode über keinen wesentlichen 

Einfluss auf den Konzernabschluss aus. Der sich aus der Kapitalaufrechnung erge-

bende Unterschiedsbetrag i.H.v. 33 Mio. GE ist als wesentlicher Teil des Beteili-

gungsansatzes am assoziierten Unternehmen anzusehen und im Konzernanhang 

anzugeben. Die von der R-AG an der H-GmbH gehaltene Beteiligung ist im Zeitpunkt 

des Erwerbs mit den jeweiligen Anschaffungskosten sowohl im Jahresabschluss als 

auch im Konzernabschluss der R-AG i.H.v. 150 Mio. GE auszuweisen.  

  

                                            
227

 Selbst erstellt. 
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4.4 BEHANDLUNG EINES MÖGLICHEN UNTERSCHIEDSBETRAGES NACH ERSTMALI-

GER ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE  

4.4.1 Allgemeines zum Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalaufrechnung 

Im Rahmen der Kapitalaufrechnung kann sich ein Unterschiedsbetrag ergeben. 

Übersteigt der Beteiligungsbuchwert das anteilige Eigenkapital, so spricht man 

grundsätzlich von einem aktiven, ansonsten von einem passiven Unterschiedsbetrag. 

Angesichts des sog. Ein-Zeilen Konsolidierungs-Prinzips (one-line-consolidation) darf 

der Unterschiedsbetrag nach dem HGB nicht gesondert ausgewiesen werden. Der 

gesamte entstandene Unterschiedsbetrag ist im Konzernanhang anzugeben.228 An-

schließend ist dieser gemäß § 312 Abs. 2 erster Satz HGB entsprechend seiner Ur-

sache auf stille Reserven und Lasten zu verteilen. Dies hat im Rahmen einer statisti-

schen Nebenrechnung zu erfolgen.229 

4.4.2 Unterschiedsbetrag im Rahmen der Buchwertmethode  

4.4.2.1 Aktiver Unterschiedsbetrag im Rahmen der Buchwertmethode 

Ein nach der Zuordnung von stillen Reserven bzw. Lasten verbleibender Unter-

schiedsbetrag ist im weiteren Verlauf gemäß § 312 Abs. 2 dritter Satz HGB als Ge-

schäfts- oder Firmenwert zu behandeln und folglich entsprechend der Vorschrift des 

§ 309 Abs. 1 HGB planmäßig abzuschreiben. Der gesamte aktive Unterschiedsbe-

trages muss gemäß § 312 Abs. 1 letzter Satz HGB im Konzernanhang angegeben 

werden.  

4.4.2.2 Passiver Unterschiedsbetrag im Rahmen der Buchwertmethode 

Sofern der Beteiligungsbuchwert niedriger ist als das anteilige bilanzielle Eigenkapi-

tal, spricht man von einem passiven Unterschiedsbetrag.230 Dieser ist im Anschluss 

zu analysieren und entsprechend seiner Ursache dem betreffenden Posten zuzuord-

nen und im Jahr der erstmaligen Anwendung der Equity-Methode im Konzernanhang 

anzugeben.231 Eine Passivierung des Unterschiedsbetrages kommt nicht in Frage, 

da der Beteiligungsbuchwert als Obergrenze für eine etwaige Bewertung zu betrach-

                                            
228

 Vgl. § 312 Abs. 1 letzter Satz HGB. 
229

 Vgl. Senger (2012), § 312 HGB, Rn. 24. 
230

 Vgl. § 312 Abs. 1 zweiter Satz HGB. 
231

 Vgl. § 312 Abs. 1 letzter Satz HGB. 
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ten ist.232 Als Gründe für einen passiven Unterschiedsbetrag nach dem HGB können 

u.a. negative Zukunftsprognosen, Gewinnthesaurierungen vor Kapitalaufrechnung 

oder auch eine Unterbewertung der Passivposten beim assoziierten Unternehmen 

gesehen werden.233 

Beruht der passive Unterschiedsbetrag letztendlich auf Gewinnthesaurierungen, so 

kann es zu einer Verrechnung des passiven Unterschiedsbetrages mit den Gewinn-

rücklagen kommen.234 Der passive Unterschiedsbetrag ist gemäß § 312 Abs. 2 HGB 

entsprechend den Vorschriften des § 309 Abs. 1 HGB zu behandeln. 

4.4.3 Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalanteilsmethode  

4.4.3.1 Aktiver Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalanteilsmethode 

Angesichts der Tatsache, dass die stillen Reserven bereits im Rahmen der Neube-

wertung des anteiligen Eigenkapitals berücksichtigt werden, ist daher der gesamte 

aktive Unterschiedsbetrag als Geschäfts- oder Firmenwert zu behandeln, sofern die 

Kapitalaufrechnung vor dem 1.1.2010 (d.h. vor dem Inkrafttreten des BilMoG) statt-

gefunden hat. Der sich ergebende Unterschiedsbetrage konnte gemäß § 312 Abs. 1 

dritter Satz zweiter Halbsatz HGB a.F. in einem gesonderten Posten der konsolidier-

ten Bilanz ausgewiesen oder im Konzernanhang angegeben werden.  

4.4.3.2 Passiver Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalanteilsmethode 

Der passive Unterschiedsbetrag ist entweder auf die Gewinnthesaurierung vom as-

soziierten Unternehmen oder auf die außerplanmäßige Abschreibung des Beteili-

gungsansatzes zurückzuführen. Beide Sachverhalte können nur dann auftreten, so-

fern die Kapitalaufrechnung nicht bereits zum Erwerbszeitpunkt, sondern erst zu ei-

nem späteren Zeitpunkt stattgefunden hat.235 Eine Passivierung des Unterschiedsbe-

trages im Rahmen der Kapitalanteilsmethode kommt aufgrund der strikten Begren-

zung der Neubewertung des anteiligen Eigenkapitals auf die Höhe der Anschaf-

fungskosten nicht in Frage.236 

  

                                            
232

 Vgl. § 312 Abs. 2 erster Satz HGB.  
233

 Vgl. Littkemann (1999), S. 1196; Hachmeister (2002), § 312 HGB, Rz. 51 f. 
234

 Vgl. Pellens (2008), § 312 HGB, Rn. 31. 
235

 Vgl. Adler / Düring / Schmaltz (1996), § 312 HGB, Anm. 61. 
236

 Vgl. § 312 Abs. 1 dritter Satz erster Halbsatz HGB a.F. 
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4.5 ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE IN DEN FOLGEJAHREN  

4.5.1 Allgemeines zur Equity-Fortschreibung in den Folgejahren 

Gemäß § 312 Abs. 4 HGB muss der nach § 312 Abs. 1 HGB ermittelte Equity-Wert 

um Veränderungen innerhalb des Eigenkapitalpostens des assoziierten Unterneh-

mens in den Folgejahren fortgeschrieben werden. Dabei sind nicht nur die Fort-

schreibungen des Unterschiedsbetrages bzw. der stillen Reserven zu berücksichti-

gen, sondern auch anteilige Jahresüberschüsse bzw. -fehlbeträge, Gewinnausschüt-

tungen, Kapitalerhöhungen oder auch Kapitalherabsetzungen dürfen bei der Folgebi-

lanzierung nicht außer Acht gelassen werden. Erfolgsneutrale Umbuchungen inner-

halb der einzelnen Eigenkapitalposten haben keinen Einfluss auf die Höhe des Equi-

ty-Wertansatzes.237 Als Ausgangsbasis für die Equity-Fortschreibung in der aktuellen 

Periode ist der Equity-Wert aus dem letztjährigen Konzernabschluss heranzuzie-

hen.238 Etwaige Erhöhungen oder Verminderungen des Wertansatzes haben gemäß 

§ 312 Abs. 4 zweiter Satz HGB im Rahmen der Konzern-GuV in einem gesondert 

auszuweisenden Posten zu erfolgen. 

Die Fortschreibung des Beteiligungsbuchwertes beim beteiligten Unternehmen lässt 

sich anhand des folgenden Schemas veranschaulichen: 239 

 Beteiligungsbuchwert zum Beginn der Periode t1 

+/- Fortführung eines Unterschiedsbetrages 

- Fortführung der stillen Reserven 

+/- Jahresüberschüsse / Jahresfehlbeträge in Höhe der Beteiligungsquote 

- Gewinnausschüttungen  

+/- Kapitalerhöhungen / Kapitalherabsetzungen 

                                            
237

 Vgl. Küting / Weber (2010), S. 529. 
238

 Vgl. Küting / Weber (2010), S. 545. 
239

 Modifiziert entnommen aus Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 348; ähnlich bereits Kessler (1999), 
S. 1750. 
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= Beteiligungsbuchwert am Ende der Periode t1 

4.5.2 Equity-Fortschreibung 

4.5.2.1 Fortschreibung der Unterschiedsbeträge 

Nach Harms sind grundsätzlich alle Veränderungen aus der Folgebilanzierung unter 

dem Posten Ergebnis aus Beteiligungen an assoziierten Unternehmen in der Ge-

winn- und Verlustrechnung zusammenzufassen.240 Dieser Posten beinhaltet somit 

auch die Abschreibung für den Geschäfts- oder Firmenwert. Der Geschäfts- oder 

Firmenwert muss entsprechend den Vorschriften des HGB als auch jener nach DRS 

8 über die voraussichtliche Nutzungsdauer abgeschrieben werden.241  

Dies ist vor allem auf den in § 312 Abs. 2 dritter Satz HGB verankerten Verweis auf  

§ 309 HGB zurückzuführen. § 312 Abs. 2 dritter Satz HGB sieht für den Geschäfts- 

oder Firmenwert im Rahmen der Equity-Methode die gleiche Vorgehensweise wie 

bei der Vollkonsolidierung vor. Gemäß § 309 Abs. 1 HGB ist der Geschäfts- oder 

Firmenwert über die planmäßige Nutzungsdauer abzuschreiben. Die Abschreibung 

hat gemäß DRS 8.23 grundsätzlich linear zu erfolgen. Sollte die Nutzungsdauer des 

Geschäfts- oder Firmenwertes jedoch länger als fünf Jahre betragen, so muss dies 

nach h.M. im Konzernanhang begründet werden.242  

Auch ein passiver Unterschiedsbetrag ist gemäß § 312 Abs. 2 i.V.m. § 309 HGB 

i.V.m. DRS 8.24 fortzuschreiben. Das heißt, dass erwartete wirtschaftliche Belastun-

gen weiterhin anzusetzen sind bzw. eine Auflösung vorzunehmen ist, sofern mit de-

ren Anfall nicht mehr gerechnet werden kann.  

4.5.2.2 Fortschreibung der stillen Reserven und Lasten 

Im Rahmen der Equity-Fortschreibung sind die stillen Reserven bzw. Lasten gemäß 

§ 312 Abs. 2 HGB über die Restnutzungsdauer der jeweiligen Vermögensgegen-

stände, denen sie zuzuordnen sind, planmäßig abzuschreiben. Die Abschreibung 

stellt eine Wertminderung dar und führt dadurch letztendlich zu einer erfolgswirksa-

men Verminderung des Equity-Wertansatzes. Im Gegensatz dazu sind stille Lasten 

gemäß DRS 8.21, sobald sie tatsächlich realisiert worden sind, aufzulösen. Ange-

                                            
240

 Vgl. Harms (1987a), S. 939. 
241

 Vgl. § 309 Abs. 1 HGB; DRS 8.23. 
242

 Vgl. Senger (2012), § 312 HGB, Rn. 55. 
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sichts der Tatsache, dass keine Vermögensgegenstände und Schulden des assozi-

ierten Unternehmens in der Konzernbilanz des beteiligten Unternehmens zu erfassen 

sind, hat die Fortschreibung der stillen Reserven und Lasten im Rahmen einer statis-

tischen Nebenrechnung zu erfolgen.243 Um allerdings eine ordnungsgemäße Fort-

schreibung der stillen Reserven bzw. Auflösung der stillen Lasten durchführen zu 

können, sind entsprechende Informationen diesbezüglich seitens des assoziierten 

Unternehmens erforderlich. Deren Beschaffung kann sich jedoch in der Realität als 

schwierig erweisen.244 

4.5.2.3 Fortschreibung um anteilige Jahresüberschüsse bzw. Jahresfehlbeträge 

Der Equity-Wert ist gemäß § 312 Abs. 4 erster Satz HGB fortlaufend um den anteili-

gen Jahresüberschuss zu erhöhen bzw. um den anteiligen Jahresfehlbetrag zu ver-

mindern. Die Erfassung des Jahresüberschusses bzw. -fehlbetrages ist jedoch auf 

die Höhe der Beteiligungsquote des beteiligten Unternehmens am assoziierten Un-

ternehmen beschränkt. Im Gegensatz dazu führen anteilige Jahresfehlbeträge zu 

einer Verminderung des Equity-Wertansatzes. Ein sich ergebender Jahresfehlbetrag 

kann u.a. im Rahmen des gesonderten Postens Abschreibung von Finanzanlagen 

erfasst werden. Eine Saldierung unter dem Posten Ergebnis aus Beteiligungen an 

assoziierten Unternehmen wird ebenfalls als möglich erachtet.245 Sofern die Saldie-

rung von anteiligen Jahresüberschüssen bzw. Jahresfehlbeträgen mehrere assoziier-

te Unternehmen umfasst, muss eine Aufgliederung der einzelnen Beträge im Kon-

zernanhang erfolgen.246 

4.5.2.4 Fortschreibung um Kapitalerhöhungen bzw. Kapitalherabsetzungen 

Bei assoziierten Unternehmen vorgenommene Kapitalmaßnahmen führen gemäß  

§ 312 Abs. 4 erster Satz HGB zu einer Veränderung in der Höhe des Equity-

Wertansatzes. Gemäß DRS 8.42 f. hat jener Teil des anteiligen Eigenkapitals, wel-

cher auf die Kapitalerhöhung zurückzuführen ist, eine erfolgswirksame Berücksichti-

gung im Equity-Wertansatz zu finden. 

Sofern bei einem assoziierten Unternehmen eine Kapitalerhöhung beschlossen wird, 

führt diese folglich zur erfolgsneutralen Wertsteigerung der Beteiligung. Der Wert der 

                                            
243

 Vgl. Havermann (1987b), S. 305. 
244

 Vgl. d‘Arcy / Kurt (2004), C 511, Rn. 74.  
245

 Vgl. Harms (1987b), S. 935. 
246

 Vgl. Merkt (2012), § 312 HGB, Rn. 6; Schmidtbauer (2001), S.1543; Kunowski (2002), S. 268. 



Seite 54 

Beteiligung erhöht sich in jenem Ausmaß, in welchem dem assoziierten Unterneh-

men neues Kapital zugeführt worden ist. Im Gegensatz dazu kommt es im Fall einer 

Kapitalherabsetzung zu einer erfolgsneutralen Verminderung des Beteiligungsansat-

zes.247 Bei einer nicht beabsichtigten Teilnahme des beteiligten Unternehmens an 

der Kapitalerhöhung bzw. Kapitalherabsetzung des assoziierten Unternehmens, 

muss folglich die Veränderung des anteiligen Eigenkapitals erfolgswirksam berück-

sichtigt werden.248 

4.5.2.5 Fortschreibung um Gewinnausschüttungen 

Gemäß DRS 8.20 hat bei Gewinnausschüttungen von assoziierten Unternehmen 

eine erfolgsneutrale Erfassung im Konzernabschluss zu erfolgen. Die Beteiligungser-

träge gelten bereits im Jahr der Entstehung als phasengleich vereinnahmt, was zur 

Folge hat, dass eine erfolgswirksame Vereinnahmung der Beteiligungserträge beim 

beteiligten Unternehmen erst im Zeitpunkt der tatsächlichen Zahlung stattfindet. Da 

diese Beteiligungserträge somit erst im Abschluss der Folgeperiode ersichtlich wer-

den, kommt es somit zu einer Doppelerfassung der ausgeschütteten Erträge, was 

wiederum eine verpflichtende Korrektur zur Folge nach sich zieht.249  

4.5.3 Beispiel zur Equity-Fortschreibung250 

Als Grundlage für die Equity-Fortschreibung soll das Ausgangsbeispiel aus dem Ab-

schnitt 4.3.2.2 dienen. 

Es wird angenommen, dass der erwirtschaftete Bilanzgewinn des assoziierten Un-

ternehmens H-GmbH im Jahr X0 in voller Höhe im Folgejahr X1 an die R-AG ausge-

schüttet wird. Weiters sind die stillen Reserven der Maschinen unter fiktiver Annah-

me auf 5 Jahre zu verteilen. Der Geschäftswert ist außerdem auf 15 Jahre abzu-

schreiben. Die H-GmbH hat im Jahr X1 einen Jahresüberschuss in der Höhe von 50 

Mio. GE erwirtschaftet. Im Gegensatz dazu konnte die R-AG selbst keinen Jahres-

überschuss im Jahr X1 generieren.  

 

                                            
247

 Vgl. Adler / Düring / Schmaltz (1996), § 312 HGB, Anm. 114. 
248

 Vgl. Küting / Zündorf (1998), § 312 HGB, Rn. 173 f. 
249

 Vgl. Senger (2012), § 312 HGB, Rn. 51. 
250

 Selbst erstellt. 
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Die Equity-Fortschreibung nach der Equity-Methode zeigt am 31.12.X1 folgendes 

Bild (in Mio. GE): 

 Beteiligungsansatz zum 1.1.X2  150 

+ Anteiliger Jahresüberschuss (50 * 30 %) +15 

- Abschreibung stiller Reserven (30/3 * 30 %) -3 

- Abschreibung Geschäftswert (33/11) -3 

- Gewinnausschüttung (50 * 30 %) -15 

= Equity-Wert am 31.12.X2 144 

Aufgrund der einzelnen Fortschreibungssachverhalte in X1 beträgt der Beteiligungs-

ansatz am 31.12.X1 144 Mio. GE. Der Beteiligungsansatz muss sowohl im Jahres-

abschluss als auch im Konzernabschluss der R-AG auf 144 Mio. GE korrigiert wer-

den. 

Buchung: 

 Ergebnis aus Beteiligungen an assoziierten Unternehmen  6 

an Anteile an assoziierten Unternehmen   6 
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4.6 ZWISCHENERGEBNISELIMINIERUNG IM RAHMEN DER EQUITY-BILANZIERUNG  

4.6.1 Grundlagen der Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equity-Bilan-

zierung  

Angesichts der fehlenden Übernahme von Vermögensgegenständen und Schulden 

des assoziierten Unternehmens in den Konzernabschluss des beteiligten Unterneh-

mens, stellt sich in diesem konkreten Zusammenhang deshalb die Frage, ob über-

haupt eine Zwischenergebniseliminierung nach dem HGB durchzuführen ist oder 

nicht. Gemäß § 312 Abs. 5 dritter und vierter Satz HGB sieht der deutsche Gesetz-

geber vor, dass grundsätzlich wie im Rahmen der Voll- und Quotenkonsolidierung 

Geschäfte, die ein assoziiertes Unternehmen mit dem beteiligten Unternehmen ab-

gewickelt hat, zu eliminieren sind. § 312 Abs. 5 HGB verweist dabei auch auf den  

§ 304 HGB, welcher vorsieht, dass Gewinne und Verluste aus konzerninternen Liefe-

rungen und Leistungen herauszurechnen sind. Voraussetzung für die Zwischener-

gebniseliminierung ist allerdings das Vorliegen sämtlicher Informationen, welche für 

die Durchführung einer Zwischenergebniseliminierung erforderlich sind.251  

Nach Baetge / Kirsch / Thiele sollte man sich im Rahmen der Zwischenergebniseli-

minierung im Zusammenhang mit assoziierten Unternehmen vielmehr mit der Frage 

des Umfanges der zu eliminierenden Zwischenergebnisse auseinandersetzen. Um 

diese Frage beantworten zu können, hat nach Baetge / Kirsch / Thiele zunächst ein-

mal eine ausführliche Analyse der Bestimmung des § 304 Abs. 1 HGB zu erfolgen.252 

Gemäß § 304 Abs. 1 HGB müssen sämtliche Vermögensgegenstände aus konzern-

internen Geschäften mit den Konzernanschaffungskosten bzw. Konzernherstellungs-

kosten angesetzt werden. Allerdings dürfen diese Wertansätze keine Gewinne aus 

konzerninternen Geschäften enthalten, da diese aus Konzernsicht noch nicht als rea-

lisiert gelten. Angesichts der fehlenden Übernahme von Vermögensgegenständen 

und Schulden des assoziierten Unternehmens in den Konzernabschluss hat dies zur 

Folge, dass lediglich das anteilige Eigenkapital bei der Equity-Methode in der Kon-

zernbilanz zu berücksichtigen ist.253 

Der Gesetzgeber hat in § 312 Abs. 5 HGB zwar eine entsprechende gesetzliche Vor-

schrift zur Zwischenergebniseliminierung im Zusammenhang mit assoziierten Unter-

                                            
251

 Vgl. § 312 Abs. 5 dritter Satz HGB. 
252

 Vgl. Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 354 f. 
253

 Vgl. Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 354 f. 
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nehmen festgelegt, allerdings ein Wahlrecht bezüglich der Höhe des Umfanges der 

Eliminierung eingeräumt. Gemäß § 312 Abs. 5 vierter Satz HGB kann die Eliminie-

rung von Zwischenergebnissen entweder vollständig oder entsprechend der Beteili-

gungsquote des beteiligten Unternehmens erfolgen. Die gesetzliche Bestimmung 

wird allerdings durch den DRS 8.30 eingeschränkt, indem dieser vorschreibt, dass 

die Zwischenergebniseliminierung zwingend entsprechend der Beteiligungsquote zu 

erfolgen hat. Die Durchführung der Zwischenergebniseliminierung ist nur dann mög-

lich, wenn sämtliche notwendigen Informationen vorhanden sind.254 Die Informati-

onsbeschaffung ist aber häufig mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden und daher 

nur eingeschränkt möglich.255  

4.6.2 Anwendungsbereich der Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equi-

ty-Bilanzierung 

Gemäß § 312 Abs. 5 HGB lässt sich nach Baetge / Kirsch / Thiele ableiten, dass 

grundsätzlich nur zwei Typen von Geschäften zwischen assoziierten Unternehmen 

und dem beteiligten Unternehmen zu beachten sind.256 Dies sind einerseits Up-

stream-Geschäfte und andererseits Down-stream-Geschäfte. Im Rahmen von Up-

stream-Geschäften nach dem HGB erbringt das assoziierte Unternehmen Lieferun-

gen oder Leistungen an das beteiligte Unternehmen.257 Dies führt einerseits zur Ver-

änderung des Wertansatzes beim betroffenen Vermögensgegenstand in der Kon-

zernbilanz und andererseits wird das Eigenkapital des assoziierten Unternehmens in 

Höhe der realisierten Zwischenergebnisse bereinigt.258 Hier sind vor allem Informati-

onen über den noch nicht verbrauchten Bestand an Lieferungen und Leistungen vor-

handen. Lediglich die Feststellung der Höhe der durch das assoziierte Unternehmen 

realisierten Zwischenergebnisse ist regelmäßig mit einigen Schwierigkeiten verbun-

den.259 

Bei Down-stream-Geschäften nach dem HGB handelt es sich um Lieferungen oder 

Leistungen vom beteiligten Unternehmen an das assoziierte Unternehmen.260 Für die 

Durchführung der Zwischenergebniseliminierung liegen somit alle notwendigen In-

                                            
254

 Vgl. § 312 Abs. 5 dritter Satz HGB. 
255

 Vgl. Schruff (2001), 89 f.  
256

 Vgl. Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 355. 
257

 Vgl. Elprana / Pfender / Schubert (2011), § 312 HGB, Rn. 60. 
258

 Vgl. Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 355. 
259

 Vgl. Elprana / Pfender / Schubert (2011), § 312 HGB, Rn. 60 f. 
260

 Vgl. Winkeljohann / Böcker (2012), § 312 HGB, Rn. 95. 
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formationen vor. Die von der Transaktion umfassten Vermögensgegenstände finden 

in der Konzernbilanz keine Berücksichtigung, sondern verbleiben in der Bilanz des 

assoziierten Unternehmens.261. Um dieser Problematik vorzubeugen, ist nach Schä-

fer eine Ausweitung der Konzerneinheit um assoziierte Unternehmen empfehlens-

wert, da dadurch sowohl die resultierenden Zwischenergebnisse aus Up-stream-

Geschäften als auch aus Down-stream-Geschäften anteilig erfasst würden.262 

Dieser Ansicht folgen auch Busse von Colbe und Baetge / Kirsch / Thiele, wobei 

nach Busse von Colbe die Anwendung der Zwischenergebniseliminierung im Rah-

men der Equity-Bilanzierung überhaupt hinterfragt werden muss.263 Im Gegensatz zu 

Schäfer, Busse von Colbe und Baetge / Kirsch / Thiele soll nach Haase wiederum die 

Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equity-Bilanzierung nicht anteilig, 

sondern vielmehr vollständig erfolgen, da dies eher der Einheitstheorie entspricht.264  

Im Vergleich zu Baetge / Kirsch / Thiele sind nach Pellens bei einer entsprechend 

weiten Auslegung des § 312 Abs. 5 dritter Satz HGB nicht nur Up-stream- und Down-

stream-Geschäfte, sondern auch Cross-stream-Lieferungen von der Vorschrift er-

fasst. Dies lässt sich vor allem dadurch begründen, dass durch den in § 312 Abs. 5 

dritter Satz HGB verankerten Verweis auf den § 304 HGB, eine sinngemäße Anwen-

dung des § 304 HGB deshalb zu befürworten ist.265 Gemäß § 304 HGB sind sowohl 

Up-stream-, Down-stream- als auch Cross-stream-Lieferungen zu eliminieren. 

4.6.3 Kritik zur Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equity-Bilanzierung 

Trotz der in § 312 Abs. 5 dritter Satz HGB auferlegten Verpflichtung zur Zwischener-

gebniseliminierung, stellt sich die Frage, ob diese überhaupt mit der Grundidee der 

Equity-Methode im Einklang steht. Die Gründe für eine kritische Betrachtung sind 

vielfältig.266 Nach Küting / Zündorf steht eine Erweiterung der Zwischenergebniseli-

minierung auch auf Beteiligungen an assoziierten Unternehmen jedenfalls im Wider-

spruch zur Einheitstheorie, denn nach dieser bilde nur die Konzerneinheit den Kon-

                                            
261

 Vgl. Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 356. 
262

 Vgl. Schäfer (1982), S. 99; ebenso Sahner / Häger (1988), S. 1780.  
263

 Vgl. Busse von Colbe et al. (2010), S. 544 f.; Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 356. 
264

 Vgl. Haase (1985), S. 1705. 
265

 Vgl. Pellens (2008), § 312 HGB, Rn. 63. 
266

 Vgl. kritisch zur Zwischenergebniseliminierung Fricke (1983), S. 276 f.; Haase (1985), S. 1703 f.; 
Küting / Zündorf (1986), S. 18 f.; Bentler (1991), S.48 f. 
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solidierungskreis im engeren Sinn.267 Assoziierte Unternehmen sind allerdings dem 

Konsolidierungskreis im weiteren Sinn zuzuordnen.268  

Andererseits hat nach Küting / Zündorf die Anwendung der Zwischenergebniselimi-

nierung im Rahmen einer Equity-Bilanzierung eine Verletzung des Realisationsprin-

zips zur Folge. Die Begründung für einen Verstoß gegen das Realisationsprinzip liegt 

vor allem darin, dass die Geschäfte zwischen dem Mutterunternehmen und dem as-

soziierten Unternehmen als Geschäfte zwischen selbstständigen Unternehmen an-

zusehen sind. Aus diesem Grund müssen die dadurch resultierenden Gewinne zum 

Zeitpunkt der abgeschlossenen Transaktion berücksichtigt werden, da sie in diesem 

Zeitpunkt als realisiert gelten.269  

Außerdem darf nach Küting / Zündorf nicht außer Acht gelassen werden, dass durch 

die Zwischenergebniseliminierung bei „at-equity“-bewerteten Unternehmen Gewinne 

im Zusammenhang mit Vermögensgegenständen zum Vorschein kommen können, 

die allerdings nirgendwo in der Bilanz des Konzerns aufscheinen. Aus diesem Grund 

erscheint eine Zwischenergebniseliminierung bei assoziierten Unternehmen nicht 

sinnvoll, da der maßgebliche Einfluss bei weitem nicht ausreicht, um einen unmittel-

baren Effekt auf die Verrechnungspreise auszuüben.270 

4.7 SONDERPROBLEME IM RAHMEN DER EQUITY-BILANZIERUNG 

4.7.1 Allgemeines 

Die Equity-Bilanzierung von Beteiligungen an assoziierten Unternehmen im Kon-

zernabschluss kann zu erheblichen Problemen führen, die wiederum zahlreiche Fra-

gen aufwerfen können. Da die Sonderprobleme im Rahmen der Equity-Methode 

nach dem HGB ebenfalls sehr zahlreich sein können, wird auch in diesem Fall nur 

auf die wesentlichen Probleme, wie bspw. der Problematik bei abweichenden Bilanz-

stichtagen oder auch auf die Währungsumrechnung bei ausländischen assoziierten 

Unternehmen, eingegangen. 

                                            
267

 Vgl. Küting / Zündorf (1986), S. 18. 
268

 Vgl. Haase (1985), S. 1703.  
269

 Vgl. Harms / Küting (1982) S. 2159. 
270

 Vgl. Küting / Zündorf (1998), § 312 HGB, Rn. 231. 
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4.7.2 Einheitlicher Bilanzstichtag 

Vor allem abweichende Bilanzstichtage zwischen dem assoziierten und dem beteilig-

ten Unternehmen können zahlreiche Fragen aufwerfen. Um dieser Problematik vor-

zubeugen, sieht der DRS 8.12 vor, dass die Ermittlung des anteiligen Eigenkapitals 

auf einem Abschluss des assoziierten Unternehmens zu beruhen hat, der auf den 

Stichtag des Konzerns aufgestellt worden ist. Einzige Ausnahme davon bildet der 

Umstand, wenn der Abschlussstichtag des assoziierten Unternehmens lediglich bis 

zu drei Monaten von jenem des beteiligten Unternehmens abweicht, so kann in die-

sem Fall gemäß DRS 8.13 von der Aufstellung eines Zwischenabschlusses abgese-

hen werden. In solchen Fällen müssen allerdings sämtliche Umstände, die zwischen 

diesen beiden Abschlussstichtagen aufgetreten sind, im Rahmen der Konzernbilanz 

bzw. Konzern-GuV entsprechend berücksichtigt werden. 

Im Vergleich zur gesetzlichen Bestimmung des § 312 Abs. 6 HGB, welche lediglich 

auf den letzten Jahresabschluss des assoziierten Unternehmens abzielt, ohne dabei 

Aufschlüsse über den Stichtag zu geben, sind die Regelungen des DRS 8 in diesem 

Zusammenhang viel umfassender als jene des HGB. 

4.7.3 Währungsumrechnung  

Bei Beteiligungen an ausländischen assoziierten Unternehmen, welche deren Ab-

schluss in fremder Währung aufstellen, muss eine entsprechende Umrechnung in 

Euro durchgeführt werden.271 Seit dem Inkrafttreten des BilMoG sieht der Gesetzge-

ber in § 308a HGB nur mehr ein einziges Umrechnungsverfahren vor, nämlich die 

modifizierte Stichtagskursmethode, um dadurch eine Umrechnung von ausländi-

schen Abschlüssen zu vereinfachen und zu harmonisieren. Die sich aus der Wäh-

rungsumrechnung ergebenden Veränderungen des anteiligen Eigenkapitals des as-

soziierten Unternehmens sind folglich erfolgsneutral in den Konzernabschluss zu 

übernehmen und im Konzerneigenkapital, bspw. unter dem Posten Eigenkapitaldiffe-

renz aus Währungsumrechnung, auszuweisen.272 

                                            
271

 Vgl. § 308a erster Satz HGB.  
272

 Vgl. § 308a dritter Satz HGB. 
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4.7.4 Fehlen der erforderlichen Daten des assoziierten Unternehmens 

Um die Equity-Methode vollständig anwenden zu können, sind die Kenntnisse über 

die Wertansätze des Vermögens beim assoziierten Unternehmen erforderlich.273 Aus 

diesem Grund ist der Konzern gezwungen, sich die Daten vom assoziierten Unter-

nehmen zu beschaffen, um letztendlich eine konsequente Durchführung der Equity-

Bewertung im Erwerbszeitpunkt als auch in den Folgeperioden sicherstellen zu kön-

nen.274 Da die Preisgabe von Informationen durch das assoziierte Unternehmen auf 

einer freiwilligen Basis beruht, besteht somit keine gesetzlich verankerte Verpflich-

tung des assoziierten Unternehmens zur Bekanntgabe der erforderlichen Daten, was 

wiederum ein erhebliches Problem für eine erfolgreiche Equity-Bilanzierung darstel-

len kann.275 

4.8 BEENDIGUNG DER EQUITY-FORTSCHREIBUNG  

Bei späterem Wegfall des maßgeblichen Einflusses ist die Equity-Fortschreibung 

zwingend auszusetzen. Gründe für eine zwingende Aussetzung können in der voll-

ständigen oder teilweisen Beteiligungsveräußerung oder aber auch in einem Wech-

sel zur Quoten- oder Vollkonsolidierung liegen.276 Im Fall einer vollständigen Beteili-

gungsveräußerung ergibt sich der Endkonsolidierungserfolg aus der Differenz zwi-

schen dem Veräußerungserlös und dem letzten Equity-Wertansatz. Bei einem 

Wechsel zur Voll- oder Quotenkonsolidierung bildet der letzte Equity-Wertansatz den 

neuen Beteiligungsbuchwert am Tochter- bzw. Gemeinschaftsunternehmen.277  

4.9 ANHANGANGABEN IM RAHMEN DER EQUITY-BILANZIERUNG 

Die Bilanzierung von Beteiligungen an assoziierten Unternehmen erfordert nach dem 

HGB entsprechende Angaben im Konzernanhang. Hier muss zunächst zwischen den 

Vorschriften des DRS 8 und jener des § 313 HGB unterschieden werden, welche 

jeweils unabhängig voneinander bestimmte Angaben verpflichtend vorsehen. Im 

Vergleich zu § 313 HGB, der lediglich u.a. die Angabe von Name, Sitz und Anteil am 

Kapital des assoziierten Unternehmens fordert, verlangt der DRS 8 relativ umfang-

reiche Angaben. 

                                            
273

 Vgl. Schruff (2001), S. 88. 
274

 Vgl. Havermann (1987a), S. 318.   
275

 Vgl. Küting / Weber (2010), S. 559. 
276

 Vgl. Pellens (2008), § 312 HGB, Rn. 81. 
277

 Vgl. Küting / Weber (2010), S. 604. 
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Gemäß DRS 8.47 und 8.48 sind bei erstmaliger Anwendung der Equity-Methode im 

Konzernanhang u.a. folgende Angaben zu machen: 

 Name und Sitz jedes assoziierten Unternehmens; 

 Anteile am Kapital und an den Stimmrechten des assoziierten Unternehmens; 

 Stichtag der erstmaligen Einbeziehung des assoziierten Unternehmens in den 

Konzernabschluss; 

 Höhe der Anschaffungskosten und der sich im Rahmen der Kapitalaufrech-

nung ergebende Unterschiedsbetrag; 

 Abschreibungsdauer und -methode für den Geschäfts- oder Firmenwert; 

 Anzahl jener assoziierter Unternehmen, die wegen Unwesentlichkeit nicht 

nach der Equity-Methode bilanziert werden. 

Zusätzlich müssen u.a. nach DRS 8.49 in den Konzernanhang folgende Informatio-

nen aufgenommen werden: 

 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden des assoziierten Unternehmens; 

 Verpflichtungen aus Haftungen des beteiligten Unternehmens für das assozi-

ierte Unternehmen; 

 Summe jeweils der Geschäfts- bzw. Firmenwerte und der passiven Unter-

schiedsbeträge aus der Kapitalaufrechnung. 

4.10 ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE IM JAHRESABSCHLUSS 

Wie bereits in Abschnitt 3.10 erläutert, sieht die 4. EG-RL grundsätzlich für den Jah-

resabschluss drei verschiedene Bilanzierungsmodelle im Zusammenhang mit der 

Bilanzierung von Beteiligungen im Jahresabschluss vor. Dies sind einerseits  

gemäß Art. 35 der 4. EG-RL die Bilanzierung mit den Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten, andererseits die Neubewertung gemäß Art. 33 und die Bilanzierung der 

Beteiligung nach der Equity-Methode gemäß Art. 59. 

Dies bedeutet, dass eine Bewertung von Beteiligungen nach der Equity-Methode 

grundsätzlich auch in einem Jahresabschluss nach dem HGB möglich sei. Aufgrund 

der bestehenden Gefahr, dass der Equity-Wert über die Anschaffungskosten steigen 

könnte, hat sich der deutsche Gesetzgeber deshalb gegen eine Anwendung der 

Equity-Methode im Jahresabschluss entschieden, um nicht gegen das Anschaf-
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fungskostenprinzip als auch gegen das Realisationsprinzip zu verstoßen.278 Die 

Equity-Methode findet somit nur im Konzernabschluss nach dem HGB Anwendung, 

obwohl nach h.M. die Erlaubnis zur Bilanzierung von Beteiligungen nach der Equity-

Methode im Jahresabschluss zu einer wesentlichen Steigerung der Informationsfunk-

tion des Abschlusses beitragen könnte.279 

  

                                            
278

 Vgl. Littkemann / Nicnerski (1999), S. 1804. 
279

 Vgl. Küting (1996), S. 1951 f. 
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5  BILANZIERUNG VON ASSOZIIERTEN UNTERNEHMEN IM KON-

ZERNABSCHLUSS NACH DEN IFRS 

5.1 ASSOZIIERTE UNTERNEHMEN 

5.1.1 Einordnung assoziierter Unternehmen nach dem Stufenkonzept   

Die Abgrenzung der einzelnen Formen von Beteiligungsunternehmen erfolgt nach 

den IFRS nach dem Stufenkonzept. Das Stufenkonzept in der Konzernrechnungsle-

gung nach den IFRS weist Parallelen zum Stufenkonzept des UGB und dem des 

HGB auf. Die IFRS unterscheiden grundsätzlich zwischen Tochterunternehmen, 

Joint Ventures, assoziierten Unternehmen und sonstigen Finanzinvestitionen. Toch-

terunternehmen nach den IFRS bilden dabei den innersten Kreis und sind deshalb 

auf der obersten Stufe dieses Stufenkonzeptes angesiedelt. Den zweiten und dritten 

Kreis bilden Gemeinschaftsunternehmen und assoziierte Unternehmen. Sonstige 

Finanzinvestitionen sind auf der untersten Ebene des Konzeptes einzuordnen.280 Zur 

Abgrenzung der einzelnen Formen von Beteiligungsunternehmen nach den IFRS ist 

auf Abschnitt 2.2 zu verweisen. 

5.1.2 Definition assoziierter Unternehmen  

Die Bilanzierung von assoziierten Unternehmen nach den IFRS ist in IAS 28.1 gere-

gelt. Vom Anwendungsbereich des IAS 28 sind jedoch Anteile an assoziierten Unter-

nehmen ausgenommen, welche u.a. von einem Mutterunternehmen gehalten wer-

den, das von der Aufstellung eines Konzernabschlusses befreit ist oder sich die An-

teile im Besitz von Wagniskapital-Organisationen oder offenen Investmentfonds be-

finden.281 Anteile von Wagniskapital-Organisationen oder offenen Investmentfonds 

an assoziierten Unternehmen müssen erfolgswirksam mit dem beizulegenden Zeit-

wert bewertet werden.282 Außerdem sind jene Anteile an assoziierten Unternehmen 

vom Anwendungsbereich des IAS 28 ausgenommen, welche lediglich zur Veräuße-

rung gehalten werden. Zur Veräußerung gehaltene Anteile sind entsprechend den 

Vorschriften des IAS 39 zu behandeln.283 Nach IAS 28.3 liegt ein assoziiertes Unter-

nehmen dann vor, wenn das beteiligte Unternehmen einen maßgeblichen Einfluss 
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 Vgl. Busse von Colbe et al. (2010), S. 59 f.  
281

 Vgl. IAS 28.17. 
282

 Vgl. IAS 28.18. 
283

 Vgl. IAS 28.20. 
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auf das Beteiligungsunternehmen ausüben kann. Außerdem darf es sich gemäß IAS 

28.3 beim Beteiligungsunternehmen weder um ein Tochterunternehmen gemäß 

IFRS 10 noch um ein Joint Venture gemäß IFRS 11 handeln. Dies stellt ein wesentli-

ches Unterscheidungsmerkmal zum UGB und zum HGB dar, denn weder eine dau-

erhafte Geschäftsverbindung noch eine verpflichtend vorgeschriebene Mindestbetei-

ligung von 20 % sind nach IAS 28 unbedingt für das Vorliegen eines assoziierten 

Unternehmens essentiell.  

5.1.3 Abgrenzungskriterien assoziierter Unternehmen  

5.1.3.1 Auslegung des maßgeblichen Einflusses  

Beim maßgeblichen Einfluss nach den IFRS handelt es sich um einen nicht eindeutig 

bestimmbaren Rechtsbegriff. Gemäß IAS 28.3 stellt der maßgebliche Einfluss eine 

abgeschwächte Form des beherrschenden Einflusses bzw. der gemeinsamen Füh-

rung dar. Um diese Ungewissheit, ob nun ein maßgeblicher Einfluss nach den IFRS 

vorliegt oder nicht, vorzubeugen, behilft man sich einiger Indikatoren, welche auf das 

Vorhandensein eines maßgeblichen Einflusses schließen sollen.284  

IAS 28.6 listet mögliche Tatbestände auf, nach denen auf die Existenz eines maß-

geblichen Einflusses geschlossen werden kann. Dies sind u.a. die Organvertretung 

des beteiligten Unternehmens im Leitungs- bzw. Aufsichtsorgan des assoziierten Un-

ternehmens, die maßgebliche Mitwirkung an der Geschäftspolitik oder auch das zur 

Verfügung stellen von technischem Know-how an das assoziierte Unternehmen. 

Es handelt sich somit um Indikatoren, welche sowohl auf eine personelle Verflech-

tung als auch auf eine sachliche Verflechtung zwischen dem beteiligten und assozi-

ierten Unternehmen hindeuten. Die verschiedenen Formen der Verflechtung können 

dabei eine unterschiedliche Intensität als auch eine unterschiedliche Bedeutung ein-

nehmen.285 Dies liegt vor allem darin, dass die einzelnen Indikatoren nicht ausrei-

chend bestimmt worden sind, denn einer gelegentlichen Einflussnahme auf die Ge-

schäftspolitik des assoziierten Unternehmens durch das beteiligte Unternehmen, 

kommt eine andere Bedeutung zu als wenn diese von Dauer ist.286 
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 Vgl. IAS 28.6. 
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 Vgl. Hammen (2011), IAS 28, Rn. 20 f. 
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Grundsätzlich reicht bereits das Vorliegen eines dieser soeben aufgezählten Indika-

toren, um schlussendlich auf die Ausübung eines maßgeblichen Einflusses schließen 

zu können. Außerdem ist hinzuzufügen, dass es bei den IFRS nicht darauf ankommt, 

ob der maßgebliche Einfluss tatsächlich ausgeübt werden kann oder nicht, sondern 

lediglich ob dessen Ausübung möglich ist.287 

5.1.3.2 Beteiligung gemäß IAS 28 

Das Vorliegen einer dauerhaften Geschäftsbeziehung erscheint gemäß IAS 28.3 für 

das Vorliegen eines assoziierten Unternehmens nach den IFRS nicht erforderlich zu 

sein. Nach Baetge / Bruns muss aber beim Fehlen einer dauerhaften Geschäftsbe-

ziehung allerdings davon ausgegangen werden, dass es sich nicht um eine Beteili-

gung an einem assoziierten Unternehmen handelt, sondern lediglich um eine sonsti-

ge Finanzinvestition. Folglich kommt der dauerhaften Geschäftsbeziehung nach 

Baetge / Bruns bei Beteiligungen an assoziierten Unternehmen eine erhebliche Be-

deutung zu.288 

5.1.3.3 Beteiligungsausmaß 

Bei assoziierten Unternehmen nach den IFRS ist grundsätzlich von einer Beteili-

gungsquote zwischen 20 % und 50 % auszugehen.289 Die Obergrenze i.H.v. 50 % 

lässt sich dadurch erklären, dass eine Beherrschung des Beteiligungsunternehmens 

nicht vorliegen darf.290 Allerdings verfügen auch die IFRS bei einer Beteiligungsquote 

i.H.v. 20 % über eine Assoziierungsvermutung.291 Bei entsprechender Auslegung der 

Assoziierungsvermutung nach den IFRS wird ein maßgeblicher Einfluss jedenfalls 

dann vermutet, wenn das beteiligte Unternehmen 20 % oder mehr der Stimmrechte 

am assoziierten Unternehmen hält. Die Stimmrechte können u.a. in Form von Akti-

enkaufoptionen oder Schuld- bzw. Eigenkapitalinstrumenten gehalten werden, sofern 

diese eine Ausübung des maßgeblichen Einflusses auf die Geschäfts- und Finanzpo-

litik ermöglichen.292 Da es sich in IAS 28.5 lediglich um eine Vermutung handelt, be-

steht selbstverständlich die Möglichkeit das Vorliegen eines maßgeblichen Einflusses 

zu widerlegen, sofern der eindeutige Beweis erbracht werden kann, dass doch keine 

Ausübung eines maßgeblichen Einflusses gewährleistet werden kann.  
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 Vgl. Wagenhofer (2009), S. 439. 
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 Vgl. Baetge / Bruns (1997), IAS 28, Rn. 190. 
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 Vgl. IAS 28.3. 
291

 Vgl. IAS 28.5.  
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Im Gegensatz dazu kann bei einer Beteiligungsquote von unter 20 % die umgekehrte 

Assoziierungsvermutung zum Tragen kommen. Diese besagt nämlich, dass bei einer 

Beteiligungsquote von unter 20 % vermutet wird, dass das beteiligte Unternehmen 

nicht über die Fähigkeit verfügt einen maßgeblichen Einfluss auf die Geschäfts- und 

Finanzpolitik des assoziierten Unternehmens auszuüben. Allerdings besteht auch 

hier eine Möglichkeit die Assoziierung nach den IFRS zu widerlegen, wenn der ein-

deutige Beweis erbracht werden kann, dass die Ausübung des maßgeblichen Ein-

flusses doch möglich ist.293 

5.2 ERSTMALIGE ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE  

Nach IAS 28.32 müssen die Anteile an assoziierten Unternehmen ab jenem Zeit-

punkt entsprechend der Equity-Methode bilanziert werden, ab welchem die Kriterien 

für das Vorliegen eines assoziierten Unternehmens erfüllt werden können. Bei einer 

exakten Auslegung des IAS 28.32 bedeutet dies, dass bei einem unterjährigen Er-

werb ein Zwischenabschluss auf den Erwerbszeitpunkt erstellt werden muss. Dies ist 

aber in der Praxis nur schwer durchsetzbar. Nach Hammen kann man, sofern der 

Erwerbszeitpunkt relativ nahe am Bilanzstichtag des assoziierten Unternehmens 

liegt, folglich die Wertverhältnisse des Bilanzstichtages für die Bilanzierung heranzie-

hen. Weicht der Erwerbszeitpunkt allerdings deutlich vom Bilanzstichtag des assozi-

ierten Unternehmens ab, kann eine schrittweise Rückrechnung auf den Erwerbszeit-

punkt vorgenommen werden.294  

Im Vergleich zur Problematik eines unterjährigen Erwerbs stellt die Frage, wie ein 

sukzessiver Erwerb295 behandelt werden soll, ein noch erheblicheres Problem dar. 

Da der IAS 28 keinerlei Bestimmung für die Lösung dieser Frage parat hält, ist nach 

Hammen unter Berücksichtigung von IAS 8.10 eine adäquate Rechnungslegungsme-

thode zu wählen.296 Hier ist vor allem die Regelung des IFRS 3.41 f. zu beachten. 

Bei analoger Anwendung des IFRS 3.41 hat dies zur Folge, dass die Bewertung der 

Beteiligung zum Zeitwert durchzuführen ist. Eine Kapitalaufrechnung, welche nicht 
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 Vgl. IAS 28.5. 
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 Vgl. Hammen (2011), IAS 28, Rn. 37. 
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 Ein sukzessiver Erwerb liegt vor, wenn z.B. zunächst nur eine 8-%-Beteiligung erworben wird und 
zu einem späteren Zeitpunkt weitere 17 %. Erst mit dem Erwerb der weiteren 17 % würde ein as-
soziiertes Unternehmen vorliegen, da folglich die Assoziierungsschwelle von 20 % überschritten 
werden würde. 

296
 Vgl. Hammen (2011), IAS 28, Rn. 37. 
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zum Erwerbszeitpunkt erfolgt, kann allerdings nur unter Beachtung des Grundsatzes 

der Wesentlichkeit begründet werden.297 

5.3 EQUITY-METHODE IM KONZERNABSCHLUSS  

5.3.1 Technik der Equity-Methode  

Nach IAS 28.16 sind Anteile an assoziierten Unternehmen nach der Equity-Methode 

im Konzernabschluss zu bilanzieren. Bei der Equity-Methode nach IAS 28 handelt es 

sich um eine Bilanzierungsmethode.298 Für die Kapitalaufrechnung kommt nur eine 

Methode in Frage. Diese Methode entspricht allerdings weder zur Gänze der Buch-

wert- noch der Kapitalanteilsmethode, sondern beinhaltet Charakteristika beider Me-

thoden.299 Dies hat für den Bilanzierenden zur Folge, dass die Berechnung zunächst 

anhand der Kapitalanteilsmethode und anschließend der Ausweis nach der Buch-

wertmethode zu erfolgen hat. Das Hauptaugenmerk der Equity-Bewertung liegt auch 

nach den IFRS in der fortlaufenden Fortschreibung des Beteiligungsansatzes ent-

sprechend den Veränderungen im Eigenkapital des assoziierten Unternehmens.300 

Bei entsprechender Analyse der Equity-Methode nach IAS 28 lässt sich auch hier 

eindeutig erkennen, dass nicht sämtliche Positionen der Bilanz und Gesamtergebnis-

rechnung des assoziierten Unternehmens im Konzernabschluss des beteiligten Un-

ternehmens übernommen werden.301 Es wird lediglich der vom beteiligten Unter-

nehmen gehaltene Anteil als langfristiger Vermögenswert in einem gesonderten Pos-

ten in der konsolidierten Bilanz ausgewiesen.302  

5.3.2 Kapitalaufrechnung im Rahmen der Equity-Bilanzierung  

Die Equity-Methode nach IAS 28 gliedert sich, ähnlich wie jene nach dem UGB bzw. 

dem HGB, in eine Erst- und eine Folgebewertung. Im Rahmen der Erstbewertung 

werden die Anteile an einem assoziierten Unternehmen gemäß IAS 28.10 zunächst 

mit den Anschaffungskosten angesetzt. Gemäß IAS 28.32 muss im Rahmen der Ka-

pitalaufrechnung zunächst das anteilige Eigenkapital einer Neubewertung unterwor-

fen werden. Das anteilige Eigenkapital umfasst die Summe aller Eigenkapitalpositio-
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nen des assoziierten Unternehmens.303 Im Rahmen der Neubewertung des Eigenka-

pitals müssen die Vermögensgegenstände und Schulden des assoziierten Unter-

nehmens mit dem beizulegenden Zeitwert angesetzt werden, was schlussendlich zu 

einer Erhöhung oder Verminderung des anteiligen Eigenkapitals führt. 304 Der Ansatz 

und die Neubewertung sollen entsprechend den Rechnungslegungsmethoden des 

beteiligten Unternehmens erfolgen.305 Im Anschluss an die Neubewertung des antei-

ligen Eigenkapitals hat folglich ein Vergleich zwischen dem Beteiligungsansatz und 

dem anteiligen neubewerteten Eigenkapital zu erfolgen.306 Nach IAS 28.33 ist bei der 

Kapitalaufrechnung von dem jüngsten zur Verfügung stehenden Abschluss des as-

soziierten Unternehmens als Grundlage auszugehen. Weichen jedoch die Ab-

schlussstichtage des assoziierten und beteiligten Unternehmens voneinander ab, so 

hat das assoziierte Unternehmen einen Abschluss auf den Stichtag des beteiligten 

Unternehmens vorzulegen. Ist dies nicht möglich, so hat das beteiligte Unternehmen 

diesen abweichenden Abschluss um wesentliche Geschäftsvorfälle bzw. Ereignisse 

zwischen dem Bilanzstichtag des assoziierten Unternehmens und jenem des beteilig-

ten Unternehmens anzupassen.307  
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 Vgl. d‘Arcy / Kurt (2009), C 511, Rn. 228. 
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5.3.3 Beispiel zur Kapitalaufrechnung
308 

Die M-AG erwirbt am 1.1.X1 30 % der Anteile am assoziierten Unternehmen A-AG 

um 500 Mio. GE. Das Eigenkapital der A-AG beträgt am 31.12.X0 450 Mio. GE. Die 

Maschinen im Anlagevermögen der A-AG enthalten stille Reserven in Höhe von 100 

Mio. GE. 

Beteiligungsansatz der M-AG 
 

500 

- anteiliges neu bewertetes Eigenkapital der A-AG: 

 Eigenkapital (450 * 30 %) 

 Neubewertung der Maschinen (100 * 30 %) 

 

-135 

-30 

= aktiver Unterschiedsbetrag (Geschäftswert) 335 

 

Der Ausweis der Anteile hat im Rahmen der Ein-Zeilen-Konsolidierung in einer Zeile 

der Konzernbilanz zu erfolgen. Die von der M-AG an der A-AG gehaltene Beteiligung 

ist im Erwerbszeitpunkt der Beteiligung sowohl im Jahresabschluss als auch im Kon-

zernabschluss der M-AG mit den Anschaffungskosten i.H.v. 500 Mio. GE auszuwei-

sen. Der sich aus der Kapitalaufrechnung ergebende Differenzbetrag i.H.v. 335 Mio. 

GE ist nach den IFRS als Geschäfts- oder Firmenwert zu behandeln.  
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 Beispiel modifiziert entnommen aus Baetge / Bruns (1997), IAS 28, Rn. 83. 
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5.4 BEHANDLUNG EINES MÖGLICHEN UNTERSCHIEDSBETRAGES NACH ERSTMALI-

GER ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE 

5.4.1 Allgemeines zum Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalaufrechnung 

Im Rahmen der Kapitalaufrechnung zwischen dem Beteiligungsansatz und dem an-

teiligen Eigenkapital kann sich ein Unterschiedsbetrag ergeben.309 Es kann sich da-

bei entweder um einen aktiven oder um einen passiven Unterschiedsbetrag handeln. 

Der sich ergebende Unterschiedsbetrag gilt als Teil des Beteiligungsbuchwertes am 

assoziierten Unternehmen.310 Ein gesonderter Ausweis des Unterschiedsbetrages ist 

nicht gestattet.311 

5.4.2 Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalaufrechnung 

5.4.2.1 Aktiver Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalaufrechnung 

Liegen die Anschaffungskosten im Rahmen der Kapitalaufrechnung über dem antei-

ligen Eigenkapital, so handelt es sich um einen aktiven Unterschiedsbetrag. Ange-

sichts der Tatsache, dass die Kapitalaufrechnung nach der Kapitalanteilsmethode 

erfolgt, enthält der ermittelte aktive Unterschiedsbetrag lediglich nur mehr den Ge-

schäfts- oder Firmenwert, da die stillen Reserven bereits im Rahmen der Neubewer-

tung des anteiligen Eigenkapitals berücksichtigt worden sind.312 Der verbliebene Ge-

schäfts- und Firmenwert darf gemäß IAS 28.32(a) i.V.m IAS 28.42 nicht planmäßig 

abgeschrieben werden, sondern es hat ein jährlicher Impairmenttest stattzufinden. 

5.4.2.2 Passiver Unterschiedsbetrag im Rahmen der Kapitalaufrechnung 

Liegen jedoch die Anschaffungskosten unterhalb des anteiligen Eigenkapitals, so 

spricht man von einem passiven Unterschiedsbetrag. Ein auf der Passivseite auszu-

weisender Unterschiedsbetrag, ist sofort im Jahr der Kapitalaufrechnung erfolgswirk-

sam aufzulösen.313  
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5.5 ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE IN DEN FOLGEJAHREN  

5.5.1 Allgemeines zur Equity-Fortschreibung in den Folgejahren  

Die Equity-Methode nach den IFRS ist durch die spiegelbildliche Entwicklung des 

Beteiligungsbuchwertes beim beteiligten Unternehmen und des anteiligen Eigenkapi-

tals beim assoziierten Unternehmen gekennzeichnet. Dies hat nun für die Equity-

Bewertung in den Folgeperioden zur Folge, dass grundsätzlich alle Veränderungen 

im Eigenkapital des assoziierten Unternehmens bei der Bewertung der Beteiligung 

Beachtung finden müssen.314  

Die Equity-Fortschreibung muss letztendlich entweder zu einer Erhöhung oder Ver-

minderung des Beteiligungsansatzes am assoziierten Unternehmen führen, um die 

entsprechende Änderung im Vergleich zum Vorjahr ermitteln zu können. Die sich im 

Rahmen der Fortschreibung ergebenden Veränderungen sind bspw. unter dem Pos-

ten Ergebnis aus assoziierten Unternehmen zu erfassen.315 

Die Fortschreibung des Equity-Wertes kann anhand des folgenden Schemas veran-

schaulicht werden:316 

 Beteiligungsbuchwert zum Beginn der Periode t1 

+/- Fortführung eines Unterschiedsbetrages 

- Fortführung der stillen Reserven 

+/- Jahresüberschüsse / Jahresfehlbeträge in Höhe der Beteiligungsquote 

- Gewinnausschüttungen  

+/- Kapitalerhöhungen / Kapitalherabsetzungen 

= Beteiligungsbuchwert am Ende der Periode in t1 
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Seite 73 

5.5.2 Equity-Fortschreibung 

5.5.2.1 Fortschreibung der Unterschiedsbeträge 

Der im Rahmen der Equity-Bewertung ermittelte Unterschiedsbetrag wird gemäß IAS 

28.32(a) i.V.m. IAS 28.42 als Geschäfts- oder Firmenwert behandelt, der aufgrund 

der nicht planmäßigen Abschreibung somit in ursprünglicher Höhe im Rahmen der 

Nebenrechnung unverändert stehen bleibt. Anstelle einer planmäßigen Abschreibung 

hat jedoch gemäß IAS 28.42 i.V.m. IAS 36 ein jährlicher Impairment-Test zu erfol-

gen.317 Der Geschäfts- oder Firmenwert wird dabei keinem eigenen Werthaltigkeits-

test, sondern es wird gemäß IAS 28.42 die gesamte Equity-Beteiligung als solche 

einem Werthaltigkeitstest unterzogen.318  

5.5.2.2 Fortschreibung der stillen Reserven und Lasten  

Die bei der Durchführung der Neubewertung aufgedeckten stillen Reserven teilen 

das Schicksal jener Vermögensgegenstände, denen sie zuzuordnen sind und müs-

sen daher über die Restnutzungsdauer der jeweiligen Vermögensgegenstände ab-

geschrieben werden.319 Die Abschreibung der stillen Reserven muss bei der Ermitt-

lung des Jahresergebnisses des assoziierten Unternehmens berücksichtigt werden. 

Im Gegensatz dazu sind stille Lasten aufzulösen, soweit ein etwaiger Verlust bzw. 

Aufwand eingetreten ist oder mit diesem nicht mehr zu rechnen ist.320 

5.5.2.3 Fortschreibung um anteilige Jahresüberschüsse bzw. Jahresfehlbeträge  

Der Beteiligungsansatz ist auch nach den IFRS fortlaufend um die anteiligen Jahres-

überschüsse bzw. Jahresfehlbeträge fortzuschreiben.321 Gemäß IAS 28.10 wird im 

Konzernabschluss der Beteiligungsbuchwert in Höhe des anteiligen Jahresüber-

schusses erhöht bzw. des anteiligen Jahresfehlbetrages vermindert, um dadurch ei-

ne stetige Anpassung des Beteiligungsansatzes an das anteilige Eigenkapital des 

assoziierten Unternehmens vornehmen zu können.  
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5.5.2.4 Fortschreibung um Kapitalerhöhungen bzw. Kapitalherabsetzungen 

Effektive Kapitalerhöhungen wirken sich unmittelbar auf den Equity-Wertansatz nach 

den IFRS aus und führen somit zu einer Erhöhung des Beteiligungsbuchwertes.322 

Im Vergleich dazu führen Kapitalerhöhungen aus Gesellschaftsmitteln zu keinen Än-

derungen in der Höhe des Beteiligungsansatzes, da es bei solchen lediglich zu einer 

Umgliederung innerhalb des Eigenkapitals des assoziierten Unternehmens kommt.323 

Im Rahmen von Kapitalherabsetzungen muss zwischen einer effektiven und einer 

vereinfachten Kapitalherabsetzung unterschieden werden. Eine effektive Kapitalher-

absetzung führt zu einer erfolgsneutralen Herabsetzung und wirkt sich somit auf den 

Equity-Wert aus.324 Im Vergleich dazu kommt es bei einer vereinfachten Kapitalher-

absetzung lediglich zu einer Umgliederung des Eigenkapitals und folglich zu keiner 

Änderung in der Höhe des Equity-Ansatzes.325 

5.5.2.5 Fortschreibung um Gewinnausschüttungen 

Da der anteilige Jahresüberschuss im Rahmen der Fortschreibung bereits zu einer 

erfolgswirksamen Erhöhung des Beteiligungsansatzes geführt hat, darf es zu keiner 

weiteren Erfassung von Gewinnausschüttungen beim beteiligten Unternehmen 

kommen.326 Der ausgeschüttete Betrag mindert gemäß IAS 28.10 den Beteiligungs-

ansatz. Bei einer nicht sofortigen Gewinnausschüttung durch das assoziierte Unter-

nehmen kommt es im Jahresabschluss des beteiligten Unternehmens zu einer Erhö-

hung des Beteiligungsansatzes. Im Fall einer späteren Ausschüttung muss der Betei-

ligungsansatz wiederum in Höhe des damaligen nicht ausgeschütteten Gewinns 

vermindert werden.327 
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5.5.3 Beispiel zur Equity-Fortschreibung328 

Als Grundlage für die Equity-Fortschreibung soll das Ausgangsbeispiel aus dem Ab-

schnitt 5.3.3 dienen. 

Die M-AG hält am assoziierten Unternehmen A-AG auch am Ende des Jahres X1 

noch eine Beteiligung i.H.v. 30 %. Die stillen Reserven aus X0 entfallen auf die Ma-

schinen des assoziierten Unternehmens A-AG, welche noch eine Restnutzungsdauer 

von 2 Jahren aufweisen. Das assoziierte Unternehmen hat im Geschäftsjahr X1 ei-

nen Jahresüberschuss i.H.v. 90 Mio. GE erwirtschaftet und an die M-AG für das Ge-

schäftsjahr X1 eine Gewinnausschüttung i.H.v. 40 Mio. GE vorgenommen. Aufgrund 

eines durchgeführten Impairmenttests hat eine Fortschreibung des sich aus der Kapi-

talaufrechnung in X1 ergebenden Geschäftswertes zu unterbleiben, da es keine An-

zeichen für eine Wertminderung des Geschäftswertes gibt. 

Die Ermittlung des Beteiligungsansatzes für das assoziierte Unternehmen A-AG zum 

31.12.X1 ergibt folgendes Bild (in Mio. GE): 

 Beteiligungsansatz zum 1.1.X1 500 

+ Anteiliger Jahresüberschuss (90 * 30 %) +27 

- Abschreibung stiller Reserven (100/2 * 30 %)   -15 

- Gewinnausschüttung   -40 

= Beteiligungsansatz am 31.12.X1 472 

Aufgrund der einzelnen Fortschreibungssachverhalte in X1 beträgt der Beteiligungs-

ansatz am 31.12.X1 472 Mio. GE. Der Beteiligungsansatz muss sowohl im Jahres-

abschluss als auch im Konzernabschluss der M-AG auf 472 Mio. GE korrigiert wer-

den. 

Buchung: 

 Ergebnis aus Beteiligungen an assoziierten Unternehmen  28 

an Anteile an assoziierten Unternehmen   28 

                                            
328

 Beispiel modifiziert entnommen aus Althoff (2012), S. 435 f. 
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5.6 ZWISCHENERGEBNISELIMINIERUNG IM RAHMEN DER EQUITY-BILANZIERUNG  

5.6.1 Grundlagen der Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equity-Bilan-

zierung  

Im Gegensatz zum UGB und dem HGB verfügen die IFRS im Zusammenhang mit 

assoziierten Unternehmen keine explizite Regelung bezüglich der Durchführung ei-

ner Zwischenergebniseliminierung. Gemäß IAS 28.26, welcher auf die einzelnen 

Konsolidierungsmethoden für Tochterunternehmen verweist, lässt sich allerdings ei-

ne Verpflichtung von assoziierten Unternehmen zur Durchführung eines Zwischener-

gebniseliminierung ableiten. IAS 28.28 normiert, dass Gewinne und Verluste aus 

Transaktionen zwischen dem beteiligten Unternehmen und dem assoziierten Unter-

nehmen entsprechend der Beteiligungsquote am assoziierten Unternehmen zu elimi-

nieren sind. Die Begründung für eine anteilsmäßige Berücksichtigung liegt darin, 

dass assoziierte Unternehmen keinem beherrschenden Einfluss unterliegen und 

dass diese Transaktionen somit teilweise als bereits realisiert gelten.329  

Nach Baetge / Bruns besteht allerdings, auch wenn IAS 28 über keine entsprechen-

de Norm verfügt, die Möglichkeit von einer Anwendung der Zwischenergebniselimi-

nierung abzusehen. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn die essentiellen Informati-

onen für die Durchführung der Eliminationspflicht fehlen. Weiters brauchen die Zwi-

schenergebnisse auch dann nicht eliminiert werden, wenn diese keine wesentliche 

Bedeutung für die Darstellung des Konzernergebnisses haben.330 

5.6.2 Anwendungsbereich der Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equi-

ty-Bilanzierung 

Von der Bestimmung des IAS 28.28 sind sowohl Up-stream-Lieferungen des assozi-

ierten Unternehmens an das beteiligte Unternehmen als auch Down-stream-

Lieferungen vom beteiligten Unternehmen an das assoziierte Unternehmen erfasst. 

Bei Up-stream-Lieferungen wird der Vermögenswert im Konzernabschluss des betei-

ligten Unternehmens erfasst. Im Gegenzug ist der Gewinn aus dem Verkauf des 

Vermögenswertes im Rahmen des Konzernabschlusses des beteiligten Unterneh-

mens zu erfassen. Im Vergleich dazu sind bei Down-stream-Lieferungen die Vermö-

                                            
329

 Vgl. Fröhlich (2001), S. 110. 
330

 Vgl. Baetge / Bruns (1997), IAS 28, Rn. 105. 
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genswerte auszubuchen, was wiederum eine Änderung der Werte im Rahmen der 

Zwischenergebniseliminierung nicht mehr zulässt.331 

Obwohl Cross-stream-Lieferungen keine Erwähnung in IAS 28.28 finden, soll nach 

Fröhlich der Anwendungsbereich der Zwischenergebniseliminierung auf Transaktio-

nen zwischen zwei assoziierten Unternehmen erweitert werden, da diese grundsätz-

lich keine wesentlichen Unterschiede zu Transaktionen zwischen beteiligtem und 

assoziiertem Unternehmen aufweisen.332 

5.6.3 Kritik zur Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equity-Bilanzierung  

Trotz der Verpflichtung zur Zwischenergebniseliminierung bei Anwendung der Equi-

ty-Methode, stellt sich die Frage, ob diese überhaupt mit der Grundidee der Equity-

Methode im Einklang steht. Die Gründe für eine kritische Betrachtung der Zwischen-

ergebniseliminierung bei assoziierten Unternehmen sind vielfältig. 333 Die Gründe für 

eine ablehnende Haltung der Zwischenergebniseliminierung im Rahmen der Equity-

Bewertung ähneln jenen aus dem Abschnitt 4.6.3 der vorliegenden Arbeit. Aus die-

sem Grund ist auf die entsprechenden Ausführungen zu verweisen. 

5.7 SONDERPROBLEME IM RAHMEN DER EQUITY-BILANZIERUNG 

5.7.1 Allgemeines 

Wie bereits in den Abschnitten 3.7.1 und 4.7.1 dargelegt, kann die Anwendung der 

Equity-Methode zu einer Vielzahl von Sonderproblemen führen. Dies trifft auch auf 

die Anwendung der Equity-Methode nach den IFRS zu. Auch in diesem Abschnitt soll 

der Fokus vor allem auf abweichende Bilanzstichtage, auf die Währungsumrechnung 

bei ausländischen assoziierten Unternehmen und auf das Fehlen der erforderlichen 

Daten des assoziierten Unternehmens für die Equity-Bewertung gelegt werden. 
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 Vgl. Lüdenbach / Christian (2012), S. 271. 
332

 Vgl. Fröhlich (2001), S. 110. 
333

 Vgl. kritisch zur Zwischenergebniseliminierung u.a. Küting / Zündorf (1986), S. 18 f. 
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5.7.2 Einheitlicher Bilanzstichtag  

IAS 28.33 sieht vor, dass für die Durchführung einer Equity-Bewertung der vom as-

soziierten Unternehmen zuletzt zur Verfügung stehende Abschluss heranzuziehen 

ist. Aus diesem Grund sollte der Bilanzstichtag des assoziierten Unternehmens mit 

jenem des beteiligten Unternehmens übereinstimmen. Diese Bestimmung ist aller-

dings nicht als zwingend zu erachten, denn es wird im Gegenzug auch die Möglich-

keit eingeräumt, das assoziierte Unternehmen mit abweichendem Bilanzstichtag zu 

bewerten.334 Wird von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht, besteht aber die Ver-

pflichtung zur Erstellung eines Zwischenabschlusses, in dem der letzte Jahresab-

schluss des assoziierten Unternehmens auf den Bilanzstichtag des beteiligten Unter-

nehmens fortgeschrieben wird.335  

Ist allerdings die Erstellung eines Zwischenabschlusses undurchführbar, dann darf 

als Konsequenz auch ein Abschluss erstellt werden, welcher auf abweichenden Bi-

lanzstichtagen beruht. Es muss allerdings in so einem Fall sichergestellt werden, 

dass die Dauer des Wirtschaftsjahres und der Zeitraum der abweichenden Bilanz-

stichtage gleich bleiben, um dadurch das Gebot der Stetigkeit aufrechtzuerhalten.336 

Außerdem müssen gemäß IAS 28.34 alle wesentlichen Ereignisse oder Transaktio-

nen, welche zwischen dem beteiligten als auch dem assoziierten Unternehmen im 

Rahmen dieses Zeitraumes stattfinden, durch entsprechende Berichtigungen soweit 

wie möglich berücksichtigt werden. Als Gründe für die Undurchführbarkeit der Erstel-

lung eines Zwischenabschlusses sind bspw. das Fehlen von wesentlichem Informati-

onsmaterial oder auch die Verursachung unverhältnismäßiger Kosten zu nennen.337  

5.7.3 Währungsumrechnung  

Angesichts der Tatsache, dass das beteiligte als auch das assoziierte Unternehmen 

ihren Sitz in verschiedenen Ländern haben können und diese dadurch verpflichtet 

sind ihre Abschlüsse in verschiedenen Währungen aufzustellen, stellt sich selbstver-

ständlich die Frage, welche Umrechnungsmethode in solchen Fällen nach den IFRS 

anzuwenden ist. Um diese Frage beantworten zu können, ist nicht der IAS 28 son-

dern der IAS 21 heranzuziehen. IAS 21 regelt die Umrechnung einzelner Geschäfts-
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 Vgl. Fröhlich (2001), S. 111. 
335

 Vgl. Hammen (2011), IAS 28, Rn. 73 f. 
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 Vgl. IAS 28.34. 
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 Vgl. Baetge / Bruns (1997), IAS 28, Rn. 61 f. 
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vorfälle in Fremdwährung einschließlich der Umrechnung von Jahresabschlüssen 

ausländischer Unternehmen.338 

Im Rahmen der Währungsumrechnung nach den IFRS kommen nur zwei Methoden 

zur Anwendung. Dabei handelt es sich einerseits um die Zeitbezugsmethode und 

andererseits um die modifizierte Stichtagskursmethode. Welche dieser beiden Um-

rechnungsmethoden schlussendlich zur Anwendung kommt, hängt davon ab, inwie-

weit das assoziierte Unternehmen in die Geschäftstätigkeit des Konzerns integriert 

wird. Ist das ausländische assoziierte Unternehmen integrierter Bestandteil der Tä-

tigkeit des Konzerns, dann ist die Zeitbezugsmethode im Rahmen der Währungsum-

rechnung anzuwenden.339 Ist das ausländische assoziierte Unternehmen allerdings 

als wirtschaftlich selbstständige Einheit zu betrachten, hat eine Umrechnung mittels 

der modifizierten Stichtagskursmethode zu erfolgen.340  

5.7.4 Fehlen der erforderlichen Daten des assoziierten Unternehmens  

Um eine ordnungsgemäße Fortschreibung des Beteiligungsansatzes gewährleisten 

zu können, ist die Beschaffung der notwendigen Informationen unumgänglich. Häufig 

stellt sich die Beschaffung der dafür erforderlichen Informationen jedoch in der Reali-

tät als schwierig dar, da bspw. das assoziierte Unternehmen wegen fehlender Offen-

legungspflicht keinen Abschluss zu erstellen hat und folglich dem beteiligten Unter-

nehmen keine entsprechenden Informationen zur Verfügung stellt. Ist die Informati-

onsbeschaffung mit Problemen behaftet, so ist folglich entweder die Fortschreibung 

mittels Schätzungen durchzuführen oder auf die Equity-Bilanzierung mit entspre-

chender Begründung zu verzichten.341 

5.8 BEENDIGUNG DER EQUITY-FORTSCHREIBUNG  

Bei späterem Wegfall des maßgeblichen Einflusses muss die Equity-Fortschreibung  

gemäß IAS 28.22 zwingend ausgesetzt werden. Ein maßgeblicher Einfluss liegt ab 

dem Zeitpunkt nicht mehr vor, ab dem das beteiligte Unternehmen über keine Mög-

lichkeit mehr verfügt, Einfluss auf die Geschäfts- und Finanzpolitik des assoziierten 
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 Vgl. IAS 21.3. 
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 Vgl. IAS 21.21. 
340

 Vgl. IAS 21.38. 
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 Vgl. Lüdenbach / Hoffmann (2013), § 33, Rz. 86. 
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Unternehmens auszuüben.342 Gründe für eine zwingende Aussetzung können u.a. in 

der vollständigen oder teilweisen Beteiligungsveräußerung oder in einem erheblichen 

Beteiligungszukauf liegen.343 Sofern es zu keinem vollständigen Verkauf der Anteile 

am assoziierten Unternehmen kommt, ist der verbleibende Anteil gemäß IAS 

28.22(b) mit dem beizulegenden Zeitwert zu bewerten. Der Endkonsolidierungserfolg 

lässt sich aus der Gegenüberstellung zwischen dem Veräußerungserlös aus Kon-

zernsicht und dem Veräußerungserlös im Jahresabschluss ermitteln. Außerdem 

müssen die bislang im sonstigen Ergebnis erfassten Beträge so ausgewiesen wer-

den, als ob das assoziierte Unternehmen die Veräußerung des finanziellen Vermö-

genswertes selbst vorgenommen hätte.344 Der Übergang von einem assoziierten Un-

ternehmen zu einem Joint Venture führt zu keiner Endkonsolidierung. In solch einem 

Fall ist mit der Equity-Fortschreibung fortzusetzen.345  

5.9 ANHANGANGABEN IM RAHMEN DER EQUITY-BILANZIERUNG 

Durch die Equity-Bilanzierung von assoziierten Unternehmen im Konzernabschluss 

nach den IFRS ergeben sich, wie auch nach dem UGB und dem HGB, umfangreiche 

Angabepflichten im Konzernanhang.  

Gemäß IFRS 12.20 und 12.21 hat das beteiligte Unternehmen u.a. folgende Informa-

tionen im Konzernanhang zur Verfügung zu stellen: 

 Art, Umfang und Risiken im Zusammenhang mit dem Halten der Anteile des 

beteiligten Unternehmens am assoziierten Unternehmen; 

 Name und Hauptgeschäftssitz des assoziierten Unternehmens, 

 Beteiligungs- oder Anteilsquote des beteiligten Unternehmens am assoziierten 

Unternehmen; 

 Bewertung der Beteiligung am assoziierten Unternehmen nach der Equity-

Methode oder zum beizulegenden Zeitwert; 

 Finanzinformationen über das assoziierte Unternehmen. 
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Außerdem sind gemäß IFRS 12.22 u.a. folgende Informationen anzugeben: 

 Art und Umfang der Beschränkungen des assoziierten Unternehmens beim 

Transfer der Dividenden an das beteiligte Unternehmen; 

 Angabe und Begründung von abweichenden Bilanzstichtagen zwischen dem 

assoziierten Unternehmen und dem beteiligten Unternehmen. 

Zusätzlich hat das beteiligte Unternehmen gemäß IFRS 12.23 Informationen über 

Rückstellungen, Eventualverbindlichkeiten und Eventualforderungen im Zusammen-

hang mit assoziierten Unternehmen zur Verfügung zu stellen. 

5.10 ANWENDUNG DER EQUITY-METHODE IM JAHRESABSCHLUSS  

Beteiligungen an assoziierten Unternehmen sind im Jahresabschluss des beteiligten 

Unternehmens gemäß IAS 28.44 i.V.m. IAS 27.10 entweder mit den Anschaffungs-

kosten oder in Einklang mit IFRS 9 zum beizulegenden Zeitwert zu bilanzieren. Jene 

Anteile an assoziierten Unternehmen, bei welchen das Wahlrecht zugunsten der An-

schaffungskostenmethode gezogen worden ist, sind entsprechend IFRS 5 zu bewer-

ten.346 Gründe für einen Ansatz mit den Anschaffungskosten liegen u.a. in der einfa-

chen Handhabung der Anschaffungskostenmethode im Vergleich zu einer Fair-value-

Bewertung, da diese bspw. keine Nebenrechnungen erfordert.347 Als Nachteil der 

Anschaffungskostenmethode muss allerdings die Tatsache angeführt werden, dass 

das Ergebnis des assoziierten Unternehmens erst im Zeitpunkt der Ausschüttung zu 

berücksichtigen ist.348 Die Bilanzierung von Anteilen an assoziierten Unternehmen 

nach der Equity-Methode ist somit auch in einem Jahresabschluss nach den IFRS 

nicht zulässig. 
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 Vgl. in diesem Zusammenhang IFRS 5. 
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6  ZUSAMMENFASSUNG 

Nach entsprechender Analyse und Gegenüberstellung der Behandlung von assozi-

ierten Unternehmen im Konzernabschluss nach dem UGB, dem HGB und den IFRS 

lässt sich zusammenfassend sagen, dass bereits beim Begriff des assoziierten Un-

ternehmens die ersten Unterschiede zwischen dem UGB, dem HGB und den IFRS 

zu finden sind. Entsprechend dem UGB liegt ein assoziiertes Unternehmen erst ab 

einem Beteiligungsausmaß von 20 % vor. Dieses zwingende Mindestausmaß ist so-

wohl im HGB als auch bei den IFRS nicht wiederzufinden. Ein weiterer bedeutender 

Unterschied liegt in der Tatsache, dass der maßgebliche Einfluss nach dem UGB 

und dem HGB tatsächlich ausgeübt werden muss. Im Vergleich dazu reicht bei den 

IFRS bereits die Möglichkeit der Ausübung eines maßgeblichen Einflusses aus.  

Außerdem muss sowohl nach dem UGB als auch dem HGB, im Vergleich zu den 

IFRS, die Beteiligung am assoziierten Unternehmen dazu bestimmt sein, dem Ge-

schäftsbetrieb des beteiligten Unternehmens dauerhaft zu dienen. Bei den IFRS 

muss die Beteiligung am assoziierten Unternehmen weder dem Geschäftsbetrieb 

dienen noch von Dauer sein. Der Begriff des assoziierten Unternehmens wird in allen 

drei Rechnungslegungssystemen übereinstimmend durch den Begriff des maßgebli-

chen Einflusses geprägt. Beim maßgeblichen Einfluss handelt es sich allerdings so-

wohl nach dem UGB, dem HGB und den IFRS um einen unbestimmten Rechtsbe-

griff. Zu dessen Bestimmung bedienen sich deshalb alle drei Rechnungslegungssys-

teme bestimmter Indikatoren, welche das Vorliegen eines maßgeblichen Einflusses 

vermuten lassen. Bedeutende Unterschiede hinsichtlich der Bilanzierung assoziierter 

Unternehmen im Konzernabschluss konnten zwischen den Vorschriften des UGB, 

des HGB und der IFRS nicht identifiziert werden. Bei allen drei Rechnungslegungs-

systemen erfolgt die Bilanzierung assoziierter Unternehmen im Konzernabschluss 

entsprechend der Equity-Methode. 

Im Rahmen der Kapitalaufrechnung nach dem UGB sind grundsätzlich zwei ver-

schiedene Kapitalaufrechnungsmethoden möglich, nämlich einerseits die Buchwert-

methode und andererseits die Kapitalanteilsmethode. Im Vergleich dazu sieht das 

HGB seit dem Inkrafttreten des BilMoG nur mehr die Buchwertmethode im Rahmen 

der Kapitalaufrechnung vor. Zuvor war die Ermittlung des Unterschiedsbetrages auch 

nach der Kapitalanteilsmethode zulässig. Die IFRS sehen ebenfalls nur eine Variante 
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der Kapitalaufrechnung vor, nämlich eine Mischvariante der Buchwert- und der Kapi-

talanteilsmethode. Die Kapitalaufrechnung entspricht eher der Kapitalanteilsmetho-

de, der Ausweis des Unterschiedsbetrages folgt wiederum eher der Buchwertmetho-

de. 

Einen weiteren bedeutenden Unterschied kann man auch beim Zeitpunkt der Kapi-

talaufrechnung zwischen den einzelnen Rechnungslegungssystemen feststellen. 

Während das HGB und die IFRS nur einen Zeitpunkt der Kapitalaufrechnung ver-

pflichtend vorschreiben, nämlich die Aufrechnung zum Zeitpunkt zu dem das Beteili-

gungsunternehmen assoziiertes Unternehmen geworden ist, sieht das UGB weiterhin 

drei verschiedene Kapitalaufrechnungszeitpunkte vor. Eine Angleichung des UGB an 

das HGB und an die IFRS ist laut Fröhlich in diesem Zusammenhang unbedingt er-

forderlich, um den Ermessensspielraum im Rahmen der Bilanzierung wesentlich zu 

eliminieren.349  

Bei der Equity-Fortschreibung als auch bei der Zwischenergebniseliminierung kön-

nen keine bedeutenden Unterschiede zwischen den drei Rechnungslegungssyste-

men festgestellt werden. Sowohl das UGB, das HGB als auch die IFRS gehen im 

Rahmen der Zwischenergebniseliminierung von einer anteilsmäßigen Bereinigung 

entsprechend der Beteiligungsquote am assoziierten Unternehmen aus. Lediglich die 

Frage, ob eine Zwischenergebniseliminierung bei Beteiligungen an assoziierten Un-

ternehmen überhaupt durchgeführt werden soll, gilt als heiß diskutiert. Nach Küting / 

Zündorf steht eine Erweiterung der Zwischenergebniseliminierung auch auf assozi-

ierte Unternehmen im Widerspruch zur Einheitstheorie, denn nach dieser bilde nur 

die Konzerneinheit den Konsolidierungskreis im engeren Sinn.350 Assoziierte Unter-

nehmen sind allerdings dem Konsolidierungskreis im weiteren Sinn zuzuordnen.351  

Im Vergleich dazu, spricht sich Fröhlich für eine Anwendung der Zwischenergebni-

seliminierung gerade bei nicht vollkonsolidierten Unternehmen aus, denn das Risiko 

einer Manipulation von Verrechnungspreisen kann auch bei einem maßgeblichen 

Einfluss nicht vollständig ausgeschlossen werden. Um allerdings dieses Risiko aus-

                                            
349

 Vgl. Fröhlich (2001), S. 126 f. 
350
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351

 Vgl. Haase (1985), S. 1703.  
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schalten zu können, muss die Zwischenergebniseliminierung folglich auch auf asso-

ziierte Unternehmen ausgedehnt werden.352  

Auch bei den besprochenen Sonderproblemen, welche im Rahmen der Equity-

Methode auftreten können, lassen sich kaum wesentliche Unterschiede erkennen. 

Der einzig nennenswerte Unterschied besteht darin, dass es bei einer Währungsum-

rechnung nach dem UGB ein Wahlrecht bezüglich der einzelnen Währungsumrech-

nungsmethoden gibt, nach dem HGB lediglich die modifizierte Stichtagskursmethode 

und nach den IFRS grundsätzlich zwei verschiedene Währungsumrechnungsmetho-

den zur Anwendung kommen können. Allerdings sehen die IFRS diesbezüglich kein 

Wahlrecht vor, sondern je nach Erfassung des assoziierten Unternehmens in den 

Geschäftsprozess des Konzerns, kommt die eine ansonsten die andere Umrech-

nungsmethode zur Anwendung. 

Im Zusammenhang mit den Anhangangaben konnte festgestellt werden, dass diese 

nach dem HGB unter Einbeziehung des DRS 8 und nach den IFRS wesentlich um-

fangreicher sind als nach dem UGB. Auch in diesem Punkt wird deshalb von Fröhlich 

eine Anpassung des UGB an die entsprechenden Vorschriften der IFRS gefordert, 

um dadurch mehr Informationen für den Bilanzleser zur Verfügung zu stellen. Vor 

allem die Angabe der Entwicklung des Unterschiedsbetrages in den Folgejahren ist 

laut Fröhlich wünschenswert, welche bislang vom UGB allerdings nicht gefordert 

wird.353 

Die im Rahmen dieser wissenschaftlichen Arbeit zuletzt behandelte Frage, nämlich 

ob die Equity-Methode auch bei der Bilanzierung von assoziierten Unternehmen im 

Jahresabschluss zur Anwendung kommen darf oder nicht, konnte eindeutig beant-

wortet werden. Sowohl das UGB als auch das HGB und die IFRS schließen eine 

Anwendung der Equity-Methode im Jahresabschluss ausdrücklich aus, da diese so-

wohl das Anschaffungskostenprinzip als auch das Realisationsprinzip verletzt.354  

Die Frage, ob letztendlich die Equity-Methode auch im Jahresabschluss zugelassen 

werden soll oder nicht, gilt als heiß diskutiert. Nach umfassender Analyse der Aus-

wirkungen der Equity-Methode auf die einzelnen Funktionen des Jahresabschlusses 

lässt sich nach Fröhlich eine Equity-Bewertung durchaus befürworten, da diese zu 
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einer Steigerung der Aussagekraft des Jahresabschlusses beitragen könnte.355 Im 

Vergleich zu Fröhlich würde nach Weber die Erlaubnis zur Anwendung der Equity-

Methode im Jahresabschluss kaum zu einer Erhöhung der Aussagekraft des Jahres-

abschlusses beitragen, da die im Rahmen einer Equity-Bewertung gewonnen Er-

kenntnisse auch im Anhang Platz finden können.356 
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ABSTRACT 

Assoziierte Unternehmen und deren Bilanzierung im Konzernabschluss nehmen eine 

ganz besondere Stellung in der Konzernrechnungslegung ein. Die vorliegende Arbeit 

hat sich zum Ziel gesetzt, die Bilanzierung von assoziierten Unternehmen in Kon-

zernabschlüssen sowohl nach den Vorschriften des UGB, des HGB und der IFRS 

ausführlich zu erläutern. Behandelt werden nicht nur die allgemeinen Grundlagen zur 

begrifflichen Auslegung von assoziierten Unternehmen, sondern auch die Ausgestal-

tung der Equity-Methode im Konzernabschluss. Außerdem wird die Vorgehensweise 

im Rahmen der Equity-Fortschreibung veranschaulicht und die wesentlichen Sonder-

probleme, die sich aufgrund der Anwendung der Equity-Methode ergeben können, 

ausführlich besprochen. Auch die Frage, ob die Equity-Methode im Jahresabschluss 

zur Anwendung kommen kann, soll untersucht werden. Um den theoretischen Aspekt 

dieser wissenschaftlichen Arbeit besser zum Verständnis zu bringen, wird ergänzend 

zu den theoretischen Erläuterungen die Vorgehensweise im Rahmen der Equity-

Bewertung anhand von Rechenbeispielen beschrieben.  
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